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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 10.00 Uhr.

Präsident Weber: Ich eröffne die 67. Sitzung der
Bürgerschaft (Landtag).

Ich begrüße die hier anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Vertreter der Medien.

Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht herz-
lich eine 10. Klasse der Integrierten Stadtteilschule
Obervieland. – Seien Sie herzlich willkommen!

(Beifall)

Gemäß Paragraf 21 der Geschäftsordnung gebe ich
Ihnen folgende Eingänge bekannt:

1. Nationales Stipendienprogramm für Bremen
nutzen, Dringlichkeitsantrag der Fraktionen der FDP
und der CDU vom 18. Mai 2010, Drucksache 17/1298.

Gemäß Paragraf 21 Satz 2 unserer Geschäftsord-
nung muss das Plenum zunächst einen Beschluss über
die Dringlichkeit des Antrags herbeiführen.

Wer einer dringlichen Behandlung des Antrags
zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen vor, diesen Punkt mit dem Punkt
außerhalb der Tagesordnung, Nationalem Stipendi-
enprogramm im Bundesrat nicht zustimmen, zu ver-
binden.

Ich höre keinen Widerspruch. Die Bürgerschaft
(Landtag) ist damit einverstanden.

2. Begleitantrag zum vierten Gesetz zur Bereini-
gung des bremischen Rechts, Dringlichkeitsantrag
der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und der SPD
vom 18. Mai 2010, Drucksache 17/1301.

Auch hier lasse ich gemäß Paragraf 21 Satz 2 un-
serer Geschäftsordnung über die Dringlichkeit die-
ses Antrags abstimmen.

Wer einer dringlichen Behandlung des Antrags
zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen eine Verbindung mit Tagesord-
nungspunkt sieben, Viertes Gesetz zur Bereinigung
des bremischen Rechts, vor. – Auch hier höre ich kei-
nen Widerspruch, dann können wir so verfahren.

Die übrigen Eingänge bitte ich der Mitteilung über
den voraussichtlichen Verlauf der Plenarsitzungen
sowie dem heute verteilten Umdruck zu entnehmen.

I. Eingänge gemäß § 21 der Geschäftsordnung

1. Drogenabhängigkeit und Drogenkriminalität

Große Anfrage der Fraktion der CDU
vom 20. April 2010
(Drucksache 17/1260)

2. Normenkontrollrat als Modell auch für Bremen

Große Anfrage der Fraktion der CDU
vom 21. April 2010
(Drucksache 17/1272)

3. Rechtswidrige Abschiebepraxis in Bremen?
Umgehung amtsärztlicher Krankschreibun-
gen mit Hilfe externer Mediziner

Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 26. April 2010
(Drucksache 17/1277)

4. Europapolitisches Jugendkonzept für Bremen

Antrag der Fraktionen der SPD und
Bündnis 90/Die Grünen
vom 11. Mai 2010
(Drucksache 17/1291)

5. Missbrauch zugewiesener Unterrichtsstunden
in Biblische Geschichte abstellen

Antrag der Fraktion der CDU
vom 18. Mai 2010
(Drucksache 17/1295)

Diese Angelegenheiten kommen auf die Tagesordnung
der Juni-Sitzung.

II. Kleine Anfragen gemäß § 29 Abs. 2 der Ge-
schäftsordnung

1. Berechnung der Sätze wirtschaftlicher Hilfe
für Schulen in freier Trägerschaft

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 1. März 2010

D a z u

Antwort des Senats vom 11. Mai 2010
(Drucksache 17/1290)

2. Neuausrichtung der Wirtschaftsförderinstru-
mente – Umstellung von Zuschüssen auf Dar-
lehensförderung und die Entwicklung revol-
vierender Fonds

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 2. März 2010

D a z u

Antwort des Senats vom 27. April 2010
(Drucksache 17/1281)
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3. Sparkurs der Bundesregierung gefährdet Ar-
beit der BAgIS und der ARGE Job-Center
Bremerhaven

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 15. März 2010

4. Wissenschaft und Forschung im Lande Bre-
men als Impulsgeber für die Standortent-
wicklung

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 1. April 2010

5. Gewalt und Straftaten im öffentlichen Per-
sonennahverkehr

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 20. April 2010

6. Finanzielle Vermarktung von Gesprächen mit
Politikern im Lande Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 21. April 2010

7. Begutachtung der Reisefähigkeit von nicht
aufenthaltsberechtigten Ausländerinnen und
Ausländern

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 23. April 2010

8. Dachflächenkataster „Sun-Area Bremerha-
ven“

Kleine Anfrage der Fraktion der FDP
vom 29. April 2010

9. Umsetzungsstand des Programms „Wohnen
in Nachbarschaften (WiN)“

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 4. Mai 2010

10. Finanzielle Situation von Hebammen sichern
– wohnortnahe Geburtshilfe im Land Bremen
erhalten

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 6. Mai 2010

11. Rockerkriminalität

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 11. Mai 2010

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurden inter-
fraktionelle Absprachen getroffen, und zwar zur Aus-
setzung des Tagesordnungspunktes 21, Perspektiven
der beruflichen Bildung im Lande Bremen, des Ta-
gesordnungspunktes 22, Bilanz des Ausbildungspakts
im Lande Bremen, des Tagesordnungspunktes 23,
Entwicklung der Ganztagsschule im Lande Bremen,
und der miteinander verbundenen Tagesordnungs-
punkte 26, Einnahmesicherung für die touristische
Infrastruktur in Bremen und Bremerhaven, und 27,
Keine weiteren Steuersenkungen – kommunale Fi-
nanzen sichern und stärken, zur Verbindung der Ta-
gesordnungspunkte drei, Änderung des Gesetzes über

Sonn- und Feiertage, vier und fünf, Bibliotheken an
Sonntagen öffnen, der Tagesordnungspunkte 17 und
18, Personalbericht 2009 Band IV – Bericht über die
Umsetzung des Landesgleichstellungsgesetzes 2008
und Bericht und Antrag des Ausschusses für die Gleich-
stellung der Frau dazu, 38 und 39, 3. Fortschrittsbe-
richt zur Umsetzung von Gender-Mainstreaming in
der bremischen Verwaltung und Bericht und Antrag
des Ausschusses für die Gleichstellung der Frau dazu,
und der Tagesordnungspunkte 36 und 40, Wahl ei-
ner Vizepräsidentin beziehungsweise eines Vizeprä-
sidenten des Rechnungshofs. Des Weiteren wurden
Verabredungen zur Vereinbarung von Redezeiten bei
einigen Tagesordnungspunkten getroffen.

Hinsichtlich der Abwicklung der Tagesordnung der
Bürgerschaft (Landtag) wurde vereinbart, dass zu Be-
ginn der Sitzung am Mittwochnachmittag die mit-
einander verbundenen Tagesordnungspunkte 36 und
40, Wahl eines Vizepräsidenten/einer Vizepräsidentin
des Rechnungshofs, und im Anschluss daran der Ta-
gesordnungspunkt 13, Freiwilliges Soziales Jahr Po-
litik, und der Punkt außerhalb der Tagesordnung
„Kein Offshore-Schwerlasthafen im Naturschutzge-
biet von Bremerhaven“ behandelt werden.

Die Donnerstagvormittagssitzung der Bürgerschaft
(Landtag) beginnt mit Tagesordnungspunkt acht,
Zukunft des Stadtmarketings im Land Bremen, da-
nach sollen die Punkte außerhalb der Tagesordnung
„Gründung von Grundschulen in freier Trägerschaft
zulassen – auf Rechtsmittel verzichten!“ und „Nati-
onalem Stipendienprogramm im Bundesrat nicht zu-
stimmen“ aufgerufen werden.

Zu Beginn der Sitzung der Bürgerschaft (Landtag)
am Donnerstagnachmittag soll Tagesordnungspunkt
14, Keine Kohlendioxid-Endlager in Bremen, behan-
delt werden.

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewünscht? – Das ist der Fall.

Bitte, Herr Kollege Dr. Möllenstädt!

Abg. Dr. Möllenstädt (FDP): Herr Präsident, lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Für die FDP-Frakti-
on würde ich gern darum bitten, dass wir den Punkt
sieben der Tagesordnung für diese Sitzung ausset-
zen. Es hat dazu zwei zusätzliche Anträge der Koa-
litionsfraktionen gegeben, die uns erst gestern Abend
erreicht haben, ohne dass dies vorher angekündigt
worden wäre. Wir würden es begrüßen, wenn wir die-
sen Punkt in der nächsten Sitzungswoche beraten,
da uns das ermöglichen würde, diese Anträge zur
Kenntnis zu nehmen und dann auch zu bewerten. –
Vielen Dank!

Präsident Weber: Also der Tagesordnungspunkt
sieben, Viertes Gesetz zur Bereinigung des bremi-
schen Rechts. Das ist der Wunsch!

Bitte, Herr Dr. Güldner!
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Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte
meinen Vorredner dahingehend korrigieren, dass das
interfraktionell Gegenstand war,

(Abg. D r .  B u h l e r t  [FDP]: Nein!)

wenn meine Erinnerung mich nicht trügt.

Ich weiß nicht, ob Sie oder sonst jemand von Ih-
rer Fraktion da waren! Ich glaube, Herr Dr. Möllen-
städt war nicht da, ich habe ihn jedenfalls nicht ge-
sehen. Ich glaube, es gibt einen Bedarf bei diesen
vielen Gesetzen und Verordnungen, die hier in die-
sem Gesetzespaket zur Debatte stehen, endlich
einmal Klarheit über die Verlängerung zu schaffen,
und ich glaube, dass die Anträge so übersichtlich und
so einfach strukturiert sind, dass es allen Fraktionen
möglich sein müsste, sich heute dazu zu verhalten.
– Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Präsident Weber: Das war also die Gegenrede!

Ich lasse über den Antrag von Herrn Dr. Möllen-
städt abstimmen.

Wer einer Aussetzung des Tagesordnungspunktes
sieben seine Zustimmung geben möchte, den bitte
ich um das Handzeichen!

(Dafür DIE LINKE und FDP)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen
und Abg. M ö h l e  [parteilos])

Stimmenthaltungen?

(CDU und Abg. T i t t m a n n  [parteilos])

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist ge-
gen eine Aussetzung des Tagesordnungspunktes sie-
ben.

Wer mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit
den interfraktionellen Absprachen einverstanden.

(Einstimmig)

Darüber hinaus darf ich Ihnen mitteilen, dass ich
einen Dringlichkeitsantrag der Fraktionen der CDU
und der FDP zu der Drucksache 17/1282, mit dem

der Bürgerschaft Herr Detlef Meyer-Stender für die
Wahl zum Vizepräsidenten des Rechnungshofs vor-
geschlagen wird, zurückgewiesen habe. Der Wahl-
vorschlag liegt bereits vor, Drucksache 17/1285.

Ergänzend mache ich darauf aufmerksam machen,
dass sich aus Paragraf 58 Absatz 7 der Geschäftsord-
nung ergibt, dass es bei der Wahl für ein Amt zwar
mehrere Wahlvorschläge geben kann, nicht aber
einen Wahlvorschlag mehrfach. Gewählt wird nur ein
Mal.

Im Übrigen weise ich darauf hin, dass ich den Frak-
tionen den Vermerk des Wissenschaftlichen Diens-
tes vom 4. Mai 2010 zur Mitteilung des Vorstands für
die Wahl einer Vizepräsidentin beziehungsweise eines
Vizepräsidenten des Rechnungshofs der Freien Han-
sestadt Bremen übermittelt habe.

Wir treten in die Tagesordnung ein.

Fragestunde

Für die Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag)
liegen zehn frist- und formgerecht eingebrachte
Anfragen vor. Die neunte Anfrage wurde zwischen-
zeitlich vom Fragesteller zurückgezogen.

Die erste Anfrage trägt die Überschrift „Foto-
Abzocke an Schulen in Bremen und Bremerhaven?“.
Die Anfrage ist unterschrieben von den Abgeordneten
Frau Stahmann, Dr. Güldner und Fraktion Bündnis
90/Die Grünen.

Bitte, Frau Kollegin Stahmann!

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen): Wir
fragen den Senat:

Erstens: Liegen dem Senat aktuelle Erkenntnisse
aus Bremen und Bremerhaven über Bestechungsfälle
von Schulfotografinnen beziehungsweise Schulfoto-
grafen wie in Niedersachsen vor?

Zweitens: Zu welchen vertraglichen Konditionen
arbeiten Fotografinnen beziehungsweise Fotografen
zum Beispiel bei der Einschulung von Kindern oder
in den Kindertagesheimen?

Drittens: Wie bewertet der Senat die Praxis, dass
Fotografinnen beziehungsweise Fotografen soge-
nannte „Paketlösungen“ anbieten, die dazu führen,
dass oft mehr Fotos abgenommen werden müssen als
gewollt?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Frau Senatorin Jürgens-Pieper.

Senatorin Jürgens-Pieper: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Für den Senat beantworte ich
die Anfrage wie folgt:
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Zu Frage 1: Dem Senat liegen keine Erkenntnis-
se aus Bremen und Bremerhaven über Strafverfah-
ren gegen Schulfotografinnen oder -fotografen wegen
Vorteilsgewährung oder Bestechung von Amtsträgern
vor. Auch in Bremen gibt es Schulfotoaktionen, bei
denen den Schulen Sachleistungen oder Aufwands-
entschädigungen von Fotografinnen und Fotografen
gewährt werden. Das Landgericht Hildesheim hat in
dem zu entscheidenden Fall die beiden Angeklag-
ten vom Vorwurf der Bestechung freigesprochen. Ein
rechtskräftiges Urteil liegt in dieser Sache jedoch noch
nicht vor.

Zu Frage 2: In den Grundschulen gab es sowohl
mündliche Vereinbarungen mit Schulfotografen als
auch schriftlich abgeschlossene Verträge. Die Schulen
sagten in diesen Verträgen regelmäßig organisato-
rische Unterstützung bei der Durchführung der Fo-
toaktion zu. Die gefertigten Fotos oder Fotomappen
wurden den Eltern der Kinder dann von den Foto-
grafinnen oder Fotografen unverbindlich zum Kauf
angeboten. In einigen Fällen erhielten Schulen für
ihre Unterstützung eine Gegenleistung in Form von
kostenlosen Klassenfotos pro Kind, einem Gruppen-
bild des Kollegiums oder wahlweise einem Lehrer-
poster, Klebestiften, Linealen, Zeugnismappen, Schlüs-
selanhängern oder Stickern. Darüber hinaus haben
nach Kenntnis des Senats Schulen pro fotografier-
tes Kind Aufwandspauschalen oder pauschale Auf-
wandsentschädigungen erhalten, die in der Regel
zwischen 2 Euro und 2,75 Euro pro Kind liegen.

In den Kindertagesheimen werden zwar auch häu-
fig Fotos von den Kindern oder Gruppen aufgenom-
men; in der Regel findet dies jedoch wegen des er-
heblich geringeren organisatorischen Aufwandes nicht
im Rahmen größerer Fotoaktionen statt. Über Ver-
träge zwischen Kindertageseinrichtungen und Foto-
grafen ist dem Senat nichts bekannt.

Zu Frage 3: Das Angebot von sogenannten Paket-
lösungen in Form von Komplettserien oder Einzel-
Sets durch Schulfotografinnen und -fotografen ent-
spricht üblichen Gepflogenheiten. Da es sich um nicht
verpflichtende Vereinbarungen zwischen den Foto-
grafen und Fotografinnen einerseits und den Eltern
andererseits handelt, sieht der Senat keinen Grund
einer eigenen Bewertung dieser Praxis. – Soweit die
Antwort des Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen): Frau
Senatorin, gibt es eigentlich eine einheitliche Rege-
lung, in welcher Höhe Schulen Geschenke anneh-
men dürfen, in diesem Fall von den Fotografen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Wir haben eine Reihe
von rechtlichen Regelungen, was Schenkungen und

Korruption angeht, auf die wir die Schulen auch hin-
weisen, und auch Richtlinien über Werbung; die kann
ich gern einmal bei dieser Gelegenheit zur Verfügung
stellen. Allerdings gibt es eine noch nicht sehr kon-
sistente Rechtsprechung zu der Frage. Deshalb ha-
ben wir den Schulen auch angeraten, vorsichtig zu
sein oder – noch besser – sich rückzuversichern, um
das Ganze transparent zu machen.

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen):
Noch einmal zu diesen Paketlösungen! Von vielen
Schulen und auch von den Kindergärten bekommt
man die Rückmeldung, dass teilweise Eltern von den
Fotografen mit dem Hinweis angeschrieben werden,
ein Foto kostet 15 Euro, zwei Fotos 18 Euro, und alle
zusammen würde man für 20 Euro bekommen, was
auf der einen Seite viele Eltern auch vor wirtschaft-
liche Probleme stellt, wenn man nicht so viel verdient,
aber auch für viele ärgerlich ist, weil sie manche Fotos
gar nicht haben wollen, weil sie zum Beispiel nicht
gut geworden sind. Wie wertet der Senat dieses
Vorgehen? Ist das so in Ordnung?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Dazu haben wir, den-
ke ich, keine Position einzunehmen. Ich denke, wir
sollten den Eltern hier die Entscheidung überlassen
und dies nicht staatlich reglementieren.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen): Gibt
es Hinweise aus Schulen, die andere Regelungen
gefunden haben, um Klassenfotos allen Kindern zur
Verfügung stellen zu können, auch für die Kinder,
deren Eltern sich diese Fotos nicht leisten können?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Solche Entscheidungen
sind mir nicht bekannt.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die zweite Anfrage bezieht sich auf die Wander-
ausstellung „Verfassungsschutz gegen Extremis-
mus“. Die Anfrage ist unterschrieben von den Ab-
geordneten Hinners, Strohmann, Röwekamp und
Fraktion der CDU.

Bitte, Herr Kollege Hinners!
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Abg. Hinners (CDU): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wer hat die Entscheidung getroffen, die
Wanderausstellung des niedersächsischen Verfas-
sungsschutzes mit dem Titel „Verfassungsschutz ge-
gen Extremismus – Demokratie schützen vor Rechts-
und Linksextremismus“ in Bremen unter dem geän-
derten Titel „Verfassungsschutz gegen Extremismus
– Demokratie schützen“ zu zeigen?

Zweitens: Warum wurden die Schautafeln zum
Thema Linksextremismus aus der Ausstellung ent-
fernt?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Mäurer.

Senator Mäurer: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu den Fragen 1 und 2: Die inhaltliche Gestaltung
der Ausstellung erfolgte in der ausschließlichen
Verantwortung des bremischen Verfassungsschutzes.
In Bremen ist nicht nur auf die Ausstellungstafeln zum
Linksextremismus verzichtet worden, sondern auch
auf einen Teil der niedersächsischen Stellwände zum
Rechtsextremismus. Dafür ist die Ausstellung um
Informationen zum Rechtsextremismus in Bremen
ergänzt worden. Diesem Bereich konnte dadurch die
notwendige Aufmerksamkeit gewidmet werden.

Außerdem hätte die gemeinsame Behandlung von
Rechts- und Linksextremismus in derselben Ausstel-
lung die Gefahr einer ungerechtfertigten Gleichstel-
lung dieser ganz unterschiedlichen Phänomene mit
sich gebracht. – Soweit die Antwort des Senats!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Herr Senator, habe ich Sie
jetzt richtig verstanden, werden im bremischen Ver-
fassungsschutz so weitreichende Entscheidungen
ohne Kenntnis des Senators für Inneres gefällt?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Da irren Sie sich vollständig. Es
gibt einen völligen Konsens zwischen dem, was die
Leitung des Landesamtes getan hat und was ich in-
haltlich vertrete. Es ist also kein Zufall, dass wir Tei-
le aus dieser Ausstellung herausgenommen haben.
Sie müssen einfach zur Kenntnis nehmen, es ist eine
bremische Ausstellung geworden, und wir unterschei-

den uns in grundlegenden Fragen von dem, was in
Niedersachsen in Fragen Verfassungsschutz passiert.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen – Abg. S t r o h m a n n  [CDU]:

Das war deutlich!)

Das kam deutlich, und ich sage es noch deutlicher
mit Blick auf DIE LINKE: Wenn Sie diese Gleichheit
machen Linksextremismus – Rechtsextremismus, ha-
ben Sie ein Problem. Ich habe klar und deutlich er-
klärt, dass ich die Fraktion der LINKEN nicht durch
den Verfassungsschutz observieren lasse, und ich
werde auch Bürger dieser Stadt, die Mitglied der
LINKEN sind, einbürgern. Auch das unterscheidet
uns von Niedersachsen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Herr Senator, ich habe jetzt
festgestellt, Sie haben die Entscheidung schon allein
getroffen, also nicht nur der bremische Verfassungs-
schutz. Sie haben eben eine Formulierung gewählt,
die hätte ich gern noch einmal erklärt bekommen.
Sie haben gesagt, es bestehe die Gefahr – korrigie-
ren Sie mich, wenn ich es nicht richtig zitiere – ei-
ner ungerechtfertigten Gleichstellung dieser ganz
unterschiedlichen Phänomene. Habe ich das richtig
verstanden?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Das ist exakt, was ich gesagt habe,
und ich glaube, dass dies auch richtig ist vor der his-
torischen Verantwortung.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wenn Sie einen Blick in die bremische Geschichte
werfen, sehen Sie, dass diese Gleichstellung unzu-
lässig ist. Es waren sozialdemokratische und kom-
munistische Abgeordnete aus dieser Bürgerschaft,
die 1933 verhaftet wurden, die gemeinsam in die Kon-
zentrationslager gegangen sind, und allein als Re-
spekt vor diesen Menschen verbietet es sich, einfach
zu sagen, rechts gleich links.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!
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Abg. Hinners (CDU): Herr Senator, der geschicht-
liche Hintergrund ist völlig klar, den sehen wir auch
so. Aber sehen Sie denn den aktuellen Bedarf, im-
merhin über den Linksextremismus aufzuklären, und
da frage ich Sie jetzt, kennen Sie die aktuellen Zah-
len der Entwicklung im Bereich Linksextremismus
in Deutschland und in Bremen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Wir werden dieses Thema in dem
aktuellen Bericht, den wir gerade vorbereitet haben,
ausführlich dokumentieren. Ich verschließe davor
nicht die Augen, wir haben natürlich im linken Be-
reich, und das gilt insbesondere für die Autonomen,
einen massiven Anstieg der Gewalttaten, einen
massiven Anstieg auch von Straftaten. Sie sehen ja,
was in Hamburg und in Berlin tagtäglich in den
Nächten passiert. Das ist natürlich auch für uns An-
lass, in diesem Bereich aktiv zu sein. Ich verwahre
mich aber einfach gegen diese platte Argumentati-
on, dass das alles gleich ist, und wir werden auch in
dem neuen Bericht diese Probleme differenziert
behandeln.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Sie sehen es so, dass der
niedersächsische Verfassungsschutz diese Gleichstel-
lung aus Ihrer Sicht nicht hätte machen dürfen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Richtig, und wir praktizieren es
ja auch so, dass wir differenzieren, und ich glaube,
dass ist auch das, was die Mehrheit dieser Bürger-
schaft von mir erwartet.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Herr Senator, beabsichtigt
der Senat eine vergleichbare Ausstellung zum Links-
extremismus?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Das kommt darauf an, wir wer-
den jedenfalls in dem Bericht ausführlich dokumen-
tieren, welche Entwicklung es in diesem Bereich in
den letzten Jahren gegeben hat. Insofern, denke ich,

werden wir auch die notwendigen Informationen dazu
liefern.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Eine letzte! Herr Senator, wel-
chen Grund gab es, diese Ausstellung durch unifor-
mierte Polizeibeamte zu schützen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Das hängt damit zusammen, dass
diese Ausstellung auch schon in Oldenburg gezeigt
wurde, und dort gab es massive Störungen durch die
rechtsextreme Szene, das wollten wir hier verhindern.
Glücklicherweise ist es aber auch ohne Polizeiein-
satz so möglich gewesen.

Präsident Weber: Herr Senator, eine weitere Zu-
satzfrage des Abgeordneten Tittmann!

Abg. Tittmann (parteilos): Herr Senator Mäurer,
würden Sie zur Kenntnis nehmen, dass auch in der
Vergangenheit grundsätzlich Kommunisten etliche
ehrliche, treue Sozialdemokraten ermordet haben,
und würden Sie bitte auch zur Kenntnis nehmen, dass
Ihre Aussage eben eine eindeutige Bankrotterklä-
rung gegenüber dem Linksextremismus ist?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Ja, ich nehme das alles zur Kennt-
nis.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die dritte Anfrage trägt den Titel „Lärmschutz-
Initiative der Bundesregierung für Bremen nutzen“.
Die Anfrage ist unterschrieben von den Abgeordneten
Dr. Buhlert, Woltemath und Fraktion der FDP.

Bitte, Herr Dr. Buhlert!

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie beurteilt der Senat die Ankündigung
des Bundesverkehrsministers, in den nächsten Jah-
ren eine deutliche finanzielle Aufstockung für Lärm-
schutzmaßnahmen vorzunehmen?

Zweitens: Welche Auswirkungen wird die durch
die Bundesregierung vorgenommene Senkung der
Auslösewerte für Lärmschutz an bestehenden Bun-
desfernstraßen von 60 auf 57 Dezibel nach Kennt-
nis des Senats für betroffene Bereiche in Bremen und
Bremerhaven, beispielsweise an der A 1 und A 27,
haben?

Drittens: Hält der Senat die Absenkung der Aus-
lösewerte für ausreichend?
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Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Dr. Loske.

Senator Dr. Loske: Herr Präsident, verehrte Ab-
geordnete! Für den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Zu Frage 1: Das Bundesministerium für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung hat bereits am 27. August
2009 ein „Nationales Verkehrslärmschutzpaket II“
vorgestellt. Nach ersten Schätzungen würden die fi-
nanziellen Bedarfe für die Lärmsanierung durch die
Absenkung des Auslösewertes um 3 Dezibel etwa auf
das Dreifache steigen. Der Bund will Investitionen
an Bundesfernstraßen von bis zu 1,5 Milliarden Euro
möglichst bis zum Jahr 2020 realisieren. Ende April
2010 hat der Bundesminister für Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung die Absicht der Absenkung der
Auslösewerte um 3 Dezibel in der Öffentlichkeit be-
kräftigt. Gleichzeitig kündigte er die Bereitstellung
von 50 Millionen Euro in diesem Jahr an. Die Frei-
gabe der Summe deckt nur einen geringen Teil des
tatsächlichen Mittelbedarfs.

Die vorgestellten Maßnahmen werden vom Senat
grundsätzlich begrüßt und stellen einen wichtigen
Schritt zur Lärmreduzierung dar. Das Programm
enthält positive Ansätze, die allerdings erst noch in
geltendes Recht umgesetzt und vor allem finanziert
werden müssen. Die tatsächlichen Leistungen des
Bundes und damit die Wirkung des Verkehrslärm-
schutzpakets hängen entscheidend von der Mittel-
bereitstellung im Haushalt ab.

Zu Frage 2: Sofern der Vorschlag der Bundesre-
gierung umgesetzt wird, würde der Auslösewert für
die Lärmsanierung von bisher 60 Dezibel nachts und
70 Dezibel tagsüber auf 57 beziehungsweise 67 De-
zibel gesenkt werden. Dies würde bedeuten, dass
Maßnahmen für Anwohnende an Bundesfernstraßen,
die zurzeit Zuschüsse aufgrund der „Richtlinie zur
Förderung von Maßnahmen des passiven Lärmschut-
zes – Schallschutzfenster – für das Stadtgebiet der
Gemeinde Bremen“ erhalten können, aus Mitteln des
Bundes finanziert würden. Da es eine entsprechen-
de Richtlinie für die Stadtgemeinde Bremerhaven
bisher nicht gibt, würde die Senkung der Auslöse-
werte auch für Anwohnende belasteter Straßen in der
Seestadt zu einer Verbesserung führen können.

Zu den Maßnahmepakten gehört auch eine Ergän-
zung vorhandener Lärmschutzwände an Autobah-
nen. Erste gutachterliche Abschätzungen lassen er-
warten, dass eine Verbesserung des Lärmschutzes
nach den von der Bundesregierung angesprochenen
Werten hauptsächlich an der Bundesautobahn A 1
südlich von Bremen erfolgen würde. Da bislang nicht
bekannt ist, in welcher Form die tatsächliche Um-
setzung des angekündigten Konzeptes erfolgen wird,
sind weitergehende Aussagen hierzu nicht möglich.

Zu Frage 3: Der Senat hält eine weitere Absenkung
der Auslösewerte unter anderem deshalb für erfor-

derlich, weil nach Angaben des Umweltbundesam-
tes oberhalb von Dauerschallpegeln von 65 Dezibel
tags und von 55 Dezibel nachts Gesundheitsgefähr-
dungen allgemein nicht mehr ausgeschlossen wer-
den können. Daher hat das Bundesland Bremen im
November 2009 eine Bundesratsinitiative zur Absen-
kung um 5 Dezibel statt um 3 Dezibel eingebracht.
Der Antrag fand keine Mehrheit. – Soweit die Ant-
wort des Senats!

Präsident Weber: Herr Dr. Buhlert, haben Sie eine
Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Es ist schade, dass die
Initiative keine Mehrheit fand, aber ich wollte fra-
gen, wie es hinsichtlich des Lärmschutzes ist. Sie
haben auf die A 1 hingewiesen, es gibt dort beispiels-
weise das Hemelinger Kreuz. Meinen Sie damit sol-
che Stellen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Damit meinen wir solche Stel-
len. Wir sind nicht nur auf Bundesebene tätig gewor-
den und haben in der Verkehrsministerkonferenz und
im Bundesrat entsprechende Veränderungen vorge-
schlagen, sondern wir haben uns natürlich auch da-
rauf vorbereitet, im Verlassen darauf, was die Bun-
desregierung sagt, was das für uns bedeuten wür-
de. Deswegen haben wir ein Gutachten in Auftrag
gegeben und haben alle betroffenen Bundesstraßen
im Land Bremen untersuchen lassen. So wie es jetzt
aussieht, würde das vor allen Dingen für den von Ih-
nen angesprochenen Autobahnabschnitt auf der A 1
bedeuten, dass er dann bezuschussungsfähig wäre,
der Bund also hier eine Lärmschutzwand finanzie-
ren müsste. Voraussetzung dafür ist allerdings, dass
die Mittel bereitgestellt werden.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Herr Senator, wären Sie
so freundlich, den Bau- und Umweltdeputierten diese
Gutachten zur Kenntnis zu bringen, sodass wir da
auch entsprechend auf eventuell uns zugängliche
Bundespolitiker Einfluss nehmen können?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Auf jeden Fall!

(Abg. D r .  B u h l e r t  [FDP]: Danke!)

Präsident Weber: Herr Senator, eine weitere Zu-
satzfrage des Abgeordneten Dennhardt!

Abg. Dennhardt (SPD): Um das Zurverfügungstel-
len der Gutachten hätte ich auch gebeten. Sie ha-
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ben noch keinen Termin genannt. Ist etwa absehbar,
wann wir diese Gutachten zur Verfügung gestellt be-
kommen können?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Wenn es gewünscht wird, dann
werden sie zur Verfügung gestellt. Wir haben ja bald
Deputationssitzung. Ich glaube, am 3. Juni treffen wir
uns wieder, dann sollten wir dazu einen Bericht ge-
ben.

Präsident Weber: Herr Kollege, Haben Sie eine
weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Dennhardt (SPD): Das heißt, Ihnen liegen die
Gutachten bereits vor?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Mir persönlich liegen sie nicht
vor, aber meiner Fachabteilung liegen sie natürlich
vor, sonst würde ja nicht die Aussage getroffen wer-
den können.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die vierte Anfrage steht unter dem Betreff „Nati-
onales Stipendienprogramm“. Die Anfrage ist un-
terschrieben von den Abgeordneten Frau Dr. Spieß,
Strohmann, Röwekamp und Fraktion der CDU.

Bitte, Frau Dr. Spieß!

Abg. Frau Dr. Spieß (CDU): Wir fragen den Senat:

Wie bewertet der Senat das von der Bundesregie-
rung beschlossene nationale Stipendienprogramm zur
Förderung besonders begabter Studierender?

Welche Chancen sieht der Senat in der Gewäh-
rung von Leistungsstipendien, die einkommensun-
abhängig durch die Hochschulen vor Ort vergeben
und nicht auf das BAföG angerechnet werden sol-
len?

Wie will der Senat das Programm im Land Bremen
umsetzen, und welche Maßnahmen will der Senat
ergreifen, um dem Vorhaben zum Erfolg zu verhel-
fen?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Frau Senatorin Jürgens-Pieper.

Senatorin Jürgens-Pieper: Sehr geehrter Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Für den Senat be-
antworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Das vorrangige Ziel, insgesamt mehr
jungen Menschen ein Studium zu ermöglichen und
damit auch dem drohenden Fachkräftemangel zu be-

gegnen, wird mit dem vorliegenden Gesetzentwurf
für ein nationales Stipendienprogramm verfehlt.

(Beifall bei der SPD)

Nach der aktuellen 19. Sozialerhebung des Deut-
schen Studentenwerkes nehmen von 100 Akademi-
kerkindern 71 ein Hochschulstudium auf, während von
100 Kindern aus Familien ohne akademische Tradi-
tion lediglich 23 studieren. Es ist ein Gebot der Chan-
cengleichheit, mehr Kindern, deren Eltern keinen
Hochschulabschluss haben, ein Studium zu ermög-
lichen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Dem drohenden Fachkräftemangel kann darüber
hinaus nur begegnet werden, wenn alle Begabungs-
reserven ausgeschöpft werden. Um die Anzahl der
Studierenden nachhaltig zu erhöhen, bedarf es da-
her einer weiteren Verbesserung der einkommensab-
hängigen Breitenförderung. Das bedeutet einen Aus-
bau der Leistungen nach dem BAföG, und zwar ins-
besondere eine Erhöhung der Elternfreibeträge, um
mehr Familien in die Förderung einbeziehen zu kön-
nen.

(Beifall bei der SPD)

Mit der Einführung der geplanten einkommensun-
abhängigen Stipendien kann das Ziel, die Studieren-
denzahl insgesamt zu erhöhen, nicht erreicht wer-
den. Untersuchungen haben ergeben, dass Studie-
rende aus wohlhabendem Elternhaus mit mehr als
doppelt so hoher Wahrscheinlichkeit ein Stipendium
erhalten wie jene, die nicht auf die Finanzkraft ih-
rer Eltern zählen können. Eine Kofinanzierung die-
ses Vorhabens aus Landesmitteln ist angesichts der
gegebenen Situation des öffentlichen Haushalts
schwer darstellbar.

Zu Frage 2: Mit der Gewährung von Leistungssti-
pendien, die einkommensunabhängig durch die Hoch-
schulen vor Ort vergeben und nicht auf das BAföG
angerechnet werden sollen, wird das Problem der
sozialen Selektion im Bildungsbereich nicht gelöst,
sondern eher verschärft. Den Hochschulen wird ein
zusätzlicher hoher Verwaltungsaufwand aufgebür-
det, ohne dass sie dadurch einen direkten Nutzen
hätten.

Zu Frage 3: Da mittlerweile von verschiedenen
Seiten erhebliche Bedenken gegen das nationale
Stipendienprogramm geäußert worden sind, bleibt
zunächst das weitere Gesetzgebungsverfahren ab-
zuwarten. – Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!
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Abg. Frau Dr. Spieß (CDU): Frau Senatorin, Sie
sagten, dass Leistung an die soziale Herkunft gekop-
pelt sei. Sehen Sie es wirklich so, dass man Leistung
– hier sind ja Leistungsstipendien angesprochen
worden – unabhängig von dem sozialen Einkommen
nicht geben kann?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Jetzt war die Frage so
kompliziert, dass ich noch einmal darüber nachden-
ken muss. Ich sehe es zum einen so, dass die soziale
Kopplung besteht, und nicht nur ich, sondern auch
ganz viele wissenschaftliche Studien und auch Zahlen
belegen das, und zum anderen halte ich dieses Pro-
gramm für ungeeignet, diesen Missstand zu besei-
tigen.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Spieß (CDU): Ich denke, wir wer-
den hierüber auch noch einmal debattieren, deswegen
werde ich jetzt politisch nicht nachfragen. Meine
Frage geht dahin, BAföG wird ja nicht angerechnet:
Wenn man sich um ein Stipendium bewirbt, wird
BAföG nicht angerechnet, und viele BAföG-Empfän-
ger können sich diesbezüglich bewerben. Das ist ja
ein neuer Aspekt. Wie sehen Sie das?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Dass es auf das BAföG
nicht angerechnet wird, beseitigt ja auch nicht das
Grundsatzproblem, das ich eben genannt habe. Womit
ich ein riesiges Problem habe, ist, dass in dem Ge-
setzentwurf eine Vergabe zu zwei Jahren angege-
ben wird. Ich weiß gar nicht, was danach passieren
soll. Da gibt es ganz viele Fragen: Die Einbeziehung
der Wirtschaft, wie viele Unternehmen beteiligen sich
in Bremen an solchen Stipendien? Wir haben schon
eine Inanspruchnahme unserer Wirtschaftsunterneh-
men, was die Jacobs University angeht. Ich glaube
nicht, dass wir hier noch ein großes Potenzial haben.
Insgesamt stimmt es, dass die Wirtschaft sich relativ
wenig im Verhältnis zu anderen europäischen Län-
dern oder dem Ausland an solchen Dingen beteiligt.
Hier aber 50 Prozent zu erwarten – und eigentlich
sind es nicht einmal 50 Prozent, weil noch eine Steu-
ererleichterung hinzukommt, die wieder der Staat
bezahlen muss –, ist schon eine merkwürdige Auf-
gabenverteilung, einmal abgesehen von dem Verwal-
tungsaufwand!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Spieß (CDU): Frau Senatorin, es ist
ja immer so: Wenn man persönlich zur Wirtschaft geht
und hinter bestimmten Programmen steht und dann
auch dafür wirbt, beteiligt sich die Wirtschaft. Sehen
Sie eine Möglichkeit, dass, wenn Sie direkt zur Wirt-
schaft gehen und ein solches Programm unterstüt-
zen würden, die Wirtschaft dann auch vermehrt dazu
beitragen würde, dass dieses Stipendienprogramm
aufrechterhalten werden kann?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Wenn ich wüsste, wie
ich zur Wirtschaft gehen sollte! Ich kann zur Han-
delskammer gehen, die können mir da aber wenig
weiterhelfen. Sie fragen eher, was ich finanzieren
kann! Wenn ich zu Unternehmen gehe, dann hat das
seine Grenzen. Ich werde auch für dieses Programm
erst einmal politisch versuchen, dafür zu sorgen, dass
es gar nicht in Kraft tritt. Das ist der eine Punkt!

(Beifall bei der SPD)

Zum anderen, wenn es denn tatsächlich mit ande-
ren Mehrheiten in Kraft treten soll, werde ich für dieses
Programm nicht werben.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Spieß (CDU): Vielleicht noch einmal
eine Nachfrage! Habe ich es jetzt richtig verstanden,
dass Sie sich nur für Stipendienprogramme einset-
zen, die die soziale Benachteiligung beseitigen wür-
den?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Nein, so einfach kön-
nen wir es uns doch nicht machen! Wir haben elf
Begabtenförderungswerke. Es ist doch nicht so, dass
so etwas nicht schon in der Bundesrepublik existiert.
Dies ist doch ein FDP-Programm, womit sich Herr
Pinkwart in Nordrhein-Westfalen profilieren wollte.
Es ist ihm nicht gelungen! Die Argumentation ist jetzt:
Da Nordrhein-Westfalen dies eingeführt hat, muss
es überall in der Bundesrepublik eingeführt werden,
damit es keine Verwerfungen gibt. Das ist doch kein
Grund, ein solches Gesetz zu installieren!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage der
Abgeordneten Frau Schön! – Bitte sehr!

Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen): Frau
Senatorin, sind Sie auch mit mir der Meinung, dass
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es Aufgabe von Politik ist, gerade die soziale Ungleich-
heit im Bildungssystem zu beseitigen und für einen
Aufbau des BAföGs zu sorgen statt bei Kindern, die
auch so gute Chancen hätten zu studieren, noch ein-
mal für erhebliche Verbesserung zu sorgen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Dem kann ich nur zu-
stimmen!

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen): Frau
Senatorin, sind Sie auch der Meinung – Frau Dr. Spieß
hat ja darauf hingewiesen, dass man sich jetzt so
darum bemühen muss, Geld aus der Wirtschaft zu
akquirieren –, dass sowohl Bremen als auch die ost-
deutschen Länder eher in einem wirtschaftlichen Um-
feld leben, wo gar nicht so viel Geld aus der Wirt-
schaft zum Staat hinkommt und dass dieses Programm
die regionalen Disparitäten in der Republik eher ver-
schärfen würde, als dass es zu einem nationalen Aus-
gleich an der Stelle kommen würde?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Ich denke, das ist so,
und das sind auch die Bedenken, die seitens der Län-
der zum Gesetzentwurf vorgetragen worden sind, dass
es eher eine Vertiefung der Spaltungen gibt als eine
Verbesserung, und ich habe eben schon erwähnt, die
Begabtenförderwerke sind ja dafür da, auch begabte
junge Leute mit einem Büchergeld ins Studium zu
bringen. Deswegen soll dies auch auf 300 Euro pro
Monat erhöht werden. Auch da stellen wir fest – ich
habe es eben gesagt –, dass gerade Kinder aus bil-
dungsnahen Familien diese Stipendien bekommen,
und die anderen bekommen sie nicht, obwohl es hier
bestimmt auch begabte Kinder gibt. Daher lässt sich
dieses Spaltungsproblem offensichtlich an solch ei-
ner Stelle auf diese Art und Weise nicht auflösen.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die fünfte Anfrage bezieht sich auf den Bremer
Komponistenwettbewerb 2010. Die Anfrage ist un-
terschrieben von den Abgeordneten Kau, Strohmann,
Röwekamp und Fraktion der CDU.

Bitte, Herr Kollege!

Abg. Kau (CDU): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie bewertet der Senat das vom Kultur-
senator und vom Landesmusikrat seit zwölf Jahren
gemeinsam getragene Projekt „Bremer Komponis-
tenpreis“, und wie hoch ist die vom Kultursenator

getragene Fördersumme des alle zwei Jahre stattfin-
denden Wettbewerbs?

Zweitens: Trifft es zu, dass der Senat seine Förde-
rung einstellen will, und falls ja, aus welchen Grün-
den?

Drittens: Welche Möglichkeiten sieht der Senat,
den laufenden Wettbewerb finanziell zu unterstüt-
zen und das Projekt langfristig abzusichern?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Frau Staatsrätin Emigholz.

Staatsrätin Emigholz: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Für den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Der Bremer Komponistenwettbewerb
ist ein wichtiger Baustein im Gesamtgefüge der För-
derung von Musik in Bremen. Der Senator für Kul-
tur setzt seit Jahren einen wichtigen Schwerpunkt
in der Förderung des zeitgenössischen Musikschaf-
fens. Unter anderem fördert er in diesem Bereich die
Projektgruppe Neue Musik, den Deutschen Tonkünst-
lerverband Landesverband Bremen, den Arbeitskreis
Bremer Komponisten, den Verein der Freunde des
Sendesaals e. V. mit dem Projekt „pro musica nova“,
die Musikerinitiative Bremen, die Musikszene Bre-
men e. V., den Popnachwuchs durch Bereitstellung
von Probenräumen und nicht zuletzt den Bremer Kom-
ponistenwettbewerb, der im Zyklus 2008/2009 zuletzt
mit dem Preisträger Johannes Motschmann durch-
geführt wurde.

Zu Frage 2: Der Bremer Kompositionswettbewerb
ist eine Veranstaltung des Landesmusikrates, die
zuletzt, das heißt im Zyklus 2008/2009, mit 3 650 Euro
gefördert wurde. Im Jahr 2010, Antragssumme 4 550
Euro, reichen die dem Senator für Kultur zur Verfü-
gung gestellten Projektmittel nicht aus, diese Ver-
anstaltung neben anderen regelmäßig geförderten
größeren Projekten finanziell zu unterstützen. Eine
andere Priorisierung ist aufgrund anderer regelmä-
ßiger Verbindlichkeiten und in Übereinstimmung mit
dem Grundsatz verlässlicher und nachhaltiger För-
derung von Kunst und Kultur nicht möglich. Mit dieser
einmaligen Entscheidung ist keine kulturfachliche
Bewertung des Komponistenwettbewerbs an sich ver-
bunden. Ob eine Förderung eines zukünftigen Zy-
klus durch den Senator für Kultur möglich sein wird,
ist von der Höhe der dem Ressort jeweils vom Haus-
haltsgesetzgeber zugewiesenen Mittel abhängig.

Zu Frage 3: Der Senator für Kultur sieht gegenwär-
tig keine Möglichkeit, den laufenden Wettbewerb
durch die Zuwendung von Projektmitteln zu unter-
stützen beziehungsweise den Wettbewerb mit eige-
nen Mitteln langfristig abzusichern. – Soweit die
Antwort des Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!
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Abg. Kau (CDU): Frau Staatsrätin, ich glaube, dass
Komponisten zu exzellent ausgebildeten Kreativen
unserer Stadt gehören und unser Kulturleben berei-
chern, und ich nehme an, es ist Ihnen bewusst, dass
es bei uns in Bremen in allen Sparten der Kunst, bei
der bildenden Kunst, bei der darstellenden Kunst, ins-
besondere Literatur, viele Preise und Förderungen
gibt, und die Komponisten jetzt hier die Chance ver-
lieren, gefördert zu werden. Deswegen meine Fra-
ge, welche Chancen sehen Sie für dieses Kreativpo-
tenzial?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Emigholz: Ich habe zu dem Kreativpo-
tenzial schon etwas gesagt. Es geht nicht um eine
fachliche Bewertung. Selbstverständlich freuen wir
uns, wenn Preisförderungen zustande kommen, nur:
Die anderen Preise, die Sie angesprochen haben,
gehen im Wesentlichen auf private Stifter zurück, das
wissen Sie auch. Insofern wäre es eine lohnenswer-
te Initiative, gemeinsame Anstrengungen zur Einwer-
bung von Wettbewerbsgeld anzunehmen.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Kau (CDU): Wie ist die Reaktion des Landes-
musikrates? Ist es ihnen im Voraus angekündigt
worden, ist es besprochen, und gehen die Mitbewer-
ber des laufenden Wettbewerbes, die schon kompo-
nieren, leer aus?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Emigholz: Ich denke, dass dieses Pro-
jekt eine gute Chance auf private Unterstützung hat,
das haben auch unsere Vorgespräche gezeigt. Kei-
ner freut sich über eine Kürzung oder eine Einstel-
lung von Zuschüssen, das müssen wir doch hier gar
nicht thematisieren, darauf tun wir auch keine wei-
ße Salbe, sondern wir haben eine Bandbreite zu för-
dern, und ein solches Projekt ist für die Vergabe von
Drittmitteln gut geeignet.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Kau (CDU): Hätte man statt einer Komplett-
streichung nicht eine anfängliche Kürzung oder ei-
nen Ersatz durch Drittmittel oder eben durch priva-
te Sponsoren finden können?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Emigholz: Wenn es die Bereitschaft gibt,
die zur Bedingung hat, eine solche Finanzierung vor-
zunehmen, werden wir das neu bewerten.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Kau (CDU): Die Verbindung, Frau Staatsrä-
tin Emigholz, zwischen zwei Punkten ist ja bekannt-
lich eine Gerade, und wenn das grafisch dargestellt
wird, kann man da auch eine Tendenz ablesen. Nun
erkennt man in letzter Zeit, dass Musik offensicht-
lich das von Ihnen priorisierte Sparfeld dieser Stadt
ist: Wir haben einmal eine recht überraschende Kür-
zung beim Musikfest in einem laufenden Vorgang,
und wir haben jetzt die Einstellung des Komponis-
tenpreises. Welchen Eindruck sollen Musiker, Orches-
terverantwortliche haben, wenn sie in kürzester Zeit
in diesen zwei wesentlichen Punkten diese bisher
nicht thematisierten Sparbemühungen wahrnehmen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Emigholz: Die Stadt Bremen – ich klam-
mere die Kolleginnen und Kollegen in Bremerhaven
mit Ihrem Theater- und Opernbetrieb einmal aus –
leistet sich nicht nur die Bremer Philharmoniker als
das Orchester der Stadt für das Bremer Theater und
für den Spielbetrieb in der Glocke, sondern auch die
Förderung der Deutschen Kammerphilharmonie
Bremen. Außerhalb dessen arbeiten wir im Bereich
Jazz mit der Musikerinitiative zusammen, wir küm-
mern uns um junge Rockmusiker, wie Sie wissen, es
gibt die renommierte und exzellent positionierte
Messe jazzahead, und ich glaube, wir sind nicht geizig
darin, Kultur und gerade das Musikprofil zu fördern,
aber wir müssen fragen: Welche Aufgaben übernimmt
die Stadt und welche Aufgaben sind von Privaten oder
von unseren regionalen Nachbarn mit leistbar? Weil
wir für alle arbeiten!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Kau (CDU): Das heißt, die beiden großen Klang-
körper brauchen sich momentan über weitere Strei-
chungen bei Ihren Zuwendungen keine Sorgen zu
machen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Emigholz: Wir gehen von zuverlässi-
gen Perspektiven aus, das ist mehrfach kommuniziert.
Es gibt Kontrakte, die Sie einsehen und lesen kön-
nen, und die gelten!

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage der
Abgeordneten Frau Dr. Spieß! – Bitte sehr!
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Abg. Frau Dr. Spieß (CDU): Frau Staatsrätin, Sie
sagten, Sie hätten positive Signale, dass dieser Wett-
bewerb vielleicht privat finanziert werden kann.
Würden Sie uns das, wenn es zu einem positiven
Erfolg geführt hat, dann in der Kulturdeputation zur
Kenntnis geben?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Emigholz: Selbstverständlich gern!

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Spieß (CDU): Wir haben auch über-
legt, in manchen Bereichen arbeiten wir ja auch in
der Metropolregion: Ist es vielleicht eine Möglich-
keit, gerade diesen Aspekt vielleicht auch einmal mit
den Nachbarländern zu besprechen, dass man das
vielleicht nicht nur in Bremen, sondern vielleicht in
einem erweiterten Kreis durchführen kann?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Emigholz: Wenn der Landesmusikrat
einverstanden wäre, das Konzept zu verändern, wäre
es ganz sicher möglich, eine Antragskonzeption zu
gestalten, das ist durchaus ein richtiger Hinweis. Nichts-
destoweniger müsste das erst einmal bewegt werden,
und dafür müsste man Gespräche mit dem Landes-
musikrat führen.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die sechste Anfrage trägt die Überschrift „Barri-
erefreiheit in Kindertagespflegehorten“. Die Anfrage
ist unterschrieben von den Abgeordneten Frau Ah-
rens, Röwekamp und Fraktion der CDU.

Bitte, Frau Kollegin!

Abg. Frau Ahrens (CDU): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie viele Einrichtungen der Kindertages-
pflege im Land Bremen erfüllen derzeit die in der Bre-
mischen Landesbauordnung enthaltenen Anforde-
rungen zur Barrierefreiheit nicht?

Zweitens: Haben die in der Bremischen Landes-
bauordnung enthaltenen Bestimmungen zur Barri-
erefreiheit in Einzelfällen dazu geführt, dass Tages-
pflegepersonen den Betrieb einer Kindertagespfle-
gestelle nicht aufgenommen beziehungsweise nach
einiger Zeit wieder aufgegeben haben?

Drittens: Beabsichtigt der Senat, Kindertagespfle-
gestellen in Einzelfällen Abweichungen von Anfor-
derungen der Bremischen Landesbauordnung zu ge-
währen?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Staatsrat Dr. Schuster.

Staatsrat Dr. Schuster: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Für den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Dem Senat sind zwei Kindertagespfle-
gestellen in externen Räumen bekannt, die die An-
forderungen der Bremischen Landesbauordnung zur
Barrierefreiheit nicht erfüllen.

Zu Frage 2: Nach Auskunft der örtlichen Jugend-
ämter musste weder eine bestehende externe Kin-
dertagespflegestelle aufgegeben werden, noch wurde
deshalb eine beabsichtigte externe Kindertagespflege
nicht begonnen.

Zu Frage 3: Grundsätzlich verhindern die Anfor-
derungen der Barrierefreiheit nicht das Betreiben von
Kindertagespflegestellen. Sofern im jeweiligen Stadt-
teil eine andere Einrichtung der Kindertagesbetreu-
ung den Anforderungen der Barrierefreiheit ent-
spricht, können bei Kindertagespflegestellen im Ein-
zelfall und nach entsprechender Prüfung Abweichun-
gen vom Gebot der Barrierefreiheit zugelassen wer-
den. – Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

Abg. Frau Ahrens (CDU): Es gab vor einiger Zeit
in „buten un binnen“ einen Bericht über eine Kin-
dertagespflegestelle im Viertel, die innerhalb von zwei
Jahren jetzt das dritte Mal umzieht, weil sie in den
jetzigen Räumlichkeiten vier Quadratmeter zu we-
nig Schlafraum hat und ein zweiter Notausgang fehlt.
Ich könnte mir vorstellen, dass das an der einen oder
anderen Stelle auch – –.

(Abg. F r e h e  [Bündnis 90/Die Grünen]:
Das hat aber mit Barrierefreiheit nichts zu

tun!)

Das hat mit Barrierefreiheit an der Stelle nichts zu
tun, das ist richtig! Die Räume, die sie als Ersatz ge-
funden haben, sind nicht barrierefrei. Dort soll jetzt
der Umzug mit Ausnahmegenehmigung erfolgen.
Gibt es in Bremen und Bremerhaven auch noch wei-
tere Fälle, in denen ein solcher Umzug jetzt wegen
geringfügiger Unterschreitung der Raumgröße et ce-
tera anliegt, meinetwegen bei ein bis zwei Quadrat-
meter zu wenig Schlafraum?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. Schuster: Das müsste ich nachfragen.
Das ist mir so jetzt nicht bekannt, ob es das gibt.
Grundsätzlich will ich vielleicht dazu noch einmal eine
Sache sagen, weil mir das schon sehr wichtig ist und
gerade auch auf den Fall Bezug nehmen, der uns Ende
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März bekannt geworden ist. Wir sind daraufhin na-
türlich tätig geworden, haben mit dem Bauressort
Kontakt aufgenommen, wie wir in solch einem Fall
verfahren können, und haben daraufhin auch die-
sen Kompromiss gefunden, wie man es hinbekom-
men kann, dass Barrierefreiheit als Kriterium nicht
ad acta gelegt wird, aber gleichzeitig natürlich prag-
matische Lösungen gefunden werden. Das ist die-
ser Pflegestelle am 3. Mai mitgeteilt worden. Dass
jetzt am 28. April „buten un binnen“ eingeschaltet
wurde, müssen wir zur Kenntnis nehmen, das ist so.

Grundsätzlich gilt aber in den Bereichen, dass diese
Anforderungen der Bauordnung nicht völliger Un-
sinn sind, sondern sie haben jeweils Gründe, seien
es Notausgänge. Solange nichts passiert, sagt jeder,
wir hatten ja hier die Diskussion: Warum muss denn
dort eine Brandschutztreppe sein? Wenn es einmal
brennt, dann wird es umgekehrt sein. Wie konnte es
jemals genehmigt werden, dass das nicht der Fall ist!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Auch die Barrierefreiheit ist eine extrem wichtige
Sache zur Integration von behinderten Menschen,
das ist nun einmal so, auch wenn es eine Minderheit
in Deutschland betrifft, sind diese Menschen doch
da, und wir wollen sie integrieren. Wir haben Inklu-
sion nicht umsonst als ein wesentliches Ziel. Dann
muss man pragmatisch schauen: Sind die Anforde-
rungen, die darin stehen, wirklich für jeden Einzel-
fall geeignet? Das muss man dann in Einzelfällen
prüfen.

Ich habe in der Antwort deutlich gemacht, wir sind
jeweils auf einem guten Weg, die Anforderungen
übereinzubringen mit den Notwendigkeiten, die auch
eine Kindertagespflegestelle zu beachten hat, und
da muss man jeweils schauen und dann sehen, wie
es ist. Zu Ihrer Frage, Einzelfälle, ob irgendwo ein
Quadratmeter fehlt, sind mir nicht bekannt, das kann
ich gern nachforschen lassen und dann in der De-
putation darüber berichten lassen, wenn Sie das möch-
ten.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Ahrens (CDU): Wir sehen es ebenso, dass
die  Barrierefreiheit  und  auch  der  zweite  Notaus-
gang wichtige Punkte sind. Was mich interessieren
würde, ist an der Stelle nur, welche Möglichkeiten
sieht der Senat, Kindertagespflegepersonen – in dem
Fall sind es ja Tagesmütter, die externe Tagespflege
anbieten – zu unterstützen, diese erheblichen finan-
ziellen Mehraufwendungen, denn da kommen schnell
10 000 bis 15 000 Euro zusammen, auch zu tragen?
Wenn man Existenzgründerin ist, ist das eine Men-
ge Geld.

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. Schuster: Ich hatte das am Beispiel
des einen Falles gesagt. Wenn uns solch ein Fall be-
kannt wird und man sich an uns wendet, dann wer-
den wir individuell schauen, wie wir das Problem lösen
können, ob man es lösen kann oder ob da überzo-
gene Anforderungen sind, und dann werden wir Lö-
sungen finden. Wir haben das für den einen Fall ge-
schafft, wir werden das für alle Fälle schaffen. Dem-
entsprechend unterstützen wir die Leute, weil uns
daran gelegen ist, dass Kindertagespflege auch real
stattfinden kann. Was jeweils zu tun ist, hängt von
den unterschiedlichen Einzelfällen ab.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die siebte Anfrage bezieht sich auf Mobilen Hoch-
wasserschutz in Bremen. Die Anfrage ist unterschrie-
ben von den Abgeordneten Frau Bohle-Lawrenz,
Tschöpe und Fraktion der SPD.

Bitte, Frau Kollegin Bohle-Lawrenz!

Abg. Frau Bohle-Lawrenz (SPD): Wir fragen den
Senat:

Erstens: Welche Gebiete im Land Bremen sind ak-
tuell noch nicht im Rahmen des Nationalen Plans für
den Küstenschutz vor zukünftigen Hochwassern durch
Deicherhöhungen oder andere Maßnahmen des tech-
nischen Hochwasserschutzes hinreichend geschützt?

Zweitens: Welche Maßnahmen des mobilen Hoch-
wasserschutzes sind im Land Bremen zum Schutz der
Bevölkerung in Ergänzung zum technischen Hoch-
wasserschutz vorgesehen, und welche Kosten ent-
stehen durch Lagerung und Vorhaltung entsprechen-
der Materialien?

Drittens: Auf welche Personalressourcen würde im
Fall eines Hochwassers zurückgegriffen, und mit wel-
chen Zeiträumen wird im Rahmen von Hochwasser-
szenarien heute gerechnet, um einem Deichbruch der
Gewässer in Bremen und Bremerhaven entgegen-
zuwirken?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
von Herrn Senator Dr. Loske.

Senator Loske: Herr Präsident, verehrte Abgeord-
nete! Für den Senat beantworte ich die Anfrage wie
folgt:

Zu Frage 1: Im Generalplan Küstenschutz der Län-
der Niedersachsen und Bremen, welcher im März
2007 veröffentlicht wurde, wurde das Bestick der
Landesschutzdeichlinie entlang der Weser in Hinblick
auf den Klimawandel überprüft und neu festgelegt.
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Die Landesschutzdeichlinien an den Nebenflüssen,
welche sich hinter den Sperrwerken Ochtum, Lesum
oder Geeste befinden, waren damals nicht Bestandteil
der Überprüfungen im Rahmen des Generalplans
Küstenschutz. Ebenfalls nicht vom Generalplan Küs-
tenschutz erfasst sind alle Flächen, die sich vor der
Landesschutzdeichlinie in den Überschwemmungs-
gebieten befinden. Diese Tatsache betrifft insbeson-
dere auch die außendeichs liegenden Gewerbege-
biete, die über keinen hinreichenden Hochwasser-
schutz verfügen.

Zu Frage 2: An der Küste und in den großen Äs-
tuaren der Ems, Weser und Elbe, welche hauptsäch-
lich durch Sturmflutereignisse mit geringen Vorwarn-
zeiten von wenigen Stunden gekennzeichnet sind,
ist allein schon aus Sicherheits- und Organisations-
gründen sowie auch aus Gründen des aufwendigen
Personaleinsatzes ein großflächiger Einsatz von mo-
bilen Hochwasserschutzsystemen nicht akzeptabel.
Der mobile Hochwasserschutz wird im Land Bremen
nur in Ausnahmen zur Schließung der Deichlinie bei
Deichöffnungen eingesetzt. Die notwendigen Mate-
rialien werden von den Deichverbänden im Rahmen
ihrer originären Aufgaben vorgehalten. Für das Land
Bremen entstehen keine direkten Lagerungs- und
Vorhaltungskosten.

Zu Frage 3: Der Träger der Deicherhaltung hat für
die Deichverteidigung vorzusorgen. Dazu gehören
organisatorische Vorkehrungen, das Bereitstellen von
notwendigen Geräten und Baustoffen und eine gut
funktionierende Deichwacht im Sturmflutfall. Im Ka-
tastrophenfall müssen in der Regel weitere Hilfskräfte
wie Polizei, Feuerwehr, THW, Sanitätskräfte oder Bun-
deswehr eingesetzt werden, um an den bedrohten
und beschädigten Deichstrecken Abwehr- und Siche-
rungsmaßnahmen durchzuführen. Beim Technischen
Hilfswerk stehen dafür 1 400 Kräfte zur Verfügung,
bei den freiwilligen und Berufsfeuerwehren 870 Kräfte
und bei der Bereitschaftspolizei zwei bis drei Hun-
dertschaften. Im Gegensatz zu Hochwasserereignis-
sen im Binnenland gibt es im Küstenraum nur kur-
ze Vorwarnzeiten von wenigen Stunden. – Soweit die
Antwort des Senats!

Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine
Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Bohle-Lawrenz (SPD): Für wen entste-
hen die Kosten des Hochwasserschutzes an den Lan-
desdeichschutzlinien?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Für wen entstehen Kosten des
Hochwasserschutzes? Für den Steuerzahler natürlich!
Die Mittel werden – Sie wissen ja, das haben wir auch
schon öfter hier diskutiert – zu einem ganz großen
Teil von der Bundesregierung auch dank der Bestre-
bungen, die wir in Bonn und Berlin unternommen

haben, in einem Sonderprogramm bereitgestellt. Wir
müssen aber auch selbst erhebliche Mittel aufbrin-
gen. Außerdem gibt es natürlich auch Beiträge, und
insofern ist das eine Mischfinanzierung. Es ist aber
klar, dass hier sehr viele an den Kosten beteiligt sind.

Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine
weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Bohle-Lawrenz (SPD): In Sachsen-An-
halt hat sich eine Gemeinde zur Kostensenkung, aus
wirtschaftlichen Gründen zur Verwendung von Schläu-
chen zum Beispiel statt der Sandsäcke entschlossen.
Das konnte man der „Mitteldeutschen Zeitung“ vom
25. Februar dieses Jahres entnehmen. Welche Emp-
fehlung kann der Senat in diesem Zusammenhang
für die Deichverbände aussprechen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Grundsätzlich, ich habe selbst
lange in Köln und in Bonn am Rhein gelebt, sind solche
Sachen die absolute Ultima Ratio, und ich habe es
mir auch noch einmal von Fachleuten aufschreiben
lassen. Sandsackverbauten oder andere Hilfskonst-
ruktionen, zum Beispiel aufgerichtete Paletten mit
Folienbelag und anderes mehr, sind keine mobilen
Hochwasserschutzsysteme, sondern die absolute Ulti-
ma Ratio. Diese Hilfsmittel können im Katastrophen-
fall zum Einsatz kommen, wenn andere Maßnahmen
bereits versagt haben. Wenn es schon um Sandsä-
cke geht, dann ist es schon sehr weit gediehen. Wir
versuchen, Vorsorge viel früher zu betreiben und sind
dabei auch, glaube ich, auf einem guten Weg.

Präsident Weber: Herr Senator, weitere Zusatzfra-
gen liegen nicht vor.

Die achte Anfrage trägt die Überschrift „Verlän-
gerung Bremisches Studienkontengesetz“. Die An-
frage ist unterschrieben von den Abgeordneten Frau
Dr. Spieß, Strohmann, Röwekamp und Fraktion der
CDU.

Bitte, Frau Dr. Spieß!

Abg. Frau Dr. Spieß (CDU): Wir fragen den Senat:

Erstens: Welche Haltung hat der Senat zur anste-
henden Verlängerung des Bremischen Studienkon-
tengesetzes?

Zweitens: Wie bewertet der Senat die Diskussion
über ein Auslaufen des Bremischen Studienkonten-
gesetzes zum Jahresende?

Drittens: Wie bewertet der Senat die Aussicht auf
Erfolg im Rechtsstreit um die Landeskinderregel, und
mit welchen Einnahmen wäre rückwirkend im Fal-
le der Bestätigung zu rechnen?
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Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
von Frau Senatorin Jürgens-Pieper.

Senatorin Jürgens-Pieper: Sehr geehrter Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Für den Senat be-
antworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Fragen 1 und 2: Der Senat ist der Auffassung,
dass die Hochschulen zum gegenwärtigen Zeitpunkt
nicht auf die Einnahmen aus den im Bremischen Stu-
dienkontengesetz festgelegten Langzeitstudienge-
bühren in Höhe von circa 1,4 Millionen Euro jähr-
lich verzichten können. Aus diesem Grund muss das
Gesetz verlängert werden. Da sich aufgrund des Vor-
lagebeschlusses des Verwaltungsgerichts Bremen
zurzeit das Bundesverfassungsgericht mit der Fra-
ge der Verfassungskonformität der ebenfalls in dem
Gesetz geregelten Wohnsitzstudiengebühren befasst,
sollte dieser Entscheidung nicht mit einer Verlänge-
rung der gesetzlichen Regelungen zu Wohnsitzstu-
diengebühren vorgegriffen werden. Das Bremische
Studienkontengesetz würde ohne Verlängerung nicht
zum Jahresende auslaufen, sondern zum Ende des
Sommersemesters 2010.

Zu Frage 3: Es gibt keine neuen Erkenntnisse im
Hinblick auf die Erfolgsaussichten im Normenkon-
trollverfahren. Der Bevollmächtigte der Freien Han-
sestadt Bremen, Herr Prof. Dr. Wieland, hat mit Schrift-
satz vom 30. April 2010 die Position Bremens zu der
verfassungsrechtlichen Problematik dargelegt. Es ist
damit zu rechnen, dass im Laufe des Jahres dazu eine
mündliche Verhandlung vor dem Bundesverfassungs-
gericht stattfinden wird.

Die Einnahmen können auf der Grundlage der
Angaben der bremischen Hochschulen für den Zeit-
raum von Wintersemester 2006/2007 bis einschließ-
lich Sommersemester 2010 zwar berechnet werden,
die tatsächlich zu vereinnahmende Summe dürfte
jedoch erheblich unter den errechneten rund 18 Mil-
lionen Euro liegen. Die Minderung der Einnahmen
durch Ausnahmetatbestände, die zur Gebührenfrei-
heit führen, sowie durch potenzielle Ummeldungen
des Hauptwohnsitzes zur Vermeidung der Gebüh-
renpflicht sind nicht abzuschätzen. – Soweit die Ant-
wort des Senats!

Präsident Weber: Frau Kollegin Dr. Spieß, haben
Sie eine Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Spieß (CDU): Sie haben sich für eine
Verlängerung des Gesetzes ausgesprochen. Jetzt hat
sich Ihr Koalitionspartner, Bündnis 90/Die Grünen,
gegen die Verlängerung ausgesprochen. Wie bewer-
ten Sie das denn?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Nein, ich habe eben
dargestellt, dass wir einen Teil nicht verlängern, und

wir verlängern das, was andere Länder auch machen,
nämlich für Langzeitstudierende, wobei wir da mit
14 Semester Studienkonto eine sehr großzügige Re-
gelung haben. Das verlängern wir, und den ande-
ren Teil verlängern wir nicht!

Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine
weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Spieß (CDU): Das heißt, Sie verzich-
ten dann auf die weiteren Einnahmen, die die Hoch-
schulen haben. Haben Sie irgendeine Möglichkeit,
diese dann aufzufangen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Sie meinen jetzt die
Wohnsitzstudiengebühren? Das heißt nicht, dass wir
darauf verzichten, sondern wir haben die im Augen-
blick ja noch gar nicht. Wir wollen dies erst einmal
durch das Bundesverfassungsgericht ausgeurteilt
haben.

Präsident Weber: Frau Kollegin, eine weitere Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Spieß (CDU): Aber wenn Sie das nicht
verlängern wollen, dann ist es doch so, dass zum
Sommersemester 2010 diese Regelung ausläuft. Habe
ich das richtig verstanden?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Das ist richtig, zum Ende
des Sommersemesters, das ist der 31. August!

Präsident Weber: Frau Kollegin, eine weitere Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Spieß (CDU): Dann hätten Sie ja aber
ein Defizit, oder was heißt Defizit? Dann müssten Sie
auf Millionen Euro Einnahmen verzichten, ist das
richtig?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Wir reden gerade über
eine fiktive Summe, wir können sie aufgrund der
Angaben mit 18 Millionen Euro errechnen, aber was
dann an Abminderungen da gewesen wäre, wenn
die Studenten festgestellt hätten, sie kommen um
diese Gebühren herum, wenn sie nach Bremen zie-
hen, kann ich Ihnen gar nicht sagen und bestimmte
Ausnahmen auch nicht. Außerdem kann ich Ihnen
noch verbindlich versichern, dass diese rot-grüne
Koalition grundsätzlich gegen Studiengebühren ist.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)
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Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine
weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Spieß (CDU): Zum Zeitpunkt der
Erstellung dieses Gesetzes hat sich ja gerade auch
Herr Bürgermeister Böhrnsen sehr intensiv für die
Landeskinderregelung ausgesprochen. Ist es jetzt so,
dass die SPD sich jetzt dagegen ausspricht?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Sie meinen jetzt das
Studienkonto für den Wohnsitz? Ich glaube, wenn ich
das richtig verfolgt habe, ist das eine historische
Entwicklung in der Großen Koalition gewesen, die
etwas komplizierter ist, als Sie es jetzt hier darstel-
len.

Präsident Weber: Frau Kollegin, eine weitere Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Spieß (CDU): Damit ist meine Fra-
ge von Ihnen aber nicht beantwortet worden, Frau
Senatorin! Ich habe gesagt – Sie hatten ja gerade auf
den Beschluss der Großen Koalition hingewiesen –,
dass gerade der Koalitionspartner SPD, Herr Böhrn-
sen, sich ganz intensiv für die Landeskinderregelung
ausgesprochen hat. Wie sehen Sie das?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Das ist richtig, dass er
das zur Verhinderung allgemeiner Studiengebühren
getan hat.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine
weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Spieß (CDU): Das ist aber nicht die
Beantwortung meiner Frage. Die hätte ich gern noch
einmal beantwortet, Frau Senatorin! Wie stehen Sie
zur Landeskinderregelung?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Wie ich zu der Landes-
kinderregelung stehe? Wir haben sie jetzt zunächst
einmal einvernehmlich in der Koalition ausgesetzt.
Wir werden jetzt die Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts abwarten und dann auswerten. Die
allgemeine Position, die wir haben, habe ich Ihnen
eben gesagt.

Präsident Weber: Frau Senatorin, weitere Zusatz-
fragen liegen nicht vor.

Die neunte Anfrage, die sich mit dem Thema „Um-
setzung des Konjunkturprogramms II“ befasst, ist
zurückgezogen worden.

Die zehnte und damit letzte Anfrage in der Fra-
gestunde steht unter dem Betreff „Keine Monster-
Trucks in Bremen“. Die Anfrage ist unterzeichnet von
den Abgeordneten Dennhardt, Kasper, Tschöpe und
Fraktion der SPD.

Bitte, Herr Kollege Dennhardt!

Abg. Dennhardt (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie verhält sich der Senat zum Vorhaben
der Bundesregierung, sogenannte Monster-Trucks mit
bis zu 44 Tonnen Gewicht im Feldversuch zu testen?

Zweitens: Welche Auswirkungen auf die Verkehrs-
sicherheit und den Straßenunterhalt erwartet der
Senat von dem geplanten Feldversuch und einem
eventuell späteren Einsatz der Monster-Trucks?

Drittens: Welche Möglichkeiten sieht der Senat,
diesem Feldversuch entgegenzuwirken und damit
dem breiten Konsens zur Verlagerung weiterer Gü-
terverkehre von der Straße auf umweltfreundliche-
re Verkehrsträger zu entsprechen?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Dr. Loske.

Senator Dr. Loske: Herr Präsident, verehrte Ab-
geordnete! Für den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Zu Frage 1: Der Einsatz solcher Lkw auf deutschen
Straßen wird vom Senat kritisch bewertet. Der Se-
nat fördert alternative Verkehrsträger und unterstützt
die Verlagerung der Transporte von der Straße auf
die Schiene. Gerade der Einsatz größerer Lkw wür-
de erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Ver-
kehrsinfrastruktur, den kombinierten Verkehr und auf
den Verkehrsträger Schiene haben. In diesem Zu-
sammenhang bekräftigt der Senat den Beschluss der
Verkehrsministerkonferenz aus Oktober 2007 gegen
die  Zulassung  überlanger  und/oder  überschwerer
Lkw. Die Position des Senats hat sich diesbezüglich
nicht geändert und wird gegenüber dem Bund wei-
terhin eindeutig vertreten.

(Beifall bei der SPD)

Zu Frage 2: Lange Fahrzeuge verhalten sich bei
typischen Unfallkonstellationen grundsätzlich wie
herkömmliche 40 Tonnen Fahrzeuge. Auf dem nach-
geordneten Streckennetz sind hingegen höhere Risi-
ken für die Verkehrsicherheit zu erwarten, etwa durch
mögliche Zusammenstöße mit anderen Fahrzeugen
infolge deutlich verlängerter Überholvorgänge auf
Landstraßen oder indem schwächere Verkehrsteil-
nehmer aufgrund des durch die Länge vergrößerten
„toten Winkels“ übersehen werden.
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Lange Fahrzeuge benötigen auf Autobahnrastplät-
zen größere Parkflächen, würden im nachgeordne-
ten Straßennetz kleinere Kreisverkehre und engere
Einmündungen beschädigen und sind für innerört-
liche Bereiche generell nicht geeignet.

Zu Frage 3: Der Senat unterstützt den Beschluss
der Verkehrsministerkonferenz und hält weitere Feld-
versuche für nicht erforderlich. Diese Position wird
in den zuständigen Fachgremien und insbesondere
in der Verkehrsministerkonferenz nachhaltig vertre-
ten. – Soweit die Antwort des Senats.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage?

(Abg. D e n n h a r d t  [SPD]: Nein danke,
ich bin mit der Antwort des Senats sehr zu-

frieden! – Beifall bei der SPD)

Eine  Zusatzfrage  der  Abgeordneten  Frau  Dr.
Schaefer! – Bitte, Frau Kollegin!

Abg. Frau Dr. Schaefer (Bündnis 90/Die Grünen):
Herr Senator, welche Auswirkungen erwartet man
hinsichtlich der Lärmentwicklung durch diese über-
schweren Gigaliner?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Bei der Diskussion zur Ableh-
nung der Gigaliner in der Verkehrsministerkonferenz
hat der Lärmschutz nicht im Vordergrund gestanden.
Im Vordergrund gestanden haben eben die verschie-
denen Auswirkungen auf das nachgeordnete Stra-
ßennetz, auf die Zerstörung von Straßen, auch weil
die Gewichte natürlich gewaltig sind: Das hat im Mit-
telpunkt gestanden. Beim Lärmschutz ist es so, dass
man da durch Technik natürlich eine Menge machen
kann. Das ist völlig klar. Ob sich jetzt ein Dreißig-
tonner vom Vierzigtonner signifikant unterscheidet,
kann ich so aus dem Stand gar nicht beantworten.
Ich kann nur referieren, dass in der Diskussion in der
Verkehrsministerkonferenz, die weitestgehend ein-
hellig zu dem Ergebnis geführt hat, wir wollen das
nicht mehr, und wir brauchen auch keine weiteren
Feldversuche, andere Dinge im Vordergrund gestan-
den haben.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Schaefer (Bündnis 90/Die Grünen):
Sie haben gerade gesagt, neben dem erhöhten Ge-
fährdungspotenzial sind natürlich auch höhere Stra-
ßenschäden zu erwarten, da die Lkw eben auch sehr
viel schwerer sind. Das heißt also, dass damit natür-
lich auch viel höhere Kosten verbunden wären, die

dann am Ende wieder auf den Steuerzahler, der eine
gut erhaltene Infrastruktur braucht, zukommen be-
ziehungsweise dass das mehr Baustellenaktivitäten
auf den ganzen Lkw-Straßen, Autobahnen mit sich
bringen würde.

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Das war auf jeden Fall eines
der Hauptargumente. Vor allen Dingen muss man
ganz klar sagen, diese verharmlosenden Bezeichnun-
gen, die von bestimmten Lobbyisten eingeführt wur-
den, wie Ökoliner oder innovativer Eurokombi, die
haben bei den Fachleuten nicht gegriffen.

(Heiterkeit beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das ist nicht überzeugend.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Mit der Beantwortung dieser Frage ist die Frage-
stunde beendet.

Bevor ich den Tagesordnungspunkt zwei, Aktuelle
Stunde, aufrufe, darf ich auf der Besuchertribüne
Studentinnen und Studenten der Bremer Akademie
für Wirtschaft herzlich begrüßen. Seien Sie herzlich
willkommen!

(Beifall)

Aktuelle Stunde

Für die Aktuelle Stunde ist von den Abgeordne-
ten Dr. Kuhn, Dr. Güldner und Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen und den Abgeordneten Frau Kummer,
Tschöpe und Fraktion der SPD folgendes Thema be-
antragt worden:

Eurokrise und Steuerschätzung – Hand-
lungsfähigkeit des Staates sichern!

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Bürgermeis-
terin Linnert.

Die Beratung ist eröffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Dr. Kuhn.

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! „Eurokrise und
Steuerschätzung – Handlungsfähigkeit des Staates
sichern!“ Die Spannweite des Themas ist sehr groß.
Das mag vielleicht einige erschrecken, ich bin aber
überzeugt, dass sie uns gleich in den Kern des The-
mas führt. Es spiegelt nämlich wider, dass wir uns
vergegenwärtigen müssen, dass die Verflechtung, die
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gegenseitigen Abhängigkeiten internationaler und
nationaler Wirtschafts- und Finanzpolitik sehr groß
geworden sind. Was man früher sagte, Griechenland
sei irgendwo fern da unten, das gilt heute eben nicht
mehr. Insofern hängt das alles sehr eng miteinander
zusammen. Ich will in meinem Beitrag versuchen, aus
den dramatischen Ereignissen der letzten Wochen
einige allgemeine Schlussfolgerungen zu ziehen.

Erstens: Die dritte Stufe der Finanzkrise, in der wir
gegenwärtig noch tief stecken, ist eine Krise wegen
Haushaltsdefiziten und Staatsschulden. Sie kann
letztlich nur durch den Weg aus der Schuldenfalle
gelöst werden. Ich bin davon überzeugt, wir sollten
nicht mehr auf die Talkshow-Ökonomen hören, die
uns Schulden als normal, als besonders dynamisch
empfehlen, auch nicht auf diejenigen, die für ihre
Schulden regelmäßig Verantwortung und Schuld bei
anderen suchen,

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Was ist
mit Prof. Hickel?)

und schon gar nicht auf diejenigen, die obendrein
noch – wenn dann im Krisenfall wie in Griechenland
geholfen wird, allerdings sage ich dazu, zur Selbst-
hilfe und nicht geschenkt – dagegen agitieren wie
DIE LINKE und ihre Freunde, die jetzt in Griechen-
land grotesker Weise „IWF raus!“ und „EU raus!“
skandieren, um die Verantwortung für eigene Feh-
ler nicht tragen zu müssen. Das werde ich nicht mehr
hinnehmen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Deswegen möchte ich als Erstes festhalten: Staats-
verschuldung ist für das Gemeinwesen, für Wohlstand,
auch für soziale Gerechtigkeit und am Ende für die
Demokratie brandgefährlich. Deswegen werden wir
ganz bestimmt nicht der LINKEN folgen, die uns
angesichts der letzten Steuerschätzung wieder einmal
rät, in Bremen gleich die Brocken hinzuwerfen.

Zweitens: Es mag ja stimmen, dass die Europäi-
sche Union mit den Hilfsmaßnahmen für Griechen-
land und dem Rettungsschirm von insgesamt 750
Milliarden Euro nur „Zeit gekauft hat“ und dass der
Erfolg natürlich vom politischen Sparwillen in den
Hauptstädten Europas abhängt. Die Maßnahmen
aber, die getroffen worden sind und die jetzt in wei-
ten Teilen noch bestätigt werden müssen, waren und
sind richtig. Denn die Stabilität des Euro war und ist
weiter massiv bedroht von innen wie von außen. Sie
muss verteidigt werden! Denn die Stabilität des Euro
ist ja nicht Athen, und das ist nicht Brüssel, sondern
das ist die Stabilität unseres Geldes, unserer Wirt-
schaft, unserer Exportmöglichkeiten, unserer Arbeits-
plätze. Das ist die Stabilität des europäischen Zusam-
menhalts und der europäischen Integration, und deren
Wahrung und Mehrung ist seit 60 Jahren das Herz-

stück nicht nur deutscher Politik, sondern deutscher
Interessen. Das müssen wir uns klarmachen, und da-
ran müssen wir uns halten!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Deswegen glauben wir, dass es richtig war, dass
der Senat der Freien Hansestadt Bremen das Ret-
tungspaket für Griechenland positiv begleitet hat, und
wir haben auch die gleiche Haltung und Erwartung,
was den Rettungsschirm für den Euro angeht. Al-
lerdings, das sage ich jetzt durchaus mit allem Re-
spekt für die Aufgabe, eine solche Krise zu bewälti-
gen, das Zögern der Bundesregierung aus wahltak-
tischen Überlegungen und auch vielleicht aus Angst
vor einer großen Zeitung in Deutschland hat der
Spekulation leider unnötig Zeit gegeben und deshalb
viel Geld gekostet.

Es ist ja vollkommen richtig, dass Griechenland
selbst einen entscheidenden Beitrag leisten muss, aber
das war schon Ende März völlig klar. Das Zögern hat
den Preis in die Höhe getrieben. Leider, kann ich nur
sagen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

An dieser Stelle ein Wort zur LINKEN und dann
auch zur Rechten! Die Linke hat gegen das Rettungs-
paket für Griechenland gestimmt, nicht wegen des
einen oder anderen Details, sondern, und das hat hier
noch jede europapolitische Debatte in diesem Haus
gezeigt, DIE LINKE will die europäische Stabilität,
die europäische Integration, die europäische Solida-
rität nicht. Das ist die Wahrheit, was diese Partei
angeht.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei  der  SPD  –  Abg. B e i l k e n  [DIE

LINKE]: Dummes Zeug!)

Aber auch die FDP Bremen, das hat mich ziemlich
vom Hocker gerissen, muss ich sagen, hat die Bun-
desregierung aufgefordert, dem Eurorettungsschirm
nicht zuzustimmen. Ich war sehr verblüfft, und ich
muss sagen, die FDP hat da noch einmal wieder ein
Stück Glaubwürdigkeit – bei mir jedenfalls – verspielt.

Drittens, zur Frage der Verantwortung des Finanz-
sektors: Der sachliche Grund der Krise liegt zunächst
nicht bei den Banken und bei den Finanzjongleuren,
der sachliche Grund ist die Schwäche von Staaten
wegen übermäßiger Verschuldung. Natürlich ist es
aber in einer solchen Situation so, dass man entwe-
der versuchen kann zu helfen, oder aber man kann
versuchen, sich diese Schwäche zunutze zu machen,
man kann versuchen, Geld aus dieser Schwäche zu
machen. Man kann darauf wetten, dass die Schwa-
chen noch schwächer werden, und sie, das ist der
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schlechte Witz bei der ganzen Geschichte, durch seine
Wette und seinen Einsatz tatsächlich schlechter ma-
chen und damit viel Geld verdienen. Das ist in gro-
ßem Umfang gegen Griechenland geschehen, und
es gab sichere Anzeichen, dass es in noch größerem
Umfang gegen andere weitergehen sollte. Das ist nicht
in Ordnung und darf nicht beibehalten werden!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Ich hatte für die Aktuelle Stunde ursprünglich den
Titel vorgeschlagen: Geld regiert die Welt, aber wer
regiert das Geld? Das war erstens von der „Süddeut-
schen Zeitung“ geklaut, und zweitens fanden das
einige nicht parlamentarisch genug, es ist aber trotz-
dem genau die richtige Frage. Ich habe vor drei Wo-
chen ein Interview mit der Bundeskanzlerin gesehen,
in dem sie sagte, es sei doch schon perfide, dass die-
selben Banken, die man mit Steuergeldern vor dem
Bankrott gerettet und mit billigem Geld versorgt habe,
dieses Geld nun in die Hand nehmen und auf den
Zerfall Griechenlands und gegen die Stabilität des
Euro und damit gegen uns wetten. Recht hat Frau
Merkel! So ist das große Geld, wenn man es denn
lässt. Die Frage ist ja eben offensichtlich: Warum lässt
man es immer noch zu, obwohl die Folgen seit zwei
Jahren offensichtlich sind?

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Warum hat man sie solange gelassen? Die Vorschlä-
ge lagen längst auf dem Tisch, und wir haben sie hier
im Haus auch schon seit zwei Jahren mehrfach vor-
getragen: Verbot von Leerverkäufen, Handel mit Kre-
ditausfallversicherungen nur zur Abdeckung eige-
ner Risiken, Einrichtung einer unabhängigen euro-
päischen Ratingagentur, Kontrolle der Hedgefonds,
Einführung einer Finanztransaktionssteuer, die nicht
nur den Unsinn beenden würde, dass wir auf jedes
Brötchen Umsatzsteuer zahlen, was ja in Ordnung
ist, aber auf Finanzgeschäfte nicht, sondern die auch
deshalb segensreich wäre, weil sie die eine oder an-
dere Spekulationswelle von Anfang an unrentabel
machen würde, also schon an der Quelle wirkt und
nicht erst hinterher, wie es andere Vorschläge vor-
sehen.

Jetzt ist es so, dass wir heute sehr aktuell in der
Zeitung einiges von diesen Forderungen lesen kön-
nen, dass sie auf europäischer Ebene aufgegriffen,
vielleicht sogar jetzt in Berlin umgesetzt werden sol-
len. Da muss man aber sagen: Es ist sehr spät! Wir
müssen jetzt endlich handeln, von diesen Sachen re-
den wir schon viel zu lange. Es kann nicht sein, dass
die Politik sich weiter nur von den Börsen treiben lässt,
das untergräbt ihre Handlungsfähigkeit und nimmt
ihr am Ende auch die demokratische Legitimation.
Deshalb möchte ich auch gern an die Bundesregie-

rung und den Bundestag appellieren, die Zustimmung
zum Rettungsschirm mit klaren Beschlüssen zur Re-
gulierung der Finanzmärkte zu verbinden. Die eu-
ropäischen Partner warten auf ein solches Signal.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die vierte Lehre hat Kommissionspräsident Barroso
ziemlich kurz und bündig gezogen: „Es gibt keine
Währungsunion ohne Wirtschaftsunion“. Die große
Debatte wird jetzt beginnen. Es geht da um mehr
Transparenz und frühzeitige gegenseitige Informa-
tion.

Es geht um mehr Kontrolle, auch Sanktionen mög-
licherweise, es geht insgesamt um Kooperationen in
der europäischen Wirtschafts- und Steuerpolitik. Das
wird noch eine ganz spannende Diskussion. Ich bin
überzeugt von ihrer Notwendigkeit, weil eben die
reale gegenseitige Verflechtung und Abhängigkeit
so groß ist, dass jeder Staat mit seinen Handlungen
auf die anderen Staaten einwirkt.

Die fünfte Schlussfolgerung – und da mache ich
jetzt am Ende einen Sprung –, die Geisterfahrt wei-
terer, und ich betone, weiterer unverantwortlicher
Steuersenkungen, ist nun durch die Abwahl von CDU
und FDP in Nordrhein-Westfalen endlich gestoppt.
Das ist gut so!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Das hat Frau Merkel am Morgen nach der Wahl –
auch hier viel zu spät – eingestanden, selbst Herr
Westerwelle hat behauptet, die Signale gehört zu
haben. Wie auch immer, die veränderten Mehrhei-
ten im Bundesrat werden dazu führen, dass es in
dieser Frage wenigstens nicht schlechter wird. Aber
das zeigt ja gerade die dramatische Steuerschätzung
vom 5. Mai, es reicht nicht, dass es nicht schlechter
wird, es muss für die Finanzen der Länder besser
werden und vor allen Dingen für die der Kommunen,
in denen die Lage ja besonders zugespitzt ist, damit
die Handlungsfähigkeit des Staates für die Bürger-
innen und Bürger wiedererlangt und gesichert wird.
Wir haben auch in dieser Frage eine Reihe von Vor-
schlägen hier schon vorgetragen, was man machen
könnte und sollte: Anhebung der Steuersätze in der
Spitze, Einführung einer Vermögensabgabe, Rück-
nahme der Steuergeschenke bei der Erbschaftsteu-
er und anderswo – das sind übrigens keine Kleinig-
keiten, das kann man an der Steuerschätzung sehen,
gerade bei der Erbschaftsteuer –, Abbau falscher Sub-
ventionen, Stabilisierung der Gewerbesteuer und
eben die Finanztransaktionssteuer.

Sie kennen die Zahlen aus der Steuerschätzung
für Bremen. Der Senat hat kurzfristig mit einer Haus-
haltssperre reagiert und angekündigt, dass er der
Bürgerschaft den Nachtragshaushalt für 2010 als Kon-
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sequenz vorlegen und sicherlich auch den Entwurf
für 2011 noch einmal überarbeiten muss. Wir halten
das für unumgänglich und richtig. Klar aber, meine
Damen und Herren, ist: Schauen Sie nach Brüssel oder
nach Berlin, nach Athen, Madrid oder Lissabon, wo
immer Sie wollen, die Fragen, die jetzt aufgeworfen
werden, werden grundsätzlicher und tiefgreifender
sein, und ich bin überzeugt, dass dies auch in Bre-
men im Fortgang der Debatte – für die wir ja mit dem
besonderen Ausschuss zur Föderalismusreform II jetzt
auch eine Form gewählt haben – der Fall sein wird
und der Fall sein muss. – Schönen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, be-
vor ich dem nächsten Redner das Wort erteile, möchte
ich Folgendes klarstellen, der Abgeordnete Tittmann
hat sich zu Wort gemeldet. Herr Kollege Tittmann,
nach Paragraf 30 a, Aktuelle Stunde, Absatz 5 gebe
ich Ihnen Folgendes bekannt: Die Redezeit pro Thema
und Fraktion und Gruppe beträgt und so weiter: Sie
sind weder eine Fraktion noch sind Sie eine Grup-
pe, also kann ich Ihnen kein Wort erteilen.

Als nächste Rednerin hat das Wort die Abgeord-
nete Frau Kummer.

Abg. Frau Kummer (SPD)*): Herr Präsident, sehr
geehrte Damen und Herren! Eurokrise und Steuer-
schätzung, Handlungsfähigkeit des Staates sichern,
so der Titel der heutigen Aktuellen Stunde. Aktuell
ist ohne Frage das richtige Wort. Der Bundestag de-
battiert zurzeit die Regierungserklärung der Bundes-
regierung zu dem Thema, und es ist ja im Moment
auch so viel Bewegung in die Sache geraten, dass
man mit Nachrecherchieren gar nicht mehr hinter-
herkommt. Insofern ist es, glaube ich, eine sinnvol-
le Aktuelle Stunde, die wir heute debattieren.

Wir haben vor eineinhalb Jahren, nämlich Anfang
November 2008, als die Krise durch die Bankenzu-
sammenbrüche das erste Mal ganz heftig aufschlug,
erstmalig über die damalige Krise debattiert. Die rot-
grüne Koalition hatte damals auch einen Antrag ein-
gebracht, Konsequenzen aus der Finanzkrise ziehen,
politische Handlungsfähigkeit stärken. Ich habe mir
die damalige Debatte anlässlich der heutigen Dis-
kussion noch einmal angeschaut. Wir waren damals
unisono, natürlich jeweils parteipolitisch unterschied-
lich ausgelegt, der Meinung, erstens, dass die dama-
lige Bundesregierung schnell und angemessen rea-
giert hat, zweitens, dass die Finanzmärkte wieder
stärker reguliert werden müssen, und drittens, dass
die angeschobenen Maßnahmen – Finanzmarktsta-
bilisierungsgesetz, Kurzarbeit, Konjunkturpaket – ein
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

wichtiger Schritt in Richtung der Überwindung der
Krise seien.

Wie sieht es nun heute angesichts der neuerlichen
Krise aus? Zunächst, hat die Bundesregierung ange-
messen reagiert? Ich muss sagen: Leider nein! Die
Bundesregierung hat sich viel zu spät vor den Euro
gestellt. Man könnte nun sagen, lieber zu spät als
nie, aber dieses spät hat uns eine Menge Geld und
Vertrauen gekostet. Letzteres wiegt meines Erachtens
sogar noch schwerer, da ein derartiger Vertrauens-
verlust sehr schwer wieder aufzuholen ist. Damals
haben Sie, Herr Röwekamp, in der Debatte, wie ich
finde, noch richtig ausgeführt, ich zitiere: „Es ist ein
Beleg“ – also die damalige Reaktion der Bundesre-
gierung – „dafür, dass Deutschland auch in Krisen-
zeiten handlungsfähig ist.“ Und heute? Der Euro steht
am Rande des Abgrunds, die gesamten Schulden
drohen uns hereinzureißen, und die Bundeskanzle-
rin streitet sich erst einmal mit dem Außenminister
um den Zeitpunkt von Steuersenkungen.

(Widerspruch bei der CDU – Abg. R ö w e -
k a m p  [CDU]: Wohingegen die SPD ja
steht wie eine Eins! Mit einer kraftvollen

Enthaltung!)

Zu Fragen der Regulierung – ich komme darauf! –
hat sich leider noch nicht sehr viel getan, hätte ich
vorgestern gesagt. Wenn man sich den Gesetzent-
wurf der Bundesregierung von Ende April dieses Jah-
res anschaut, war der doch sehr mager und der Lage
offensichtlich auch nicht angemessen. Nun kommt
aber offensichtlich Bewegung in die Sache. Der Druck
– auch, finde ich, durch die Enthaltung der SPD-Bun-
destagsfraktion beim ersten Paket – der Ereignisse
trägt offensichtlich Früchte, aber auch wir in Bremen
waren und sind Teil dieses Druckes gewesen, der of-
fensichtlich dringend nötig war und ist.

Wir haben damals, im letzten Jahr war das, glau-
be ich, einen Koalitionsantrag zur Regulierung der
Finanzmärkte eingebracht, Herr Dr. Kuhn hat das
ausgeführt, Stichworte Finanztransaktionssteuer,
Hedgefonds-Ratingagenturen, Finanz-TÜV. Der Se-
nat hat letzte Woche im Bundesrat einen entsprechen-
den Antrag eingebracht, der leider abgelehnt wur-
de, und auch die SPD-Bundestagsfraktion hat unter
Federführung des Kollegen Dr. Sieling einen Antrag
zur Finanztransaktionssteuer eingebracht. Wenn ich
allerdings jetzt aktuell die Regierungserklärung ver-
folge, möchte ich sagen, ich höre sie wohl die Bun-
deskanzlerin, allein mir fehlt noch der Glaube!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wie ich dem Ticker entnehmen konnte, legt Frau
Merkel sich auf das Instrument der Besteuerung noch
nicht fest.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Dem Kicker?)
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Dem Ticker, Herr Röwekamp! Es geht nicht nur da-
rum, das ist unbestreitbar wichtig, Brände zu löschen,
sondern es geht auch um vorsorglichen Brandschutz,
es geht darum, Brände zu verhindern. Das ist in der
Bundesregierung offensichtlich noch nicht so rich-
tig angekommen, und deswegen, denke ich, müs-
sen wir den Druck an dieser Stelle alle gemeinsam
aufrechterhalten.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Zum dritten Punkt! Die Schritte, die wir damals
unternommen haben, waren meines Erachtens richtig,
davon bin ich auch heute noch überzeugt. Das Bre-
mer Konjunkturprogramm läuft gut, wir bekommen
das regelmäßig im Haushaltsausschuss berichtet, auch
die Abwrackprämie hat sicherlich der hiesigen Au-
toindustrie gut getan, und dass die Kurzarbeitsrege-
lungen das Schlimmste am Arbeitsmarkt verhindert
haben, ist, glaube ich, auch unstrittig. In den Steu-
erschätzungen und den Einnahmen Bremens hat sich
das leider noch nicht in der Art und Weise nieder-
geschlagen, wie wir es uns gewünscht haben. Wir
müssen also weiter daran arbeiten, wir müssen se-
hen, wie wir alle gemeinsam unsere Einnahmen stei-
gern können, und da müssen wir die Dinge, die in
der Krise notwendig sind, weiter verfolgen, das Stich-
wort Kurzarbeit möchte ich da nennen.

Auf der anderen Seite, das wird auch der Nach-
tragshaushalt erforderlich machen, den Frau Sena-
torin Linnert uns vorlegen wird, steigen die Sozial-
hilfekosten natürlich in solch einer Krise weiter. Eine
Krise führt dazu, dass sich die Schere in der Gesell-
schaft weiter auseinander entwickelt, und ich glau-
be, dass wir hier in Bremen auf einem guten und rich-
tigen Weg sind, alles dafür zu tun, dass der gesell-
schaftliche Zusammenhalt nicht zerstört, sondern
erhalten wird.

Wie kann es nun weitergehen? Wenn man manch-
mal die aktuelle Berichterstattung verfolgt, kann man
den Eindruck gewinnen, es sei alles ganz einfach.
Es gibt vor allem zwei Schuldige, die gierigen Spe-
kulanten auf der einen Seite und die faulen Griechen,
Spanier und Portugiesen auf der anderen Seite.
Deutschland hat natürlich alles richtig gemacht und
ist an dem Dilemma völlig unschuldig, mehr noch,
wenn alle es so machen würden wie wir, wäre alles
gut.

Zu den gierigen Spekulanten: Erst einmal ist das
immer so entpersonalisiert, und wir tun immer so, als
wäre es genau das, nämlich Spekulationen auf Fi-
nanzmärkten, nicht Bestandteil der Weltwirtschaft.
Finanz- und Realwirtschaft gehören zusammen, und
wir werden dem nur vernünftig Herr, wenn wir die
Regeln eben härter fassen und auch umsetzen, die
Brände nicht nur löschen, sondern sie auch verhin-
dern. Das hatte ich vorhin bereits illustriert.

Dann die Sache mit den faulen Griechen. Zum
Glück hat es sich mittlerweile herumgesprochen, dass
das auch ganz normale Menschen sind, die sich um
ihre Existenz sorgen. Ich möchte an der Stelle auch
noch einmal sagen, den Artikel im „Weser-Kurier“
vom Wochenende von Frau Ingenrieth fand ich sehr
hilfreich. Sie hat, glaube ich, sehr plastisch darge-
stellt, wie es jedem einzelnen Menschen dort unten
mit den Problemen geht, und wir sollten auch nicht
vergessen, dass das Leute sind, die um ihre Existenz
bangen.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/
Die Grünen und bei der LINKEN)

Was wäre denn, wenn wir 16 Deutschländer hät-
ten in der Eurozone? Erst einmal wäre das an sich
eine komische Vorstellung, und dann wäre es auch,
wenn man es zusammenrechnen würde, ökonomi-
scher Schwachsinn. 16 Länder hätten ihre Lohnstück-
kosten gesenkt, die Produktivität gesteigert und den
Exportüberschuss woandershin verlagert. Was Deutsch-
land jetzt in der Krise braucht, ist eine Stärkung der
inneren Nachfrage, das Ermöglichen weiterer Inves-
titionen und keine weitere Abkopplung der Löhne
von der Produktivität. Steuersenkungen haben nach
Lage der Dinge keinen Platz, hier insgesamt einen
ökonomischen Ausgleich zu schaffen. Eine Balance,
eine Waage zwischen den vielen unterschiedlichen
Nationen, das ist meines Erachtens das Gebot der
Stunde, und das ist übrigens nach meinem Verständ-
nis auch der Sinn von Europa; geeinte Länder, die
füreinander einstehen und gemeinsam Verantwor-
tung tragen.

Zum FDP-Antrag hat Kollege Dr. Kuhn schon das
Nötige gesagt.

(Beifall bei der SPD – Zuruf des
Abg. W o l t e m a t h  [FDP])

Ein Antrag war das nicht, Entschuldigung, Ihre Pres-
seerklärung des Landesvorstands!

Das ist nach meinem Verständnis, um jetzt einmal
wieder zurückzukommen nach Bremen, auch der Sinn
des bundesdeutschen Föderalismus, Einheit in der
Vielfalt und daraus Vorteile zu ziehen und nicht die
Nachteile zu betonen. Daraus leitet sich, und das
möchte ich zum Schluss sagen, auch ab, dass wir in
Bremen weiter für unser Bundesland kämpfen wer-
den, soweit wie möglich hoffentlich gemeinsam.
Allerdings wird es ohne eine Erhöhung der Einnah-
mebasis und die Solidarität der anderen ebenso wenig
gehen wie ohne das Weiterführen des Sparkurses auf
der Ausgabenseite, wie es der Senat im März schon
angegangen ist.

Wenn wir jetzt nach der sicher desaströsen, aber
nicht völlig unerwarteten Steuerschätzung den Kopf
in den Sand stecken, jegliche eigene Handlungsfä-
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higkeit aufgeben und gar nichts mehr tun, dann spie-
len wir auch mit dem Vertrauen der Bremerinnen und
Bremer, und das wird sich hier niemand im Hause
erlauben können. – Ich bedanke mich für die Auf-
merksamkeit!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Schrörs.

Abg. Dr. Schrörs (CDU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Die Aktuelle Stunde,
zumindest wie sie bisher von den Koalitionären an-
gelegt ist, bedeutet doch nichts anderes als eine
Ablenkung vom eigentlichen Problem, das wir hier
in Bremen haben!

(Beifall bei der CDU – Abg. D r .  K u h n
[Bündnis 90/Die Grünen]: Geld spielt kei-

ne Rolle!)

Nein, Herr Dr. Kuhn, so hätten Sie es wohl gern,
indem Sie eine Aktuelle Stunde machen zum The-
ma Eurokrise und Steuerschätzung, Handlungsfähig-
keit des Staates sichern, aber beide Vorredner ha-
ben noch nicht einmal darüber gesprochen, dass wir
zurzeit Steuermindereinnahmen von 84 Millionen in
diesem Jahr und 163 Millionen im nächsten Jahr ha-
ben. Das interessiert Sie offensichtlich überhaupt nicht.
Wir finden es schon wichtiger, darüber zu reden, wel-
che Möglichkeiten in Bremen ergriffen werden müs-
sen. Wir sehen es als wichtiger an, sich mit einer Ab-
kehr von der Ausgabenpolitik, die die Koalition hier
macht, statt ausschließlich mit der Einnahmepolitik
zu beschäftigen.

(Beifall bei der CDU)

Was tun Sie eigentlich, um Ihre Formulierung der
Aktuellen Stunde aufzunehmen, was tun Sie eigent-
lich, um die Handlungsfähigkeit des Stadtstaates
Bremen zu sichern? Sie sind offensichtlich noch nicht
ausreichend auf die negative Entwicklung der ein-
brechenden Steuereinnahmen vorbereitet. Wenn Sie
sich einmal die Veröffentlichung über das zentrale
Finanzcontrolling anschauen, zeigt dort eine sehr
interessante Tabelle, nämlich über Steuerschätzun-
gen und Ist-Ergebnisse, welche Möglichkeiten eine
Steuerschätzung tatsächlich hat und wie das Ergebnis
einer Steuerschätzung tatsächlich in der Realität
aussieht. An diesem Tableau erkennt man sehr deut-
lich, dass die Steuerschätzungen in den vergange-
nen Jahren immer deutlich daneben gelegen haben.
Ein vorsorglicher Kaufmann würde, wenn man selbst
weiß, dass Abschwungphasen immer zu Überschät-
zungen führen, mindestens zehn oder zwanzig Pro-

zent geringer einschätzen, um nicht plötzlich von einer
Situation überrascht zu werden,

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: So, wie die Bundesregierung es immer

macht?)

die jetzt besteht.

(Beifall bei der CDU)

Bisher hat die Finanzsenatorin nur übertriebene
Einnahmeerwartungen vorgelegt, die jetzt korrigiert
werden müssen. In der bloßen Hoffnung auf steigende
Steuereinnahmen hat sie es sträflich vernachlässigt,
sich endlich um die steigenden Ausgaben Bremens
zu kümmern. Statt konkrete und auch unbequeme
Sparvorschläge vorzulegen, versucht es die rot-grüne
Koalition weiterhin mit einer Mischung aus durch-
schaubarem Zweckoptimismus und ideenlosen Kür-
zungen nach der Rasenmähermethode.

Gerade der Blick auf einige europäische Staaten
zeigt, dass die schlechte Haushaltslage und der Man-
gel an Wettbewerbsfähigkeit zu deren Problemen
geführt haben. Das Problem der nicht nachhaltigen
Staatsfinanzen eines Landes kann man nicht durch
zusätzliche Finanzierungen lösen, sondern nur durch
mehr Einnahmen und weniger Ausgaben im Haus-
halt.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Das machen wir beides!)

Bringen Sie endlich Ihren Haushalt, nämlich den Bre-
mer Haushalt, in Ordnung, bevor Sie um Hilfe von
außen rufen!

(Beifall bei der CDU)

Die jetzige Reaktion der Koalition zeigt, dass Sie
nur den Wahltermin im Jahr 2011 überstehen wol-
len. Der Finanzplan bis 2020 ist nur bis 2011 ausdif-
ferenziert, er ist nicht differenziert auf die jeweiligen
Ressorts. Warum nicht? Deswegen nicht, weil Sie
Angst vor unbequemen Entscheidungen haben. Sie
selbst nennen die Umsetzung der Ergebnisse der Fö-
deralismuskommission II in einer Mitteilung des Se-
nats. Wenn Sie sich die Zahlen ansehen: Welches Er-
gebnis haben Sie dann? Die Personalkosten steigen!
Die Sozialleistungskosten steigen! Die sonstigen Aus-
gaben steigen! Die Zinsausgaben steigen! Das Ein-
zige, das sinkt, sind die Investitionen und die Steu-
ereinnahmen. Meine Damen und Herren von der SPD
und den Grünen: Wie soll das gehen?

(Beifall bei der CDU)

Wir haben Steuermindereinnahmen im Jahr 2010
von 84 Millionen Euro, 2011 von 163 Millionen Euro,
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2012 von 172 Millionen Euro, 2013 von 182 Millio-
nen Euro und 2014 von 151 Millionen Euro!

(Abg. B e i l k e n  [DIE LINKE]: Ergeb-
nis Ihrer Politik!)

Sie sind noch nicht einmal bereit, in einer Aktu-
ellen Stunde über dieses Thema zu reden.

(Beifall bei der CDU)

Dies ist eines der zentralen Themen für Bremen!

Frau Bürgermeisterin Linnert, in Ihrer Senatsvor-
lage steht, dass Sie weitere Mindereinnahmen aus
Gewinnabführungen der BLG, bei Verwarnungsgel-
dern, Grundbuchsachen, Gerichtsgebühren, Geld-
strafen und Mehrausgaben bei den gesetzlichen Leis-
tungen, nämlich Sozialleistung und Wohngeld, er-
warten. Da fragen wir uns: Wie ist das eigentlich bei
den Sozialleistungen möglich? Wie ist es möglich, dass
Sie und die Senatorin, die für diesen Teil verantwort-
lich ist, nicht in der Lage sind, über die Summe von
50 bis 60 Millionen Euro wird zumindest gesprochen,
diesen Betrag zu prognostizieren? Dazu würden wir
gern eine Antwort haben.

(Beifall bei der CDU)

Eine Konkretisierung insgesamt steht aus. In je-
dem Fall zeichnet sich, so sagen Sie, eine Größen-
ordnung der Haushaltsverschlechterung ab, die ein
sofortiges Handeln des Senats erforderlich macht.
Insgesamt wird mit erheblichen Mehrbelastungen in
einer Größenordnung von deutlich über 100 Millio-
nen Euro gerechnet. Wie viele sind das? 150 Millio-
nen Euro, 120 Millionen Euro, 180 Millionen Euro?
Sie müssen es doch irgendwann einmal konkretisie-
ren!

(Beifall bei der CDU)

Eine Lösung über eine Haushaltssperre, dazu sagt
die Senatorin selbst in einem Zitat im „Weser-Kurier“:
„Zweistellige Millionenbeträge können nicht mit der
Haushaltssperre eingespart werden.“ Recht hat sie!
Insofern wird dies auch leider nicht ausreichen, um
die 84 Millionen Euro beziehungsweise 160 Millio-
nen Euro in den nächsten zwei Jahren einzusparen.
Dann kommt sofort der Satz: „Dann kann man es nur
über Neuverschuldung machen.“ Das ist offensichtlich
Ihre Lösung. Wo bleiben eigentlich Ihre Vorschläge
zur Bewältigung der Haushaltsnotlage in Bremen?
Wenn Sie sich an die Probleme Bremens nicht her-
antrauen, dann können Sie Bremen nicht aus der
Schuldenfalle führen.

(Beifall bei der CDU)

Sie, meine Damen und Herren von den Grünen und
der SPD, sind immer noch nicht in der Realität an-
gekommen.

(Beifall bei der CDU)

Sie verschieben Gelder innerhalb und zwischen den
Ressorts, nur um kurzfristig immer neu auftretende
Probleme zu lösen. Wann erkennen Sie eigentlich,
dass die von Ihnen gewählte Politik nicht dazu führt,
Bremen aus seiner schwierigen Lage zu befreien? Wo
bleibt Ihre Aufgabenkritik? Welche Aufgaben muss
und welche sollte der Staat zukünftig übernehmen?
Wo sind Ihre Antworten? Wir haben darüber von Ihnen
nichts gehört. Wo bleiben Ihre Vorschläge, die in an-
deren Bundesländern diskutiert werden? Die Über-
prüfung von Standards ist für alle Bereiche der Poli-
tik notwendig. Tabus darf es an der Stelle nicht ge-
ben.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Wo wird denn das gemacht?)

Wo bleiben Ihre Vorschläge zu strukturellem Spa-
ren? Die Rasenmähermethode reicht hier nicht aus.
Sie sind drei Jahre in der Regierungsverantwortung.
Sie sind weit davon entfernt, Bremens Probleme zu
lösen. Liebe Kollegen von der SPD und den Grünen,
korrigieren Sie Ihr selbst gestecktes Ziel, lediglich
den Wahltermin im Jahr 2011 zu überstehen, und
bringen Sie stattdessen den Mut für weitreichende
Veränderungen auf! – Danke schön!

(Beifall bei der CDU – Abg. Frau B u s c h
[SPD]: Das hätten Sie einmal Ihrer Kanzle-

rin sagen sollen!)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Rupp.

Abg. Rupp (DIE LINKE)*): Herr Präsident, verehrte
Kolleginnen und Kollegen! Nachdem der Abgeord-
nete Dr. Schrörs hier seinen Vortrag gehalten hat, habe
ich mich an Bücher erinnert, die ich vor 40 Jahren
einmal gelesen habe, von einem gewissen Karl May.
Da hieß es immer: Bleichgesichter sprechen mit ge-
spaltener Zunge!

(Beifall bei der LINKEN)

Was ich damit meine, ist, man kann nicht auf Bun-
desebene regieren, dort Steuergesetze beschließen,
die zu Einnahmeverlusten der Länder führen, oder
die entsprechenden Steuern, womit die Einnahmen
sichergestellt sind, nicht einführen und sich dann hier
hinstellen und sagen: Wir müssen gegen fehlende
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Einnahmen ankürzen. Das ist mit gespaltener Zun-
ge gesprochen.

(Beifall bei der LINKEN, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen – Abg. R ö -
w e k a m p  [CDU]: Vorsicht, das sind al-
les Steuersenkungen, die Sie mitbeschlos-

sen haben!)

Es gibt einen Unterschied. Ich weiß, dass es auch
andere Parteien gibt, die einmal in der Bundesregie-
rung gewesen sind, und die entsprechende Geset-
ze in einer Weise beschlossen haben, die sich heute
als vollständig unzulässig erwiesen hat. Aus meiner
Sicht müssen wir aber schauen, in welche Richtung
wir heute denken: Wo wollen wir heute hin? Da spüre
ich deutlich, dass, auch wenn der Kollege Dr. Kuhn
immer sagt, erst einmal auf die LINKEN daraufhau-
en – –. Dann aber zu fordern, dass wir vernünftige
Steuern brauchen, nämlich Vermögenssteuer, Erb-
schaftsteuer, Finanztransaktionssteuer und so wei-
ter, die ganze Liste von sinnvollen Regulierungsmaß-
nahmen der Finanzmärkte: Das ist doch nichts, was
wir ablehnen! Ich erinnere mich daran, in meiner Par-
tei diskutieren wir das schon etwas länger; die Ein-
sicht, dass das richtige und notwendige Dinge sind,
habe ich zumindest hier in diesem Haus erst lang-
sam gespürt, und ich bin froh darüber, dass es so ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Es wurde schon gesagt, Griechenland ist ein Bei-
spiel für eine umfangreiche, verfehlte Entwicklung
von Gesellschaft, Wirtschaft, Sozialstrukturen und in
vielem mehr. Griechenland war Opfer von Speku-
lationen, aber nicht erst seit heute oder wenigen Mo-
naten. Es ist so, dass Deutschland als Niedriglohn-
land beziehungsweise als Land mit den niedrigsten
Lohnstückkosten und dem höchsten Außenhandels-
überschuss einen Teil der europäischen Länder in die
Krise konkurriert hat. Das ist eine Hauptursache für
die Tatsache, dass Griechenland, Portugal, Spanien
und zum Teil sogar Frankreich in einer Situation sind,
in der sie hohe Staatsschulden haben, in der sie Op-
fer von Spekulanten werden und in der sie gezwungen
und aufgefordert sind, jetzt auf Kosten der Bevölke-
rung, und die ist in Griechenland wirklich nicht reich,
so zu tun, als könnten sie – auch in Griechenland –
gegen diese Form von Kürzung ankürzen.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Wie soll es denn funktionieren,
wenn man keine Steuern zahlt und keine

Steuern einnimmt?)

Ich sage an dieser Stelle ganz deutlich: Ein Sys-
tem, das bereit ist, auf die Existenz von Staaten zu
spekulieren, das ist ein System, welches ich gern über-
winden würde.

Kommen wir zu der Steuerschätzung hier in Bre-
men. Es wird auch nicht wahrer, wenn man es stän-
dig wiederholt: Bremen hat seit 1992 quasi gleich-
bleibende Einnahmen. Seit 1992 haben sich die Ein-
nahmen des Stadtstaates von der wirtschaftlichen Ent-
wicklung abgekoppelt. Wären die Einnahmen un-
gefähr so gestiegen wie die Wirtschaftsentwicklung
seit 1992, ich sage einmal, im Schnitt um zwei Pro-
zent, hätten wir heute kein Haushaltsdefizit und kein
Einnahmeproblem. Sie müssen einmal konstatieren,
verehrte Kolleginnen und Kollegen von der CDU und
FDP, das können Sie so gewollt haben. Sie haben eine
Politik gemacht, die genau darauf hinzielt, und Sie
hatten die Illusion, dass dann die Wirtschaft in einem
Umfang wächst, dass die Einnahmen trotzdem stei-
gen. Es hat sich als Illusion erwiesen!

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Und 2008,
was gab es 2008?)

2008 gab es ein Strohfeuer, und wenn Sie heute
Ihren Kollegen Dr. Schrörs hören, wie er deutlich
macht, inwieweit die Steuern jetzt wieder einbrechen,
dann war es ein Strohfeuer. Sie müssen vielleicht auch
einmal lernen, nicht nur auf ein Jahr, in dem es gut
läuft, zu schauen, sondern auf 15 bis 16 Jahre, in denen
es missglückt. Eine Politik, die darauf ausgerichtet
ist, die Einnahmen Bremens vom Bruttoinlandspro-
dukt abzukoppeln, kann keine gute Politik sein. Das
muss aufhören!

Ich sage auch noch einmal ein Wort zur Ausgaben-
entwicklung. Sie wissen es, nominell sind die Aus-
gaben Bremens seit zehn Jahren gleich geblieben,
und Sie wissen auch, dass wir unter Berücksichtigung
der Inflationsrate heute im Vergleich zu vor zehn Jah-
ren technisch gesehen eine Kaufkraft auf dem Ni-
veau von 80 Prozent haben. Das heißt, wir haben keine
überbordende Ausgaben. Es ist gekürzt worden, es
ist viel getan worden, um den Haushalt zu sanieren,
es hat aber nicht gereicht. Es ist einfach nicht mög-
lich, gegen diese Form von Einnahmeverlusten an-
zusparen. Jetzt wurde gesagt, die Ausgaben sind
nominell gleichgeblieben, Herr Kollege Röwekamp,
und unter Berücksichtung der Inflation sinke die
Kaufkraft dann in zehn Jahren ungefähr um 30 Pro-
zent. Ich verweise auf die Berichte der Finanzsena-
torin. Es wurde gesagt, wir stecken den Kopf in den
Sand, oder es wird jetzt gefordert, den Kopf nicht in
den Sand zu stecken.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Wer hat
das gesagt?)

Ich interpretiere das einmal so, dass – –. Das war der
Kollege Dr. Kuhn, der gesagt hat: Man darf jetzt nicht
den Kopf in den Sand stecken.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Ach so,
aber gefordert hat er es nicht!)
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Man darf den Kopf natürlich nicht in den Sand ste-
cken, aber was bedeutet das denn hier? Ist Kopf in
den Sand stecken zu sagen, wir haben eine Sanie-
rungsverpflichtung, und wir bleiben bei dem Ziel, den
Haushalt bis 2020 auszugleichen, oder ist Kopf in den
Sand stecken zu sagen, dieser Pfad ist gescheitert?
Ich sage, Kopf in den Sand stecken, ist, so zu tun, als
könnte Bremen aus eigener Kraft durch Kürzung von
Ausgaben dieses Ziel bis 2020 erreichen. Das ist Kopf
in den Sand stecken! Den Kopf herausziehen, um zu
sagen, wir haben eine vollständig veränderte Geschäfts-
grundlage, was 2008 noch möglich und unter Inter-
polation der damaligen Entwicklung vielleicht sogar
erstrebenswert war, ist heute nicht mehr möglich. Wir
können nicht gegen diese Form von Einnahmeverlust,
gegen diese Form von Krise ansparen, denn dann ma-
chen wir Folgendes: Dann werden Rettungsschirme
für Banken und Staaten beschlossen, und die Kosten
dafür zahlen auch die Bremerinnen und Bremer, da
ihre Lebensgrundlagen ständig verschlechtert werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Im Übrigen stimmt DIE LINKE im Bundestag ge-
gen solche und ähnliche Konzepte immer dann, wenn
genau das passiert.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Wie jetzt?)

Wenn man auf der einen Seite Milliarden Euro Ret-
tungsschirme, Bürgschaften und Ähnliches beschließt,
aber in Kauft nimmt, dass die Zeche dafür im We-
sentlichen die Menschen in Griechenland bezahlen
müssen, dann sind wir dagegen, weil wir diese Form
von Systematik nicht unterstützen wollen.

(Beifall bei der LINKEN – Abg. R ö w e -
k a m p  [CDU]: Und welche Lösung fänden

Sie besser?)

Auf die Frage, welche Lösung ich besser finden
würde, kann ich Ihnen sagen: Erstens, natürlich muss
man den Ländern helfen, und zweitens muss man
dafür sorgen, dass die Banken, die man gerade ge-
rettet hat und die jetzt schon wieder Milliarden Euro
Gewinne machen, das Geld nicht in ihre Tasche ste-
cken, sondern dass diejenigen, die sie gerettet ha-
ben, einen gerechten Teil von diesen Gewinnen ab-
bekommen. Das bekommt man offensichtlich auf frei-
williger Basis nicht hin, das bekommt man möglicher-
weise gesetzlich nur schwer hin, und wenn das der
Fall ist – das sage ich Ihnen ganz deutlich –, ist es
an der Zeit, ernsthaft wie die Schweden über eine
Verstaatlichung der großen Banken in diesem Staat
nachzudenken, damit es nicht so weitergeht!

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Damit in
Griechenland alles so bleiben kann, wie es

ist, oder was?)

Damit in Griechenland die Korruption der Elite und
die Staatsverschuldung, die im Wesentlichen nicht
durch die einfachen Menschen verursacht worden
ist, aufhört und damit die Menschen in Griechenland
ähnliche Lebensbedingungen haben wie hier.

(Zurufe von der CDU)

Ich sage auch ganz deutlich, so richtig, wie es ist,
es gibt keine Währungsunion ohne Wirtschaftsuni-
on, und ich sage auch, es gibt keine Währungsuni-
on ohne Sozialunion.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir werden Verhältnisse schaffen müssen, in denen
die Lebensverhältnisse der Menschen in der euro-
päischen Gemeinschaft, vor allen Dingen von denen,
die nicht über hohe Einkommen verfügen, ähnlich
sind und dass nicht große Teile der Europäerinnen
und Europäer in Armut leben müssen. Das hilft im
Übrigen auch der Dritten Welt, wenn es so ist.

Ich sage, im Moment haben wir das Problem, dass
wir deutlich machen müssen: Die Vereinbarungen
zur Sanierung des bremischen Haushalts im Rahmen
der Föderalismusreformkommission II sind nicht ein-
zuhalten, selbst wenn man konstatiert, dass die jet-
zigen Einnahmeverluste konjunkturbedingt sind. Ich
sage auch einmal, die Steigerung der Sozialhilfelasten
ist konjunkturbedingt. Das heißt, wir sind auf der
einen Seite gesetzlich verpflichtet, sie zu bezahlen,
wir haben gar nicht die Wahl, bestimmte Leistungen
aus dem Sozialpaket einfach wegzulassen, weil Bre-
men gesetzlich dazu verpflichtet ist, sie zu leisten.
Der Bindungsgrad liegt irgendwo bei 95 Prozent, viel-
leicht sogar etwas höher. Wenn dann die Armutsent-
wicklung so ist, dass mehr Leute Anspruch darauf
haben, müssen wir das bezahlen, und ich will auf der
anderen Seite auch, dass das bezahlt wird, weil es
den armen Menschen wirklich hilft.

Dagegen können wir aber nicht ansparen, deswe-
gen muss man möglicherweise diese konjunkturbe-
dingten Einnahmeausfälle und Ausgaben noch einmal
neu diskutieren. Kann man einen Dispens „aushan-
deln“, oder ist es wirklich so, dass wir 2020 richtig
auf null sein müssen? Richtig auf null wird hier nicht
gehen, dann haben wir ein anderes Bremen als heute.
Man muss darüber diskutieren, wenn man ernsthaft
Schulden bekämpfen will, dass man die Einnahmen
der Länder sichert. Ich habe das schon einmal vor-
geschlagen. Die FDP hat gesagt, wir machen Steu-
ererleichterungen, dann steigt die Wirtschaftskraft,
dann steigen die Einnahmen. Wenn das so passt, ist
es in Ordnung, aber die, die solche Konzepte fordern,
sollen auch sicherstellen, dass es stimmt, das heißt,
sie könnten eine Garantieleistung geben und sagen,
für den Fall, dass es wider Erwarten nicht passiert,
stellen wir vonseiten der Bundesregierung die Ein-
nahmen sicher. Das heißt, die Länder haben nicht für



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 17. Wahlperiode – 67. Sitzung am 19. 05. 105066

(A) (C)

(B) (D)

Einnahmeausfälle zu büßen, die durch Bundesregie-
rungen in Form von Steuererleichterungen beschlos-
sen werden.

(Beifall bei der LINKEN – Glocke)

Wir brauchen auch eine Debatte um die Lebens-
bedingungen und die notwendigen Ausgaben hier
in Bremen. Ich denke einfach, man muss diese De-
batte nicht von der Schuldenseite her diskutieren, son-
dern man muss sie von der notwendigen Ausgaben-
seite her und von der Sicherstellung von Einnahmen
diskutieren. Das ist die Aufgabe, die wir jetzt haben.
– Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Woltemath.

Abg. Woltemath (FDP): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Es wird sicherlich niemanden verwundern, dass wir
die Banken und auch die großen Banken nicht ver-
staatlichen wollen,

(Abg. T s c h ö p e  [SPD]: Sie wollen nur
die Gewoba verkaufen!)

weil ich glaube, dass zu einer funktionierenden so-
zialen Marktwirtschaft ein funktionierendes Banken-
system gehört, und da müssen wir wieder hinkom-
men.

(Beifall bei der FDP – Abg. K a s p e r
[SPD]: Ein funktionierendes, ja!)

Das haben wir mit dem Bankenrettungsplan und
mit dem Bankenrettungsschirm versucht, und da sind
wir auf einem guten Weg, glaube ich. Wir sind jetzt
in einer Situation, dass die Bürger tief verunsichert
sind, weil wir eine vermeintliche Euro-Krise haben,
denn wenn man sich einmal die Entwicklung – –.

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Da hat die
CDU vorhin noch gelacht!)

Frau Busch, das war klar! Das waren jetzt eine Mi-
nute und zehn Sekunden und der erste Zwischen-
ruf.

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Das zeigt,
wir haben ein lebendiges Parlament!)

Ganz wunderbar! Ich gehe jetzt aber nicht darauf ein!

Wir haben eine gefühlte Euro-Krise. Ich sage be-
wusst gefühlte Euro-Krise, weil sich der Eurokurs all-
mählich dem annähert, wo wir ihn eigentlich haben

wollten.  Wir  haben  noch  vor  einem  halben  Jahr
darüber  debattiert,  der  Eurokurs  ist  für  uns  viel
zu  hoch,  die  Parität  zum  Dollar  muss  sinken,  jetzt
sinkt sie. Einige haben sogar darüber debattiert, dass
Griechenland  wieder  zur  Drachme  zurückkehren
sollte, damit die Währung abgewertet wird. Jetzt sinkt
der Eurokurs und hilft Griechenland, und ich finde
es auch gut so, dass er auf ein normales Maß sinkt,
deshalb  sehe  ich  da  im  Moment  überhaupt  keine
Euro-Krise.

Ich sehe eine Krise des Vertrauens in die Organi-
sation der Finanzmärkte, und da müssen wir für Re-
gulierungen sorgen. Das habe ich bei allen Debat-
ten hier auch immer wieder gesagt, und dazu stehe
ich auch. Wir brauchen eine wirkungsvolle Regulie-
rung der Finanzmärkte, und wir brauchen wirksa-
me Maßnahmen zur Bekämpfung von Auswüchsen.
Das heißt aber – und das hat die Debatte der vergan-
genen Tage auch gezeigt, die uns teilweise schnel-
ler überholt, als wir Zeitung lesen können –, wir müs-
sen die erforderlichen Schritte sehr genau debattie-
ren, damit sie nachhaltig sind. Es kann jetzt nicht eine
Form von Schnellschuss geben, quasi eine Mischung
aus Beruhigungspille und Populismus. Nein, das dür-
fen wir nicht machen!

Wir haben beim Bankenrettungsfonds auch Feh-
ler gemacht, die wir analysieren müssen, und die jetzt
in die weitere Planung mit zu berücksichtigen sind.
Deshalb sage ich, man muss nicht sofort alles regu-
lieren und sofort über Nacht entscheiden, sondern
man sollte auch noch einmal innehalten und über-
legen, ob das, was man angedacht hat – ich sage
einmal Tobin-Steuer –, wirklich sinnvoll ist, weil ich
nicht glaube, das damit Spekulationen verhindert
werden. Das wird überwälzt, das zahlen die kleinen
Sparer, die kleinen Einkommen und die kleinen Leute
nachher.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Bei wem denn? Bei den Hedgefonds?)

Das ist wie beim Grünen Punkt und bei der Ökosteuer,
und die Spekulation geht weiter.

(Beifall bei der FDP)

Wir wollen gerade genau die Spekulation eindäm-
men.

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Wie kann man
nur so wenig dazulernen? – Zuruf des Abg.
D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grünen])

Ich lerne täglich dazu! Das Problem des Dazuler-
nens liegt auf Ihrer Seite. Sie haben nicht dazuge-
lernt, Sie haben sich nur von Ihrer früheren Bundes-
regierung abgesetzt.

(Beifall bei der FDP)
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Am 25. Mai 2006 ist der Chefvolkswirt der Euro-
päischen Zentralbank Otmar Issing in den Ruhestand
gegangen. Er hat damals gesagt, ich zitiere aus dem
„Handelsblatt“: „EZB Chefvolkswirt fürchtet Span-
nungen in der Währungsunion“. Ich will das jetzt nicht
alles vortragen, nur wenn man das liest, hat er ge-
nau das prognostiziert, was uns jetzt im Moment
passiert ist, eine Überschuldung Griechenlands.

Man kann jetzt lange darüber debattieren, wie
diese Situation entstanden ist und wer sie verursacht
hat, aber wir haben eine Überschuldung Griechen-
lands, wir haben Überschuldungen in fast allen Län-
dern, und wir haben eventuell einen Dominoeffekt,
den wir verhindern müssen – und dazu stehen wir
auch – mit Portugal, Spanien und Irland. Ich sage
nicht, dass er kommen wird, aber er könnte drohen,
und deshalb war es auch richtig zu handeln.

(Beifall bei der FDP)

Jetzt noch einmal zum zitierten Beschluss des FDP-
Landesvorstands! Man kann es genau so sehen, wie
der Landesvorstand es auch beschlossen hat, weil wir
als FDP vor Schnellschüssen warnen wollten. Des-
halb habe ich gesagt, man muss auch innehalten und
nicht sofort alles beschließen.

(Beifall bei der FDP)

Bei dieser Hilfsaktion sind bei Nacht und Nebel
alle Vorschriften und alle Vereinbarungen der Eu-
ropäischen Union und der EU-Währungsgemeinschaft
über Bord geworfen worden, indem man einfach
gesagt hat: Die Europäische Zentralbank kauft jetzt
auch Papiere auf, die sie vorher nicht kaufen durf-
te. Da darf man sehr wohl sagen, wir müssen han-
deln. Die Frage ist aber, müssen wir in dieser Form
so handeln, und müssen wir so schnell handeln. Diese
Frage muss gestellt werden dürfen, und es darf
durchaus auch gesagt werden – und dazu stehe ich
auch –, nein, so wollen wir das nicht, wir wollen ei-
nen anderen Weg gehen. Das halte ich für durchaus
legitim, und das halte ich auch nicht für angreifbar.

(Beifall bei der FDP)

Ich finde auch, dass wir durchaus hätten überle-
gen können – das ist am Anfang dieser Krise debat-
tiert worden –, ob es beispielsweise einen Europäi-
schen Währungsfonds geben soll. Wir müssen auch
– und darauf lege ich äußersten Wert – darüber spre-
chen, ob wir eine europäische Ratingagentur bekom-
men, denn so, wie die Ratingagenturen im Moment
aufgestellt sind, die drei großen angelsächsischen
Ratingagenturen, kann es nicht weitergehen. Da sind
die Ratingagenturen nicht Teil der Lösung, sondern
Teil des Problems. Ich glaube, das sollten wir unbe-
dingt angehen, und das gehört für mich in dieser Si-
tuation auch dazu, ein kurzer Moment des Innehal-

tens, um zu überlegen, welche Regelungen brauchen
wir.

(Beifall bei der FDP)

Wir wissen doch ganz genau – das ist das, was ich
vorhin mit Herrn Issing noch einmal in Erinnerung
gerufen habe –, dass Griechenland mit geschönten
Zahlen beim Euro aufgenommen worden ist. Das
wissen alle ganz genau, und man hatte auch jahre-
lang Zeit, das Problem anzugehen und zu lösen. Man
hat es immer wieder vertagt beziehungsweise immer
wieder die Augen davor verschlossen. Da komme ich
zu Bremen, und da bin ich bei meinem Kollegen Dr.
Schrörs von der CDU: Wir müssen hier in Bremen den
Sparkurs fortsetzen, dazu gibt es überhaupt keine
Alternative.

(Beifall bei der FDP)

Wir haben uns auch – und dazu stehen wir eben-
falls – zur Schuldenbremse verpflichtet, und das wol-
len wir auch einhalten. Wir müssen aber ganz drin-
gend eine Aufgabenkritik durchführen und alle
Bereiche auf den Prüfstand stellen. Ich wiederhole
mich da noch einmal, und da bestreite ich auch die
Aussagen des – im Moment ist er nicht da! – Kolle-
gen Dr. Kuhn,

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Ich sitze die ganze Zeit hier!)

doch, er ist doch da, nein, Entschuldigung, die Aus-
sagen des Kollegen Rupp natürlich! Dass wir in ir-
gendeiner Form davon abrücken können, das funk-
tioniert überhaupt nicht. Wir können nicht den Weg
weiter in den Verschuldungsstaat gehen. Wir müs-
sen hier ein deutliches Zeichen setzen, und wir müs-
sen hier mit der Aufgabenkritik ansetzen, und wir
haben unsere Vorschläge gemacht. Ich sage das
Reizwort Gewoba, mehr erwähne ich diesmal nicht.
Wir haben unsere Vorschläge gemacht, wir haben
aber auch ganz deutlich gesagt, es muss einen Drei-
klang geben. Das eine ist die bremische Eigenleis-
tung, das Zweite ist eine Altschuldenregelung, und
das Dritte ist eine Neuorganisation der Finanzierung
der Länder und vor allen Dingen auch der Städte.

(Beifall bei der FDP)

Da, muss ich sagen, war die Debatte gestern Nach-
mittag über swb und Gewoba sehr erhellend. Da
machen sich mittlerweile zwei bremische Unterneh-
men beziehungsweise ein Unternehmen, das hier am
Standort ist, viele Arbeitsplätze sichert und auch viele
Arbeitsplätze schafft, und ein anderes Unternehmen,
das hier in der überwiegenden Mehrheit ein städti-
sches Wohnungsbauunternehmen ist, Konkurrenz,
indem man sagt, wir steigern und fördern jetzt die
Wirtschaft in Baden-Württemberg, wir sehen zu, dass
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die Wirtschaft in Baden-Württemberg gefördert wird
und am Ende des Tages hier in Bremen unter dem
Strich Steuereinnahmen und Arbeitsplätze verloren
gehen. Da muss ich ehrlich sagen: Nein, das kann
nicht im Sinne des Erfinders sein, dass sich bremi-
sche Unternehmen in dieser Form gegenseitig Kon-
kurrenz machen. Das lehnen wir ab!

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Was denn sonst? – Abg. R ö w e -
k a m p  [CDU]: Jetzt verstehe ich die FDP
überhaupt nicht mehr! Sind Sie jetzt gegen

Wettbewerb?)

Nein, ich bin überhaupt nicht gegen Wettbewerb!
Man kann aber vernünftigerweise mit den bremischen
Unternehmen einmal darüber sprechen, ob sie nicht
ein ähnliches Angebot machen können. Genauso
muss man den Leuten natürlich sagen, wenn man ih-
nen hier ein ungewöhnliches Angebot macht: Will
ich Arbeitsplätze in der Region gefährden? Das hat
überhaupt nichts mit Wettbewerbsfeindlichkeit zu tun,

(Beifall bei der FDP)

in keiner Art und Weise, sondern mit regionalwirt-
schaftlichem Verständnis! Wenn ich mir dann anse-
he, in welchem Konzern der Anbieter, der diesen güns-
tigen Ökostrom anbietet, eingebettet ist, muss ich
natürlich sagen, das ist in überhaupt keiner Form
funktionierender Wettbewerb, sondern das ist der Ver-
such, mit günstigen Preisen auf den Markt zu kom-
men und andere Anbieter zu verdrängen. – Vielen
Dank!

(Beifall bei der FDP)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
Frau Bürgermeisterin Linnert.

Bürgermeisterin Linnert: Herr Präsident, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Das mit den Märkten ist
so eine Sache!

Wer lernen will, kann aus der Finanzkrise viel ler-
nen. Das gehört vielleicht auch dazu, wenn man lange
überlegt, was das Positive ist, dass man eine Menge
lernen kann. Man kann nämlich lernen, wer eine
gemeinsame Währung hat, sitzt in einem Boot, ob es
einem gefällt oder nicht, ob es Verträge gibt, die das
hergeben oder nicht, es ist so! Gerade für Deutsch-
land, das über Jahrzehnte hinweg die Vorteile einer
gemeinsamen Währung genutzt hat, ist es kein gu-
ter Stil zu glauben, man könnte sich nur die Rosinen
aus dem Kuchen picken.

Was man noch lernen kann, ist, wer sich Geld leiht,
begibt sich in Abhängigkeit, und wer sich viel Geld
leiht, begibt sich in große Abhängigkeit. Da geht es
schon lange nicht mehr um die Frage der Finanzie-
rung langfristiger Wirtschaftsgüter, die selbstverständ-

lich auch vom Staat kreditfinanziert werden können,
lange sind wir nicht mehr da gewesen –, sondern im
gesamten europäischen Raum wird Kurzfristiges und
das, was verlebt wird, zum Teil kreditfinanziert.

Was man noch lernen kann, ist, dass das manchmal
so besonders typisch deutsche Verhalten, nämlich
immer nach einem Schuldigen zu suchen, eigentlich
im Leben selten, aber in solchen Krisen überhaupt
nicht weiterhilft. Es sind alle gewesen, die gewusst
haben, dass Eurostat mit zu wenig Macht ausgerüs-
tet ist, was die Kontrolle der Finanzzahlen betrifft.
Alle haben sich dem politischen Tagesgeschäft ge-
widmet, nicht nachhaltig gearbeitet, deutsche wie
andere Europäer, und haben gehofft, dass es schon
irgendwie gut geht.

Deshalb ist diese Krise auch eine Mahnung, nicht
wegzusehen, nicht den bequemen Weg zu gehen,
sondern sich darum zu kümmern, dass die Proble-
me, die man erkennt, auch wenn sie einem gerade
nicht auf den Nägeln brennen, angegangen werden,
weil sie nämlich in der Zukunft viele Probleme be-
reiten können.

Nicht schuldig sind aus meiner Sicht auch die Spe-
kulanten und die Banken per se, zumindest nicht al-
lein. Sie sind Teil eines Systems, das so funktioniert,
dass man sein Geld gegen Zinsen verleiht und dass
man bei unsicheren Kreditvergaben Risikoaufschläge
verlangt. Natürlich kann man sich darüber Gedan-
ken machen, wie es eigentlich angehen kann, dass
Standard & Poor’s, eine wichtige Rating-Agentur in
Amerika, von heute auf morgen auf die Idee kommt,
das Rating so abzustufen, dass größere Risikozuschlä-
ge für griechische Anleihen erforderlich sind. Dass
die Banken dann in ihren Portfolios Abwertungen
vornehmen, ist gesetzlich vorgeschrieben. Natürlich
kann man sich Gedanken darüber machen, wie Stan-
dard & Poor’s so agieren konnte und warum sie das
gemacht haben. Aber der Mechanismus, dass unsi-
chere Gläubiger mit höheren Zuschlägen für ihre Kre-
dite zu rechnen haben, der gilt überall und immer
und hat auch mit Spekulation zunächst nur sehr be-
grenzt etwas zu tun.

Auch dies weist auf Politikversagen, nämlich wie
es eigentlich kommt, dass wir – und da bin ich völ-
lig anderer Meinung als Sie, Herr Woltemath –, dass
wir jetzt noch einmal nachdenken müssen, wie es
eigentlich kommt, dass wir immer noch keine ent-
scheidenden Schritte weiter in Richtung europäische
Rating-Agentur  getan  haben,  wie  es  eigentlich
kommt, dass wir uns immer noch nicht einig darüber
sind, dass Deutschland bei der Frage, wie wir den
europäischen Wirtschafts- und Währungsraum ge-
stalten wollen und wo die deutsche Initiative ist, Leer-
verkäufe zu verbieten, eine führende Rolle spielen
will. Das wirklich peinliche Herumrotieren um die
Finanztransaktionssteuer ist hier ja schon entspre-
chend gewürdigt worden. Deutschland als führen-
de europäische Wirtschaftsmacht muss eine Vorrei-
terrolle in solchen Fragen spielen, weil wir nämlich
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auch die zentralen Leidtragenden sein werden, wenn
uns die Sache entgleitet und wir es nicht schaffen
das zu tun, wozu wir eine Chance hätten, nämlich
einen stabilen, finanzstabilen Raum Europa zu schaf-
fen.

(Abg. W o l t e m a t h  [FDP]: Ja, da sind
wir einer Meinung!)

Für deutschen Hochmut gibt es also keinen Grund.

Gesagt wurde, das teile ich vollständig, dass wir
die Finanz- und Wirtschaftspolitik im Euroraum weiter
angleichen müssen. Das betrifft auch ausdrücklich
die Frage – ob es uns gefällt oder nicht – Steuermin-
deststandards einzuführen. Auch da kann sich Deutsch-
land an der Frage Niedrigsteuerland in der Vermö-
genssteuer einmal schön an die eigene Nase fassen.
Man kann lernen, dass ein regulierender starker und
stabiler Staat stabile Steuereinnahmen braucht. Die
Hoffnung bei den Wahlen in Nordrhein-Westfalen,
nämlich dass die Mehrheit für weitere Steuersenkung
im Bundesrat jetzt abhanden gekommen ist, hat sich
ja aus Bremer Sicht zum Glück erfüllt.

Die Auswirkungen der Finanzkrise auf Bremen sind
immens. Die Steuerschätzung, dies wurde hier schon
erwähnt, ergeben für den Haushalt des Jahres 2010
ein Minus von 84 Millionen Euro und für den Haus-
halt 2011 ein Minus von 163 Millionen Euro.

Herr Dr. Schrörs hat die in meinem Haus erstellte
Prognosekraft der Steuerschätzung hier entsprechend
gewürdigt. Ich will hier noch einmal sagen, wir ha-
ben extra dargelegt, auch damit das besser einge-
schätzt werden kann, welche Prognosekraft die Steu-
erschätzungen haben und wie groß die Differenz des-
sen ist, was geschätzt wurde und was hinterher ein-
getreten ist, und zwar auch in welchen Phasen. Trotz-
dem hält der Senat wie alle anderen Länderregierungen
in Deutschland auch, daran fest, dass die bundesweit
und mit den Ländern abgestimmten und regionali-
sierten Steuerschätzungen die Grundlage für die wei-
tere Finanzplanung sind, dazu gibt es keine Alter-
native.

Der Löwenanteil der Steuereinbrüche hängt da-
mit zusammen, dass Bremen im letzten Jahr mehr
Länderfinanzausgleichszahlungen erhalten hat, als
wir nach der Spitzabrechnung erhalten dürfen, des-
halb wird mit der Umsatzsteuer in diesem Jahr 2010
die Rückerstattung für zuviel erhaltene Leistungen
des Jahres 2009 verrechnet. Dies weist auf ein tief-
greifendes Problem im Zusammenhang mit dem Sa-
nierungsweg Bremens hin, wenn uns nämlich in Zu-
kunft, wo wir ja nach einem festen Sanierungskurs
den Haushalt gestalten müssen, so etwas passiert,
dann bekommen wir sehr große Probleme. Der Se-
nat nutzt die Erkenntnisse, die sich aus dieser Situ-
ation ergeben, und versucht mit dem Bund und den
anderen Bundesländern eine Situation zu verhandeln,
die sicherstellt, dass diese Abrechnungen dem Vor-
jahreszeitraum zugeschlagen werden.

Die Steuereinbrüche Bremens bewegen sich im We-
sentlichen im Bundesschnitt. Dadurch, dass wir ei-
nen höheren Gewerbesteueranteil an unserer Finan-
zierung haben, ist es im Jahr 2011 ein etwas größe-
rer Anteil als bei den anderen Bundesländern, aber
bei den 78 Millionen Euro Steuereinbruch – Mai-Steu-
erschätzung des Jahres 2011 – liegen wir völlig im
Trend.

Man kann daraus lernen, das wird auch bundes-
weit ja so rezipiert, dass der gehoffte Aufschwung
im Jahr 2011 nicht eintreten wird, sondern dass es
wahrscheinlich bis 2013 brauchen wird, bis wir wieder
die Steuereinkünfte haben, mit denen wir im Wesent-
lichen kalkuliert haben.

Was tut der Senat? Es ist menschenunmöglich – und
es gibt keinen einzigen Kämmerer, keine einzige Lan-
desregierung in Deutschland, Herr Dr. Schrörs, die
etwas anderes tut –, diese Summen aus den Haus-
halten so kurzfristig herauszuschneiden. Wir werden
also gezwungen sein, im Jahr 2010 einen Nachtrags-
haushalt aufzulegen. Der besteht in der Tat aus den
geringeren Steuereinnahmen, mit denen wir jetzt
rechnen müssen, und einer geschätzten Summe von
50 Millionen Euro Sozialhilfe. Wir werden in diesem
Haushalt auch noch weitere Probleme lösen, die damit
zu tun haben, dass wir eine stabile Grundlage für den
Sanierungszeitraum schaffen müssen. Das wird dem
Haushalts- und Finanzausschuss dargelegt werden.

Kein anderes Bundesland ist in der Lage, diese Ein-
brüche aus dem laufenden Geschäft heraus zu spa-
ren, und das werden wir auch für Bremen nicht tun.
Also werden wir Ihnen einen Nachtragshaushalt nach
der Sommerpause vorlegen. Jetzt gilt eine Haushalts-
sperre. Für das Personal gibt es einen Einstellungs-
stopp schon seit dem Beschluss des Senats vom
8. März. Den investiven Bereich werden wir ausneh-
men, weil es nicht sinnvoll ist, in diese Krise hinein
Investitionen einzusparen. Die Konsequenzen der
Steuereinbrüche für den Haushalt 2011 kennen wir
noch nicht im Detail, weil wir noch nicht wissen, was
die Verhandlungen mit dem Bund über das Konjunk-
turbereinigungsverfahren ergeben werden. Da hän-
gen wir daran, dass der Bund bisher seine Zusage,
ein Gutachten über die Frage der Konjunkturberei-
nigung im Sanierungszeitraum vorzulegen, noch nicht
eingehalten hat. Wir werden dann aber nach der
Sommerpause, wenn wir hoffentlich weitersehen, dem
Parlament einen veränderten Haushalt für das Jahr
2011 vorlegen, um das dann hier in erster und zwei-
ter Lesung hinzubekommen.

Ich wünsche mir, dass man nicht bei jeder schlech-
ten Nachricht es hier mit zwei Reflexen zu tun be-
kommt, weil sie auch irgendwann langweilig sind.
Der eine Reflex ist. Wann fangen Sie endlich an zu
sparen? Ich weiß, mein Licht blinkt, aber, Herr Prä-
sident, haben Sie noch einen kleinen Moment Ge-
duld mit mir, weil ich gern sagen möchte, dass man
sich schon irgendwie ein bisschen auch als Op-
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position auf die Wirklichkeit in Bremen einlassen
muss.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Es ist ja ganz schön, wenn Sie gar nicht merken, wie
gespart wird, aber dann sind Sie auch ganz weit weg
von dem Handeln des Senats!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Die Wirtschaftsförderung wurde auf Darlehensba-
sis umgestellt. Wir haben die Hafengebühren erhöht,
Sie waren nicht dafür. Die Neubürgeragentur wur-
de beendet. Es gibt keinen Zuschuss mehr für das
Packhaustheater. Bürgermeister Böhrnsen hat es ge-
schafft, private Zusatzkosten für die Kammerphilhar-
monie über fünf Jahre lang privat zu finanzieren. Wir
stärken die Rechnungshofkompetenzen, um exter-
ne Wirtschaftsprüfungskosten zu sparen. Wir haben
die Reisekostenabrechnung gebündelt, um mit we-
niger Personal auszukommen. Es gibt ein einheitli-
ches IT-Management, um Verwaltungskosten zu spa-
ren; zusammen mit Hamburg und Schleswig-Holstein
senken wir bundesweit vorbildlich die Preise.

Wir haben Besoldungserhöhungen und Beförde-
rungen verschoben. Wir fusionieren die Finanzäm-
ter. Wir machen ein Konjunkturprogramm mit ener-
getischem Schwerpunkt, das die Energiekosten senkt.
Wir haben endlich den Personalbinnenmarkt mit den
Krankenhäusern vereinbart. Das Landesamt für Ver-
fassungsschutz wurde umstrukturiert. Wir haben Sport-
flächen an die Vereine übergeben. Wir haben das Im-
mobilienwesen neu geregelt. Wir werden die zentra-
le Telefonnummer D 115 einführen, um die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter davon zu entlasten, dass sie
ständig von der Arbeit abgehalten werden, weil das
Telefon schrillt. Wir werden bis 2014  950 Stellen ein-
sparen. Wir fusionieren Stadtgrün und die BEB. Wir
haben die Öffnungszeiten an Polizeirevieren redu-
ziert. Wir haben das Kreditmanagement verbessert.
Die Grunderwerbssteuer wird erhöht. Wir haben die
Altersteilzeitbedingungen verschlechtert für die Be-
schäftigten. Wir haben die Stromkosten reduziert. Wir
bezahlen die Raten für die Kapitaldienstfinanzierung
der letzten Jahre ab. Wir bezahlen das BLG-Darle-
hen, die Krankenhausverschuldung und die Verschul-
dung der Stiftung „Wohnliche Stadt“ in Raten ab, und
wir müssen 30 Millionen Euro Space-Park-Schulden
irgendwie verkraften – wahrscheinlich im Nachtrags-
haushalt –, dass sie uns in den nächsten Jahren nicht
um die Ohren fliegen. Immer so weiter, und immer
so weiter!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen – Abg. D r .  S c h r ö r s  [CDU]:

Das wird nicht reichen!)

Wenn Ihnen das alles nicht ausreicht, dann kön-
nen Sie ja gern einen Staatsrat einsparen, das ist dann
die FDP-Fraktion, oder das Parlament verkleinern,
wie in der Umfrage der CDU gefordert, aus der man
ja sehen kann, wo jeder weiß, dass es verfassungs-
widrig wäre. Der eine Reflex ist also, ihr spart ja gar
nicht, wann spart ihr denn endlich. Wir werden so
weiter machen, das sage ich Ihnen, und wir werden
das tun, was zum guten Regieren gehört, nämlich be-
vor wir uns an dem zu schaffen machen, was den Wert
unseres Bundeslandes und der beiden Städte aus-
macht, nämlich die Leistung für die Bevölkerung,
schauen wir, wie der Staat organisiert ist und was wir
besser organisieren und billiger beschaffen können.
Damit sind wir ziemlich beschäftigt.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Der zweite Reflex ist, wir schaffen das ja sowieso
nicht. Du liebe Güte! Was wollen Sie denn damit sa-
gen, jeden Tag neu, wir schaffen es nicht? In Wirk-
lichkeit wollen Sie doch nur eines sagen, wir wollen
uns gar nicht anstrengen, wir machen uns gar nicht
auf den Weg. Das geht mit dem Senat nicht. Wir wis-
sen natürlich nicht im Einzelnen, wie die Steuerein-
nahmen bis zum Jahr 2020 sind, und in dieser Zeit
wird auch noch viel passieren. Aber glauben Sie denn
wirklich, dass dieser Senat die Alternative hat, sich
auf den Rücken zu werfen, alle viere von sich zu stre-
cken, zu sagen, ach, ihr könnt uns mit euren 300 Mil-
lionen Euro einmal gern haben, und wir machen jetzt
einfach gar nichts. Glauben Sie denn wirklich, dass
das eine politische Option ist? Das wird es mit die-
sem Senat auch nicht geben!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin erhält das
Wort die Abgeordnete Frau Kummer.

Abg. Frau Kummer (SPD)*): Herr Präsident, sehr
geehrte Damen und Herren! Herr Dr. Schrörs, offen-
sichtlich haben Sie mir nicht bis zum Ende zugehört.
Ich habe schon etwas zum Haushalt Bremens gesagt,
ich gebe zu, da haben Sie recht, keine Haushaltsre-
de gehalten, aber das war ja auch nicht das Thema
heute. Ich habe gesagt – noch einmal, damit es alle
hören –, ohne eine Erhöhung der Einnahmebasis und
die Solidarität der anderen wird es allerdings ebenso
wenig gehen wie ohne das Weiterführen des Spar-
kurses auf der Ausgabenseite. Die Senatorin hat das
eben ausreichend illustriert, das muss ich an dieser
Stelle nicht wiederholen.

Noch einmal an Ihre Adresse, Herr Dr. Schrörs, Spa-
ren hat am Ende auch nichts mit den immer gleichen
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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und immer billigen Argumenten zu tun, die Sie hier
anführen. Auch Ihr Argument, wir würden nur den
Wahltermin überstehen wollen. „Nur“ der Wahlter-
min! Was ist eine Wahl? Die derzeitige Regierung fragt
den Souverän, ob die Bürgerinnen und Bürger mit
dem vorgelegten Kurs einverstanden sind. Das ist das
Wichtigste an Demokratie, was wir hier zu bewälti-
gen haben. Wir stellen diese Frage, und wir finden
es wichtig, diese Frage alle vier Jahre zu stellen. Des-
wegen finden wir es auch wichtig, nicht heute schon
zu sagen, was wir 2020 tun, wenn dazwischen noch
drei Wahlen gewesen sind, weil zwischendurch der
Souverän auch einmal etwas zu der Politik der Re-
gierung sagen sollte.

Zum Thema Rasenmäher: Wissen Sie, was Herr
Koch in Hessen macht?

(Abg. I m h o f f  [CDU]: Der regiert!)

Der regiert, das ist richtig, das tun wir auch.

(Abg. I m h o f f  [CDU]: Na ja!)

Der macht Vorschläge – Rasenmäher ist nichts da-
gegen –, die er breit über alle Ressorts verteilt. Je-
der bekommt irgendwie eine Prozentzahl aufge-
drückt, und das, was dann am Ende noch übrig bleibt,
geht in den kommunalen Finanzausgleich. Super
Idee!

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Nein, das
geht in den Länderfinanzausgleich! Das

meiste davon bekommen wir!)

Im kommunalen Finanzausgleich sollen die Kom-
munen dann sparen, gleichzeitig wird die Gewerbe-
steuer eingespart, und weitere Gesetze werden ge-
macht. Aus den sinkenden Einnahmen der Kommu-
nen resultierte in Nordrhein-Westfalen zum Beispiel
die großartig kreative Idee, das weltbekannte Tanz-
theater in Wuppertal zu schließen. Ich finde, das ist
eine sehr kreative Idee. Ich glaube, Bürgermeiste-
rin Linnert hat es auch gesagt, bevor wir anfangen,
solche Dinge im Gemeinwesen zu machen, sollten
wir, glaube ich, gemeinsam schauen, wie wir die
schwierigen Probleme lösen und die Dinge bereini-
gen, aber uns hier nicht immer wieder gegenseitig
vorwerfen, was wir alles tun und was wir nicht tun.

Ich glaube, wir sind auf einem guten Weg, und es
bleibt uns gemeinsam nichts anderes übrig, als den
Weg auch weiter fortzuführen. – Danke!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächster erhält das Wort der
Abgeordnete Dr. Kuhn.

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Wenn ich Herrn

Woltemath richtig verstanden habe, dann ist meine
Skepsis, ob es von der jetzigen Bundesregierung ernst
gemeint ist, eher noch gestiegen, muss ich sagen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Herr Woltemath, wenn Sie wirklich nicht verstan-
den haben, dass der Rettungsschirm vor zehn Tagen
nicht eine Frage war, über die man sich noch einmal
zurücklehnt und in Ruhe nachdenkt, sondern dass
es darum ging, die Öffnung der ersten Börsen in Japan
mit klaren Beschlüssen zu erreichen, wenn Ihnen nicht
klar geworden ist, welche Macht dahintersteht, die
der Politik organisiert entgegentritt und uns etwas
anderes aufzwingen will, als wir aus guten Gründen
erreichen wollen, dann haben Sie überhaupt nicht
verstanden, wo das Problem gegenwärtig liegt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Deswegen glaube ich Ihnen auch nicht, wenn Sie
sagen, ja, wir wollen auch irgendwo regulieren, und
das haben wir schon immer gesagt. Zu dem Beschluss
Ihres Landesverbands, wenn ich das zitieren darf: „Die
FDP Bremen fordert die liberalen Mitglieder der Bun-
desregierung“ und so weiter „auf, Maßnahmen zu
ergreifen, die ausschließen, dass auf Risiko der deut-
schen Steuerzahlerinnen und Steuerzahler weitere
Kredite gewährt und Bürgerschaftsverpflichtungen
eingegangen werden.“ Das ist Niveau der „Bild“-
Zeitung, nichts weiter! Mir können Sie nicht weis-
machen, dass ich Ihnen vertrauen soll, dass in der
Frage der Finanzmarktregulierung irgendetwas pas-
sieren wird, gar nichts!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Den Beitrag von Herrn Dr. Schrörs nehme ich ein-
mal positiv auf. Herr Dr. Schrörs, Sie haben kein ein-
ziges Wort gefunden, um die Steuersenkungspolitik
der Bundesregierung irgendwie zu begrüßen, zu recht-
fertigen oder sie für gut zu halten. Das finde ich gut,
denn Sie werden solch ein Argument offensichtlich
auch nicht finden. Deshalb haben Sie nichts dazu ge-
sagt, das nehme ich einmal positiv auf. Sie haben auch
nichts dazu gesagt, dass die jetzige Bundesregierung
eineinhalb Jahre versäumt hat, nichts getan hat, im-
mer gesagt hat: Die anderen müssen etwas machen,
allein können wir nicht. Zur Regulierung der Finanz-
märkte haben Sie auch nichts gesagt. Ich gehe des-
wegen davon aus, dass Sie unsere Kritik daran tei-
len, weil Sie nichts zur Begründung, Rechtfertigung
und Lob dieser Bundesregierung hier gesagt haben.
Es war mir schon klar, dass Sie in Ihrer Rede einen
anderen Schwerpunkt haben werden.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Es ist
auch ein Landtag!)
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Herr Röwekamp, das ist ein schöner Zwischenruf,
wir sind ein Landtag! Wenn Sie immer noch nicht ver-
standen haben, was diese Ereignisse in Brüssel, Athen
und Berlin mit unserer Situation und unserem Geld
zu tun haben, dann tut es mir wirklich leid!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der LINKEN)

Aber gut, so sind Sie nun einmal offensichtlich! Dann
sage ich jetzt noch einmal – –.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Was hat es
denn mit der Steuerschätzung zu tun, Herr

Dr. Kuhn?)

Hat sie etwa nichts damit zu tun, wie die Bundesre-
gierung in Berlin auf die Finanzmarktkrise reagiert
hat? Nein, gar nichts?

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Was
denn?)

Sie kippen uns die Ergebnisse Ihrer Politik in Berlin
in Gestalt von Steuermindereinnahmen hier vor die
Füße und sagen: Nun macht einmal, macht doch sofort!
So war der Duktus der Rede von Herrn Dr. Schrörs.
Das lassen wir uns nicht bieten!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Ich bedanke mich sehr für den Beitrag der Bürger-
meisterin, in dem sie klar dargelegt hat, was wir be-
reits getan haben, auf welchem Wege wir sind. Ich
glaube auch, erstens, wir haben ein Verfahren, Herr
Dr. Schrörs. Das ist im Wesentlichen auch auf Sie
zurückgegangen, und wenn wir uns am nächsten
Freitag ansehen und anhören, wie es mit der Perso-
nalentwicklung, mit den Pensionsbelastungen und
so fort weitergeht, dann wird doch jeder für sich ver-
suchen, politisch seine Schlüsse zu ziehen. Was macht
es denn für einen Sinn, wenn wir ohne solche Prü-
fungen, ohne Abarbeitung dieser Themen hier immer
irgendetwas in die Luft setzen? Das macht doch kei-
nen Sinn! Wir haben ein Verfahren verabredet. Dass
Ihre und unsere gemeinsamen Erwartungen und Not-
wendigkeiten groß sind und Sie da eine bestimmte
Rolle haben, ist Ihnen alles unbenommen, aber so zu
tun, als würden alle anderen in der Republik unmit-
telbar und sofort mit treffenden Maßnahmen gegen
die Steuermindereinnahmen reagieren, als hätten sie
womöglich, so, wie Sie es fordern, sowieso schon 20
Prozent Mindereinnahmen von Anfang an eingeplant,
das macht kein Mensch, Herr Schäuble an erster Stelle
nicht! Das ist einfach nicht in Ordnung.

Deswegen: Wir haben ein Verfahren, und wir woll-
ten mit der Debatte deutlich machen, dass zwischen
diesen verschiedenen Bereichen der Politik heutzu-

tage ein enger Zusammenhang besteht, und wir müs-
sen uns auch als Landtag mit diesen Fragen beschäf-
tigen, sonst verlieren wir, und das wollen wir nicht.
– Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Rupp.

Abg. Rupp (DIE LINKE)*): Herr Präsident, verehrte
Damen und Herren, Kolleginnen und Kollegen, ver-
ehrte Bürgermeisterin! Ich schätze das Finanzressort
in diesem Land insbesondere deswegen, weil es eine
Form von Transparenz erzeugt hat, die es denjeni-
gen, die sich damit beschäftigen, erlaubt, sich ein Bild
von der Lage zu machen. Das, was da an Berichten
erzeugt und an Tabellen vorgelegt wird, was an Pro-
gnosen versucht wird, ist meines Erachtens beispiel-
haft, und deswegen erlaube ich mir zu sagen: Wir
wollen etwas tun, das meiner Meinung nach physi-
kalisch nicht funktioniert.

Wir haben in diesem Jahr ein Defizit von ungefähr
1,1 Milliarden Euro. Wir werden in den nächsten zwei
bis drei Jahren keine Einnahmesteigerungen haben.
Wenn wir es bis 2020 hinbekommen, die Einnahme-
steigerungen, die Inflationsrate und Tarifsteigerun-
gen aufzufangen, dann haben wir rechnerisch im Jahr
2020 ein Ausgabenniveau von ungefähr 75 Prozent.
Wenn man dann steigende Zinsen und Versorgungs-
lasten abzieht, haben wir ein Ausgabenniveau von
circa 70 Prozent. Ich bin mir völlig sicher, dass ein
Ausgabenniveau von 70 Prozent eine deutliche Ver-
letzung von gesetzlichen Vorschriften, von vertrag-
lichen Vereinbarungen ist, und ich bin mir auch voll-
ständig sicher, dass das Land Bremen mit 70 Prozent
der Ausgaben von heute nicht auskommt, um ein so-
ziales Gemeinwesen zu erhalten.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Und was machen wir jetzt?)

Deswegen ist die spannende Frage: Wie weit wollen
Sie gehen? Wie weit wollen Sie aus dem Tarifvertrag
der Länder aussteigen? Wie weit wollen Sie die In-
vestitionen reduzieren? Inwieweit wollen Sie den ge-
setzlichen Anspruch auf einen Kindergartenplatz nicht
einlösen, und wie viel privates Eigentum wollen Sie
verkaufen? Alle diese Fragen müssen Sie beantwor-
ten, um bis 2020 dieses Ziel zu erreichen, und ich ver-
lange nicht, dass man sich auf den Rücken wirft und
sagt, wir wollen das Geld nicht. Ich erwarte, dass man
sich angesichts einer meines Erachtens vollständig
neuen Situation – in der es erlaubt ist, Banken zu ret-
ten, Konjunkturpakete zu machen, in der es erlaubt
ist, den Euro zu retten – auch darüber Gedanken
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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macht, wie man die Situation in den Ländern und
Kommunen nicht durch Kürzungen regelt, sondern
einen anderen Weg findet. Das hat Herr Dr. Kuhn
gesagt: Wir müssen die Altschulden regeln und brau-
chen höhere Steuern, und jetzt gibt es eine Chance
dazu.

Wir haben mit Nordrhein-Westfalen jetzt mögli-
cherweise das Druckmittel, das auch zu tun, und ich
sage an dieser Stelle noch einmal: Meiner Meinung
nach unterstützt man den Versuch, insgesamt diese
Krise der Kommunen und Länder herunterzureden,
wenn man sagt, wir strengen uns an, und wenn wir
uns genug anstrengen, werden wir es schon irgendwie
hinbekommen. Ich glaube, das ist der falsche Weg.
Man muss sagen, ab einem bestimmten Punkt wer-
den alle Anstrengungen nichts nützen, wir werden
das nicht aus eigener Kraft und nicht durch Kürzungen
hinbekommen. Deswegen muss man jetzt Druck nach
Berlin machen, damit entsprechende Steuern be-
schlossen werden, und das ist nicht ein sich auf den
Rücken legen, sondern ein sich auf die Hinterbeine
stellen. – Danke!

(Beifall der der LINKEN)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Woltemath.

Abg. Woltemath (FDP): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Verehrter Kollege Dr. Kuhn, ich habe
es sehr wohl verstanden! Es war übrigens nicht die
Börse in Japan, es ging um pazifische Börsen, die noch
vor der Börse in Japan öffnen, die man mit der Ent-
scheidung erreichen wollte, wenn wir schon bei Klei-
nigkeiten bleiben wollen!

(Beifall bei der FDP)

Die Frage aber, die ich aufgeworfen habe, war eine
andere. Es ging darum, wir diskutieren darüber, ob
Politik hier voranschreiten soll und Entscheidungen
treffen muss. Die Frage bei diesen Debatten war auch,
und es gab ja auch andere Meinungen, die gesagt
haben, nein, wir müssen dem Druck im Moment nicht
weichen, wir können auch noch weiter darüber dis-
kutieren und andere Entscheidungen treffen. Diese
Stimmen gab es auch, und es gibt sie nach wie vor.

(Zuruf des Abg. D r .  K u h n
[Bündnis 90/Die Grünen])

Nein, diese Stimmen gibt es auch in breiten volks-
wirtschaftlichen Debatten, dass es diese Überlegung
gibt, ob es richtig war, alles  bisher Geltende über Bord
zu werfen. Wir wissen ja überhaupt noch gar nicht,
wo wir stehen. Wir haben die Hoffnung, dass das zur
Stabilität beigetragen hat, aber die Unruhe an den
Währungs- und auch an den Finanzmärkten zeigt,
wir sind noch gar nicht am Ende angekommen. Des-

halb glaube ich, einfach so nonchalant, weil man unter
Zeitdruck steht, etwas über Bord zu werfen, wofür
man vorher lange gekämpft und wozu man lange ge-
standen hat, darüber sollte man schon einen Moment
nachdenken. Das hat nichts damit zu tun, ob man den
Zusammenhang verstanden hat oder nicht, sondern
das hat etwas damit zu tun, welche Position man in
dieser Debatte einnimmt, und ich bin dafür, solche
Dinge sorgsam abzuwägen.

(Beifall bei der FDP)

Wir haben es beim Rettungsschirm der Banken ge-
sehen: Da sind eine Menge Entscheidungen getrof-
fen worden, die man auch bei sorgsamerem Abwä-
gen hätte anders treffen können und müssen, und
wir haben in beiden Fällen, sowohl bei Griechenland
als auch dem Bankenrettungsschirm und HRE, die
Warnsignale lange vorher gehabt. Die Warnlampen
haben ja überall geblinkt. Bei HRE lagen die Berichte
im Finanzministerium, und bei Griechenland wuss-
te es auch jeder. Ich habe vorhin nicht umsonst den
ehemaligen Chefvolkswirt der EZB zitiert. Alle wis-
sen auch, dass man darauf hätte viel früher reagie-
ren können. Dann eine Drucksituation aufzubauen
und zu sagen, wir müssen das machen, das ist nun
für einen Moment in dieser Situation gut gegangen.
Warten wir einmal ab, wo wir in einem halben Jahr
stehen. Die Kritiker dieses Vorgehens zu schelten und
zu sagen, sie hätten keine Ahnung, das, finde ich,
ist einfach billig. Das ist einfach billiger Populismus,
und deshalb weise ich das zurück! – Danke!

(Beifall bei der FDP)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Schrörs.

Abg. Dr. Schrörs (CDU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Eine kurze Anmerkung
noch zu Ihnen, Herr Dr. Kuhn: Regulierung der Fi-
nanzmärkte! Sie wissen doch so gut wie ich, dass Sie
in der Bundesrepublik Deutschland nicht allein et-
was bewegen können. Sie können bestimmte Maß-
nahmen ergreifen, da sind wir sofort einer Meinung.
Das hätte man vielleicht auch eher machen können,
aber das ist jetzt angeschoben und soll gemacht wer-
den. Über den Rest kann man natürlich lange dis-
kutieren, ob man sich global einfach ausklinkt und
sagt, es interessiert uns nicht, was in Amerika pas-
siert, es interessiert uns auch nicht, was die Englän-
der wollen, das ist uns völlig egal. Nein, das Ziel war
– und so ist auch die Bundesregierung vorgegan-
gen –, gemeinsam eine globale Lösung hinzubekom-
men. Diese globale Lösung, das wissen Sie so gut wie
ich, war nicht möglich und ist auch heute nicht mög-
lich, weil insbesondere die Vereinigten Staaten aus-
gestiegen sind und eine andere Lösung vorzuziehen.
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Sie wissen, es wird immer noch versucht, beim G 20-
Gipfel eine Lösung zu erreichen. Trotzdem wissen
alle, dass man es im Moment nicht hinbekommt. Wenn
man dann den nächsten Schritt geht, Herr Dr. Kuhn,
und sagt, man will eine europäische Lösung, und man
dort bei den Finanzministern vor 14 Tagen oder drei
Wochen klar gesagt bekommt, es wird keine euro-
päische Lösung geben, dann kann man hingehen und
sagen, okay, das interessiert uns jetzt alles nicht, jetzt
machen wir das alles nur noch für Deutschland. Da
sage ich Ihnen, wenn Sie das machen, dann haben
Sie einen immensen Schaden, den Sie gar nicht be-
ziffern können. Also war der Weg richtig, jetzt wei-
terzugehen, zu sagen, okay, wenn es denn die glo-
bale Lösung nicht gibt, dann versuchen wir, jetzt eine
Lösung im europäischen Raum hinzubekommen. Das
ist offensichtlich ein guter Weg, und das soll jetzt
versucht werden.

(Beifall bei der CDU)

Ich finde den Weg, den die Bundesregierung gegan-
gen ist, richtig.

Zweiter Punkt, Steuersenkungen! Ich glaube, ich
habe hier keine Rede in der Bürgerschaft gehalten
und mich vehement für Steuersenkungen ausgespro-
chen. Ich habe aber eines immer gesagt: Erstens, es
muss eine Veränderung der Steuer im Grundsatz
geben, der Vereinfachung! Das ist ein wesentlicher
Teil, und ich glaube, da sind sich alle hier auch ei-
nig. Wogegen wir uns wehren, ist, dass Ihre Betrach-
tungsweise ausschließlich über die Einnahmesitua-
tion läuft. An diesem Punkt, muss ich Ihnen sagen,
Sie können eben die Einnahmesituation in Bremen
nur begrenzt beeinflussen. Da werden Sie sogar noch
die CDU auf Ihrer Seite haben, um gewisse Verän-
derungen auch mitzutragen.

Der eigentliche Weg aber, wie Sie hier etwas als
Regierungsfraktionen verändern können, ist der Be-
reich der Ausgaben. Das ist eben leider so. Dass die
Länder gemeinsam versuchen werden – da bin ich
ziemlich sicher –, diese Steuerausfälle zu kompensie-
ren, auch das verstehe ich. Aber ich wehre mich da-
gegen, dass sofort und als Erstes gesagt wird, das lösen
wir über eine Neuverschuldung. Der Weg ist falsch.
Ich muss zuerst einmal sagen, ich muss mir noch wei-
ter den Haushalt anschauen, muss noch weiter spa-
ren, und wenn dann alles nicht mehr geht, dann kann
ich über eine Neuverschuldung nachdenken.

Frau Linnert, auch dazu noch eine Bemerkung zu
Ihrem Beitrag! Es sagt doch keiner, dass die Koaliti-
on nicht gespart hätte.

(Bürgermeisterin L i n n e r t : Doch, das
sagen Sie!)

Nein, das habe ich nicht, und das werde ich auch
nicht sagen. Sie sparen in gewissen Teilen, aber das
Problem ist doch ein anderes. Sie können immer wei-

ter so sparen, und Sie werden das Problem nicht lö-
sen. Um das mit dem Beispiel der Bleistifte und der
Radiergummi zu verdeutlichen! Sie können es nicht
über Haushaltsstellen und hier 1 000 Euro und da
10 000 Euro schaffen, Sie müssen etwas anderes ma-
chen. Drei Punkte: Sie müssen sagen, Sie machen
eine ernsthafte Aufgabenkritik! Dazu sind Sie aber
nicht bereit, das wollen Sie nicht. Sie müssen die
Staatsaufgaben überprüfen. Sie müssen die Frage stel-
len: Was muss der Staat heute noch machen, was kann
der Staat machen, und welche Aufgaben können Pri-
vate machen? Da muss ein Land wie Bremen nach
vorn gehen und sagen, wir sind mustergültig an der
Stelle, um die Staatsaufgaben zu überprüfen. Das ist
der zweite Weg. Darüber können Sie sparen, weil Sie
Veränderungen bewirken.

Über den dritten Teil lesen Sie zurzeit täglich in
der Zeitung, und es wird so bleiben: Alle Bundes-
länder werden in allen Bereichen Standards überprü-
fen und absenken. Das ist einfach so, und auch die-
ser Diskussion müssen Sie sich stellen. Sie wollen es
aber nicht! Sie versuchen, Zeit über den Wahltag
hinaus zu gewinnen und alle diese Entscheidungen
zu verschleppen. Dies schadet Bremen!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich fordere Sie auf, gehen Sie das an! Beginnen Sie
eine Aufgabenkritik, überprüfen Sie die Staatsauf-
gaben und verändern Sie die Standards! – Danke!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Aktuelle Stunde ist geschlossen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich mache Ihnen
folgenden Vorschlag, ich rufe jetzt noch den Tages-
ordnungspunkt drei, Änderung des Gesetzes über
Sonn- und Feiertage, auf. Die Redezeit beträgt dreimal
fünf Minuten. Ich vermute einmal, dass wir das bis
zur Mittagspause in 28 Minuten nicht zu Ende brin-
gen, sodass wir dann unterbrechen und um 14.30 Uhr
die Debatte, vielleicht noch eine knappe halbe Stunde
fortsetzen und dann den Tagesordnungspunkt 36, Wahl
eines Vizepräsidenten/einer Vizepräsidentin des Rech-
nungshofs, aufrufen. Sind Sie damit einverstanden?

Es gibt keinen Widerspruch. Dann können wir so
verfahren.

Änderung des Gesetzes über Sonn- und Feiertage

Antrag der Fraktion der CDU
vom 17. Februar 2010
(Drucksache 17/1169)

1. Lesung

Wir verbinden hiermit:
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Bibliotheken an Sonntagen öffnen

Antrag der Fraktion der CDU
vom 14. April 2008

(Drucksache 17/355)

u n d

Bibliotheken an Sonntagen öffnen

Mitteilung des Senats vom 16. Februar 2010
(Drucksache 17/1166)

Meine Damen und Herren, der Antrag der Frak-
tion der CDU, Bibliotheken an Sonntagen öffnen, vom
14. April 2008, ist von der Bürgerschaft (Landtag) in
ihrer 21. Sitzung am 8. Mai 2008 an die Staatliche
Deputation für Kultur überwiesen worden. Diese De-
putation legt mit der Drucksachen-Nummer 17/1166
ihren Bericht dazu vor.

Dazu als Vertreter des Senats Herr Bürgermeister
Böhrnsen.

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Kau.

Abg. Kau (CDU): Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Ich hatte Gelegenheit, mit drei studierenden
Töchtern vor ungefähr drei Wochen das Jacob-und-
Wilhelm-Grimm-Zentrum der Humboldt-Universität
Berlin aufzusuchen, eine wunderbare wissenschaft-
liche Bibliothek mit weiten Räumen für Forschung
und Lehre; aktuell über neun Etagen kann man dort
sehr viel sehen. Es ist inzwischen auch ein Zentrum
für Lesewillige geworden, und wenn man auf den
Flyer schaut, stellt man fest, diese Bibliothek hat sonn-
und feiertags von 10 bis 18 Uhr geöffnet. Sie wird
nicht nur von Studenten und Wissenschaftlern ge-
nutzt, sondern auch von Bürgern, die dort das brei-
te Angebot wahrnehmen. Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, werte Kolleginnen und Kollegen dieses Hau-
ses, dies zum Einstieg!

Während ich mich persönlich eigentlich für enga-
giert halte und auch in bestimmten Belangen sicher-
lich als hartnäckig bekannt bin, und während andere
mir einen gewissen Kampfgeist und Beharrlichkeit
zuschreiben, wo andere schon aufgeben, verliert man
in dieser Debatte vor diesem Haus und insbesondere
bei dieser aktuellen Regierungskoalition manchmal
wirklich jedwede Lust, einen Redebeitrag erneut vor-
zubereiten.

(Beifall  bei  der  CDU  –  Bürgermeister
B ö h r n s e n : Dann lassen Sie es doch! –
Abg. T s c h ö p e  [SPD]: Das ist ein Rede-

recht, keine Redepflicht!)

Frau Krusche, um auf Ihre Frage von gestern noch
nachträglich persönlich zu antworten, warum ich den
detaillierten Antrag

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/
Die Grünen]: War schön mit Ihnen!)

gestern zur vernachlässigten Aufgabenwahrnehmung
des Kultursenators bei der „Weserburg“ nicht mehr
wiederholt begründet habe: Erstens, es stand alles ab-
solut verständlich und dezidiert im Antrag, und zwei-
tens sind Sie in Ihrem Koalitionsgefängnis doch von
vornherein so auf Ablehnung unserer Anträge gera-
dezu in Spontanreaktionen festgelegt, dass doch selbst
das überzeugendste Argumentarium Ihr Abstim-
mungsverhalten im Herdentrieb gar nicht beeinflus-
sen könnte.

(Beifall bei der CDU)

Warum soll man sich in nächtlichen Stunden ei-
nes umfänglichen Darlegungsaufwandes befleißigen
und sämtliche Begründungstiefen durchfurchen, Frau
Krusche, wenn Ihre Böhrnsen-Schutzwälle schon ge-
graben und aufgeschaufelt sind, bevor ein einziger
sachlicher Gedanke geäußert wurde? Genau das macht
parlamentarische Auseinandersetzung hier im Haus
so mühevoll und führt zu einer Parallelwelt, der sich
der Bürger draußen inzwischen entzieht. Traurig, aber
wahr!

(Beifall bei der CDU)

So auch wieder bei der Thematik von Herrn Böhrn-
sen! Wie lange noch, Herr Böhrnsen, dauert Ihr per-
sönlicher Widerstand als Kultursenator mit Ihren Schüt-
zenhilfen gegen die von vielen gewünschte und er-
hoffte Nachmittagsöffnung an Sonntagen unserer so
erfolgreichen und geschätzten Stadtbibliothek? Das
erinnert irgendwie an strategische Zermürbungstaktik
wie bei der Zulassung von Privatschulen: am langen
Arm der Verwaltung verhungern lassen, und dann
einmal schauen, wann die Antragsteller verzweifelt
aufgeben.

(Beifall bei der CDU)

Die analytischen Materialen – das sind nicht mei-
ne, es sind die von Frau Lison, die sie uns im Betriebs-
ausschuss gezeigt hat –, die Massen von Datensät-
zen, Befragungsergebnisse und Güterabwägungen
zum Thema Nachmittagsöffnung an Sonntagen von
öffentlichen Ausleih- und Lesebibliotheken füllen al-
lein bei mir schon ganze Festplatten. Ich könnte dazu
inzwischen abendfüllende Vorträge halten und Halb-
tags-Workshops veranstalten. Wer will Ihnen das aber
ständig wiederkehrend vorbeten, wenn Ihnen, Herr
Böhrnsen, der politische Gestaltungswille fehlt, dieses
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relativ kostengünstige Bildungsangebot auch in Bre-
men endlich zugängig zu machen?

(Beifall bei der CDU)

Dabei müsste das kultur- und bildungspolitische
Ziel eigentlich parteiübergreifend klar sein. Ist es auch,
wird nur unehrlicherweise parlamentarisch nicht zu-
gegeben.

Bildung soll angeblich der Schlüssel zur Lösung viel-
fältiger Probleme sein. Lesekompetenz ist eine be-
deutende Schlüsselkompetenz bei der Entwicklung
von Kindern und Jugendlichen, und der Wunsch nach
Sonntagsöffnung ist allgemein vielfach erfragt und
belegt und hat einen zunehmenden breiten Kreis von
Befürwortern – und das quer durch alle politischen
Parteien. Es ist bei Ihrer politischen Grundhaltung
zu diesem Thema auch sinnlos, das Pro-Argumen-
tarium und die lokal prominenten Befürworter nun
nochmals zu wiederholen und zitieren, es trifft bei
Ihnen, Herrn Böhrnsen, auf taube kultur- und bil-
dungspolitische Ohren.

(Beifall bei der CDU)

Ich kenne die Einwände insbesondere auch vom
Arbeitnehmer- und Gewerkschaftsflügel, und es gilt
sie auch zu Recht, vernünftig abzuwägen. Zum ei-
nen hat aber die Stadtbibliothek oft genug den Rück-
griff auf Freiwillige angeboten, und zum anderen das
auch an diesen Öffnungstagen unter Beweis gestellt.
Außerdem gibt es eine riesige Fülle an Lebensbe-
reichen, die Sie auch alle genießen, bei denen wir
die gelegentliche Sonntagsöffnung im Wechselbe-
trieb selbstverständlich so organisieren, dass wir diese
Angebote nutzen können. Bei dieser notwendigen
Priorisierung gehört das Bildungsangebot in einer sich
wandelnden Gesellschaft mit verändertem Nutzen-
verhalten sicherlich nach vorn in die ersten Reihen
statt auf die lange Bank des hiesigen Kultursenators.

(Beifall bei der CDU – Vizepräsidentin
D r .  M a t h e s  übernimmt den Vorsitz.)

Dazu, Herr Böhrnsen, braucht man aber Gestal-
tungswillen statt Beharrungsvermögen. Dazu braucht
man auch einmal ein wenig Rückgrat zum Beispiel
gegenüber überzogenen Gewerkschaftsforderungen.
Die Wege, die wir und andere aufgezeigt haben, sind
vielfältig, wenn man es ernst meint mit seinen Lip-
penbekenntnissen in den Bereichen Bildung und Kul-
tur. Da war zum ersten der Weg über die Bundes-
ratsinitiative. Wem hätte dies besser angestanden als
Ihnen, als Bremen mit seiner Präsidentschaft?

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Warum
sprechen Sie nicht zu uns?)

Da gibt es jetzt, Frau Busch, schon seit Septem-
ber 2009 – ich hoffe, dass Ihre Ohren so sind, dass
Sie mich auch über das Mikrofon hören können!

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Ich würde
Sie auch gern sehen!)

Das ist ein echtes Angebot, darauf gehe ich ein, Frau
Busch, das finde ich echt nett von Ihnen! –,

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: So richtig treue Fans sind nichts

Schlechtes, oder?)

auch schon acht Monate her, da gibt es die ganz ein-
fache landesrechtliche Möglichkeit, das Bremische
Sonn- und Feiertagsgesetz zu ergänzen, eine ganz
schlichte Gleichbehandlung von Videotheken und
der sich unaufhörlich abmühenden Stadtbibliothek,
deren Leiterin ich an dieser Stelle meine höchste
Anerkennung für ihre Arbeit aussprechen möchte.

(Beifall bei der CDU – Glocke)

Ich habe die Glocke wohl gehört und werde mei-
ne politische Bewertung dann im zweiten Teil noch
nachholen. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der Ab-
geordnete Senkal.

Abg. Senkal (SPD)*): Frau Präsidentin, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Heute beschäftigen wir
uns mit dem zweiten Versuch der CDU, in dieser Le-
gislaturperiode die Sonntagsöffnung von Bibliothe-
ken zu ermöglichen. Beim ersten Mal sollte der Se-
nat zu einer Bundesratinitiative aufgefordert werden,
heute soll das Gesetz über die Sonn- und Feiertage
geändert werden. Wir haben in der Deputation für
Kultur ausführlich über das Thema gesprochen und
uns mehrheitlich gegen eine pauschale Öffnung der
Bibliotheken an Sonntagen ausgesprochen.

(Beifall bei der SPD)

Unsere Meinung hat sich seitdem nicht geändert.
Ob wir die Sonntagsöffnung per Bundesrat oder hier
per Landesrecht ermöglichen sollen, ist uns in der
Sache egal. Wir Sozialdemokraten sind gegen eine
weitere Aufweichung des Sonntags als arbeitsfrei-
en Ruhetag.

Im zweiten Versuch wollen Sie nun eine Änderung
des Bremischen Gesetzes über Sonn- und Feierta-
ge, dass die Bibliotheken mit Videotheken gleichge-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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stellt werden und somit auch sie an Sonntagen öff-
nen. Liebe CDU-Fraktion, selbst wenn wir inhaltlich
keine Bedenken hätten, möchte ich einen kleinen
Ausflug in die Vergangenheit machen. Diese bremi-
sche Sonderöffnung für Videotheken ist in der Gro-
ßen Koalition gemacht worden, das war im Juni 2004,
hier explizit von Herrn Eckhoff gefordert worden mit
der Begründung, dass Videotheken ausschließlich
inhabergeführte Bereiche sind und somit keine ge-
werblichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter davon
betroffen sind. Deshalb haben sie die Sondergeneh-
migung bekommen, und das wurde auch so im Ge-
setz festgeschrieben. Das heißt, dass lediglich bei den
Videotheken nur die Inhaber an Sonntagen ihre Vi-
deotheken öffnen dürfen. Ich glaube, dass Sie mir hier
zustimmen werden, dass eine Bibliothek keine inha-
bergeführte Einrichtung ist und somit dieser Ver-
gleich beziehungsweise die Gleichstellung im Ge-
setz nicht zu realisieren ist. Daraus folgt, dass wir auch
diesen Antrag ablehnen werden.

In Hessen hat die Mehrheit von CDU und FDP im
Parlament eine solche Änderung bereits beschlossen.

(Zuruf von der CDU: Was ist mit inhaber-
geführten Museen?)

Dazu komme ich gleich! Die SPD hat im Landtag da-
gegen gestimmt. Trotzdem gibt es innerhalb der SPD
in den Bundesländern hier keine einheitliche Mei-
nung, das will ich gar nicht verheimlichen. Bei der
CDU ist das aber nicht anders. Außer Hessen hat nach
meiner Kenntnis bisher kein anderes Bundesland eine
solche Änderung beschlossen. Außerdem hätten Sie
mit Ihrer Mehrheit auf Bundesebene jederzeit eine
deutschlandweite Änderung des Bibliotheksgeset-
zes beschließen können. Auch das ist bisher nicht
passiert, also scheint auch in Ihrer Partei auf Bundes-
ebene das Bedürfnis nach einer solchen Initiative nicht
allzu groß zu sein.

(Beifall bei der SPD)

Gern können wir das Thema hier in der Bürger-
schaft bis zum Ende der Legislaturperiode bei jeder
Sitzung aufrufen und diskutieren. Unsere Meinung
dazu wird sich aber in der jetzigen Gesetzeslage nicht
ändern. Wir haben uns hier in Bremen auf das soge-
nannte Vier-plus-zwei-Modell geeinigt, das heißt, die
Stadtbibliothek hat die Möglichkeit, an vier Sonn-
tagen die Zentralbibliothek und an zwei Sonntagen
in den Zweigstellen zu öffnen. Das ist eine freiwilli-
ge Vereinbarung mit der Belegschaft. Darauf haben
wir viel Wert gelegt. Die Öffnungen finden im Rah-
men von Festen wie dem Freimarkt oder dem Vier-
tel-Fest statt und werden da auch gut angenommen.
Es ist aber keineswegs sicher, dass es auch an norma-
len Sonntagen zu solch guten Besucherzahlen kom-
men würde.

Wenn man Bibliotheken sonntags öffnet, ist das auch
mit höheren Kosten verbunden, schließlich möchte

die Belegschaft ihre zusätzliche Arbeitszeit auch be-
zahlt bekommen. Ich glaube, Sie stimmen mir zu, Herr
Kau, da auch Sie mit mir im Betriebsausschuss der
Stadtbibliothek sind – das haben Sie ja eben noch
einmal dargestellt –, dass wir nicht mehr Personal be-
kommen werden, und das würde womöglich an an-
deren Tagen zu verringerten Öffnungszeiten führen.
Solch eine Politik wäre ich nicht bereit zu vertreten!

(Beifall bei der SPD)

In wissenschaftlichen Bibliotheken besteht schon
heute die Möglichkeit der Sonntagsöffnung. Darauf
haben Sie in Ihrem ersten Antrag schon hingewie-
sen. Es gibt aber einen entscheidenden Unterschied
zwischen wissenschaftlichen und normalen Biblio-
theken. Viele wissenschaftliche Bibliotheken sind Prä-
senzbibliotheken. Das heißt, man kann die Bücher
nicht ausleihen, sondern nur vor Ort lesen. Eine Sonn-
tagsöffnung hat hier also durchaus ihren Sinn. In der
Stadtbibliothek kann ich aber die Bücher mit nach
Hause nehmen und dann gern auch sonntags lesen.
Zudem verfügt die Stadtbibliothek in Bremen über
ein hervorragendes Online-Angebot, wo Sie mitt-
lerweile auch von zu Hause viele Medien rund um
die Uhr an 24 Stunden, egal an welchem Tag, aus-
leihen können. Das ist auch genau der Grund, war-
um andere kulturelle Einrichtungen wie Museen sonn-
tags öffnen dürfen. Deren Bestände kann ich nur im
Museum selbst anschauen, genauso ist es bei Thea-
tern, Kinos oder Bibliotheken.

Der momentane Zeitgeist ist ein anderer, das ist
uns bewusst. Der Trend geht hin zu einer durchge-
henden Öffnung an 24 Stunden an 7 Tagen der Wo-
che. Mit der Änderung des Ladenschlussgesetzes
haben wir auch hier in Bremen dieser Entwicklung
Rechnung getragen. Das ist uns in der SPD nicht
leichtgefallen. Umso weniger wollen wir in einem
weiteren Bereich jetzt auch noch den Sonntag an-
greifen.

(Glocke)

Ich komme zum Schluss! Wir bewegen uns hier in
der jetzigen gesetzlichen Lage. Ich habe Ihnen er-
läutert, wieso wir die beiden Anträge der CDU ab-
lehnen werden, weil es uns mit dem derzeitigen Ar-
beitsschutzgesetz nämlich nicht möglich ist, diesen
Anträgen zuzustimmen. Liebe Kolleginnen und Kol-
legen von der CDU, Hamburg hat eine Bundesrats-
initiative gestartet, und wir werden hier die Türen
zur Sonntagsöffnung nicht vollkommen schließen. Wir
werden aufmerksam den weiteren Verlauf dieses
Themas auf Bundesebene verfolgen. Wenn irgend-
wann eine solche bundesgesetzliche Regelung kommt,
können und werden wir uns dem selbstverständlich
nicht verschließen.

(Zuruf von der CDU: Das ist ja eine
richtige Aktion!)
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Wir wollen hier in Bremen aber nicht zu denen ge-
hören, die den Stein ins Rollen gebracht haben. – Vie-
len Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Mathes: Als nächste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Krusche.

Abg. Frau Krusche (Bündnis 90/Die Grünen)*): Frau
Präsidentin, meine Damen und Herren! Herr Kau, ich
habe lange keine so blasierte und arrogante Rede ge-
hört wie gerade die von Ihnen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD – Zurufe von der CDU: Oh!)

Ich kann Ihnen nur sagen, mit Ihrer Art von schwar-
zer Kulturpolitik werden Sie unsere rot-grüne Kul-
turpolitik nicht angreifen können, beileibe nicht,

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

auch bei den Sonntagsöffnungen nicht!

Um es gleich vorweg zu sagen: Wir Grüne sind sehr
dafür, dass Bibliotheken an Sonntagen geöffnet ha-
ben könnten.

(Beifall bei der CDU)

Ich freue mich auch über den Beifall der CDU, und
es ist auch kein Geheimnis, dass wir an diesem Punkt
mit der SPD einfach unterschiedlicher Meinung sind.

(Abg. R o h m e y e r  [CDU]: Ach!
Da auch?)

Öffentliche Bibliotheken gehören für uns ebenso wie
die Museen in unserer Stadt zur kulturellen Infrastruk-
tur.

(Beifall bei der CDU)

Öffnungszeiten an Sonntagen würden vor allen Din-
gen den Familien nutzen, weil es ein Familientag ist.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der CDU)

Auch auf Bundesebene gibt es zunehmend Unter-
stützung für Sonntagsöffnungen. Sie können gern
Beifall geben, das irritiert mich nicht weiter. Ich fin-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

de, wir sollten uns an der Sache orientieren. Klatschen
Sie Beifall, das ist in Ordnung!

(Abg. K a u  [CDU]: Das war ja ernst ge-
meint! – Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Wenn
wir nicht klatschen würden, würden Sie ja

gar keinen Beifall bekommen!)

Öffentliche Bibliotheken sind auf Bundesebene in
der Debatte. Das Präsidium des Deutschen Städte-
tags hat zum Beispiel den Bund aufgefordert, Sonn-
tagsöffnungen zu ermöglichen, und der Deutsche Kul-
turrat und ebenso der Rat der evangelischen Kirche
in Deutschland haben eine gemeinsame Erklärung
herausgegeben, in der sie sich für eine neue Sonn-
tagskultur aussprechen, und das beinhaltet auch die
Öffnung von Bibliotheken. Das alles sind gute Sig-
nale, die vorhandenen gesetzlichen Regelungen sich
wandelnden gesellschaftlichen Bedürfnissen anzu-
passen.

Es wurde schon von meinem Kollegen Senkal da-
rauf hingewiesen: Das geltende Bundesarbeitszeit-
gesetz erlaubt es nämlich nicht, dass Bibliotheken
aus anderen Gründen als der Sonntagsöffnung zu be-
sonderen Anlässen öffnen dürfen. Das ist die bun-
desgesetzliche Regelung. Also, werter Herr Kollege
Kau, am besten wäre es doch – Sie regieren doch jetzt
auf Bundesebene –, wenn Sie meinen, dass das so
wichtig ist, dann starten Sie auf Bundesebene die
Initiative, um dieses Bundesarbeitszeitgesetz zu än-
dern.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Dann haben Sie uns an Ihrer Seite, und wir können
darüber hier in Bremen debattieren. Ansonsten fin-
de ich das aber sehr polemisch, was Sie hier augen-
blicklich treiben.

(Zuruf des Abg. R ö w e k a m p  [CDU])

Die Argumente der SPD gegen Sonntagsöffnung
hat mein Kollege Senkal dargelegt. Ich habe hier deut-
lich gemacht, die Grünen haben an diesem Punkt eine
andere Meinung, und ich glaube, es ist auch in der
Öffentlichkeit heute nicht mehr so gut zu vermitteln,
dass Familien zwar am Sonntag in Museen gehen
können, aber nicht in die Zentralbibliothek Am Wall.
Ich glaube, dass wir hier langfristig zu neuen Lösun-
gen kommen müssen. Neben den Schulen ist die
öffentliche Bibliothek ein entscheidender Bildungsort,
deren Nutzen allen Bürgerinnen und Bürgern mög-
lich sein muss und dafür eignet sich der Sonntag eben
besonders gut.

An die CDU gerichtet sagen wir, wie bereits er-
wähnt: Sie haben es augenblicklich im Bund in der
Hand. Bisher warten wir vergeblich auf Ihre Initia-
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tive. Ich finde, mit dem, was wir bisher in Bremen
erreicht haben, sind wir auf einem guten Weg. Wir
haben einen Kompromiss mit der SPD gefunden, den
tragen wir auch gern mit, nämlich, dass die Zentral-
bibliothek an vier Sonntagen geöffnet hat und an zwei
Sonntagen die Statteilbibliotheken und dass dies auch
nur auf ehrenamtlicher Basis nach gesetzlichen Re-
geln möglich ist. Das heißt, die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter müssen sich freiwillig melden, erst da-
durch ist dies nach geltendem Gesetz rechtlich ab-
gesichert. Wir finden, das ist ein erster Schritt. Es geht
uns Grüne bei Weitem nicht weit genug. Wir wür-
den uns freuen, wenn das Bundesarbeitszeitgesetz
in der Weise geändert würde, wie ich es geschildert
habe, nämlich dass Bibliotheken wie andere kul-
turelle Einrichtungen auch an Sonntagen öffnen kön-
nen. Da haben Sie uns auf Ihrer Seite.

Herr Kau, zu guter Letzt möchte ich doch noch
einmal an etwas erinnern: Sie haben ja gemerkt, und
man kann es auch augenblicklich in den Zeitungen
lesen, die Frage von Sonntagsöffnungen ganz allge-
mein – und zwar gleichgültig, ob es um Geschäfte
geht oder aber um Bibliotheken – ist in dieser Stadt
und in dieser Gesellschaft eine sehr grundsätzliche,
weil hier zwei sehr unterschiedliche Interessen auf-
einanderprallen. Ich muss schon sagen, auch wenn
wir Grüne ganz eindeutig hier für weitergehende
Regelungen sind als die SPD, so muss man doch ernst
nehmen, dass es hier auch Arbeitnehmerinteressen
zu schützen gilt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der LINKEN)

In diesem Konflikt befinden wir uns: einerseits den
Schutz von Arbeitnehmerinteressen und andererseits
mehr Kundenfreundlichkeit, sich mehr an sich än-
dernde gesellschaftliche Bedürfnisse anzupassen. An
diesem Punkt sind wir, wir debattieren mit der SPD
darüber, und ich hoffe, dass wir uns gemeinsam, alle
Fraktionen zusammen, in die Richtung bewegen, dass
Bibliotheken in Zukunft sonntags öffnen können. Ich
nehme an, diese Debatte wird ein bisschen dazu
beitragen. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsidentin Mathes: Als nächster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Ella.

Abg. Ella (FDP): Frau Präsidentin, meine Damen
und Herren! Im Bürgerschaftsantrag vom 14. April
2008 – wir haben es soeben von Präsident Weber ge-
hört – wurde der Senat aufgefordert zu prüfen, wel-
che Möglichkeiten das Land hat, eine Sonntagsaus-
leihe in den öffentlichen Bibliotheken in die Wege
zu leiten. Von einem Modellversuch zur Öffnung der
Stadtbibliotheken Bremen und Bremerhaven war die

Rede. Jetzt, zwei Jahre später, sind wir noch keinen
Schritt weiter, wie so oft fehlt es der Koalition an Mut
und Durchsetzungskraft.

(Beifall bei der FDP)

Vertreter der SPD haben auch eben wieder in der
Diskussion ganz offen eingeräumt, in dieser Ange-
legenheit nicht die Speerspitze bilden zu wollen. Ab-
zuwarten in der Hoffnung, dass andere den ersten
Schritt machen, reicht uns allerdings nicht.

(Beifall bei der FDP)

Ich freue mich ganz ausdrücklich über große Tei-
le des Beitrags von Frau Krusche, ich werde darauf
gleich noch näher eingehen. Für uns ist es jedenfalls
auch selbstverständlich, sonntags Museen und Aus-
stellungen zu besuchen, inhabergeführt oder nicht,
Herr Senkal, oder Filme auszuleihen, allerdings nicht
in den Videotheken und in den Bibliotheken, das
dürfen wir noch nicht. Die restriktive Handhabung
der Öffnungszeit widerspricht der Lebenswirklich-
keit der meisten Menschen, das haben wir auch schon
in den Diskussionen um die Ladenöffnungszeiten
deutlich gemacht.

(Beifall bei der FDP)

Die bisherigen Sonntagsöffnungen der Bremer
Zentralbibliothek verliefen sehr erfolgreich, obwohl
der Sonntag nicht als Öffnungstag im Bewusstsein
der Bibliotheksnutzer verankert ist. Es liegen jeden-
falls Umfrageergebnisse vor, wonach gerade junge
Kunden eine Sonntagsöffnung befürworten, nachzu-
lesen ist dies im Bericht der Deputation für Kultur.
Mehrfach hieß es, eine Sonntagsöffnung werde so-
wohl aus kulturfachlicher als auch aus politischer Sicht
befürwortet. Leider fehlt es an Mut, über eine soge-
nannte Vier-plus-zwei-Regelung hinauszugehen.
Ginge es nach der SPD, ist sogar abzuwarten, bis
Vorschläge seitens des Bundesministeriums für Ar-
beit und des Bundesrates kommen. Der Hessische
Landtag – Herr Senkal sprach es an – hat es vorge-
macht und eine Änderung des Feiertagsgesetzes be-
schlossen, auch ohne eine Aktivität aus Berlin. Grund-
sätzlich begrüßen auch wir eine Gesetzesänderung
zur Ausweitung der Bibliotheksöffnungszeiten.

Wir werden den Antrag der CDU unterstützen. Da-
mit geht aber natürlich keine Pflicht zur Sonntags-
öffnung einher. Angesichts der vorgelegten Haus-
haltsbilanz ist eine möglichst kostenneutrale Umset-
zung des Vorhabens vonnöten. Eine Prüfung der fi-
nanziellen Seite, insbesondere der Personalkosten ist
deshalb unabdingbar. So viel erst einmal für den Mo-
ment! – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der FDP)
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Vizepräsidentin Mathes: Als nächster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Beilken.

Abg. Beilken (DIE LINKE)*): Sehr geehrte Frau
Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Das
Wochenende – um das noch einmal in Erinnerung
zu rufen – ist eine sozial wertvolle Freizeit. Warum
spricht man in der Fachwelt von der sozial wertvol-
len Freizeit? Weil es eine gemeinsame Freizeit und
die Möglichkeit ist, Zeit gemeinsam zu verbringen
und zu planen! Das ist heute wichtig, und das war
auch früher wichtig und wertvoll. Früher spielten re-
ligiöse Zusammenkünfte eine große Rolle, heute hat
auch das immer noch seinen Wert. Die Familie spielt
auch immer noch eine Rolle, auch dafür ist es wich-
tig, und auch bei der steigenden Individualisierung,
für den Bekanntenkreis und für die Freundschafts-
pflege, ist diese gemeinsame Zeit wichtig. Deswe-
gen ist das Wochenende überhaupt nicht unmodern,
sondern es hat einen Wert, sogar für das Individu-
um, um einmal auszusteigen aus der Betriebsamkeit
von Arbeit und Einkaufserledigungen und so wei-
ter. Das kennen wir doch alle selbst, also bitte, die
Wertschätzung des Wochenendes sollte erhalten
bleiben.

(Beifall bei der LINKEN)

Das sage ich gerade auch in die Richtung der CDU,
da würde ich eigentlich erwarten, dass Sie dafür Ver-
ständnis haben müssten.

Am Wochenende gibt es immer unvermeidliche
Arbeiten, typischerweise in Krankenhäusern, für die
öffentliche Sicherheit oder bei manchen großtech-
nischen Anlagen. In diesen Bereichen gab es immer
auch schon dann die Ausnahmen, und sie werden
auch weiterhin möglich sein. Bei Freizeit- und kul-
turellen Angeboten muss immer eine Güterabwägung
stattfinden. Das ist eigentlich völlig klar, und darum
geht es hier in dieser Situation um diese Güterab-
wägung.

Ich habe den Wert der gemeinsamen Freizeit am
Wochenende auf der einen Seite als ein hohes Gut
hier herausgestellt. Auf der anderen Seite gibt es sehr
wohl Argumente – Frau Krusche hat sie vorgetra-
gen –, weswegen man auch die Bibliotheksöffnung
am Wochenende als ein hohes Gut bezeichnen kann.
Ich akzeptiere das, man kann sagen, es ist ein kul-
turelles Angebot, ein Bildungsangebot und deswe-
gen sehr wertvoll. Nur, da geht es um die Abwägung,
und in dem Zusammenhang ist es doch wichtig – das
hat Herr Senkal angesprochen – zu sehen, man kann
Bücher auch in der Woche ausleihen und am Wochen-
ende lesen, also auf Vorrat ausleihen und dann die
Medien nutzen. Das geht beim Schwimmbad und beim
Museum nicht, man kann nicht auf Vorrat schwim-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

men gehen, und man kann auch nicht auf Vorrat ins
Museum gehen.

(Beifall bei der LINKEN und bei der SPD)

Bei den Medien aber bestehen solche Möglichkei-
ten, das ist einfach ein Unterschied, der in dieser Ab-
wägung eine Rolle spielt.

Wir haben das in der Fraktion ernsthaft erwogen
und gesagt, es ist zwar wünschenswert, aber das hohe
Gut des arbeitsfreien Wochenendes ist uns an der Stel-
le wertvoller. Bei den Anträgen der CDU kommt hinzu
– auch das wurde hier schon angesprochen –, dass
man den Verdacht haben muss, dass überhaupt das
Wochenende geopfert wird, dass für alles Mögliche
Öffnungszeiten beantragt werden, dass dann hier
ganz vordergründige und auch nicht einmal im Ein-
zelhandel in sich stimmige Argumente genutzt wer-
den, um bestimmte Meinungen zu bedienen. Dies
ist sehr bedauerlich, ist neoliberales Gedankengut,
das eigentlich überwunden werden sollte und bei dem
die CDU, sage ich einmal, an der Stelle bewahren-
der und konservativer sein sollte. Deswegen lehnen
wir die Anträge ab. – Danke!

(Beifall bei der LINKEN – Zurufe von der
FDP)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Liebe Kolleginnen und
Kollegen, ich würde gern die Debatte hier zu Ende
führen und glaube, wir schaffen das in einer Vier-
telstunde. Dann würde ich lieber erst nachmittags um
14.45 Uhr beginnen. Ich halte das im Moment für sinn-
voller. – Wenn es keinen Widerspruch gibt, können
wir so verfahren.

(Beifall)

Als nächster Redner hat das Wort Herr Bürgermeis-
ter Böhrnsen.

Bürgermeister Böhrnsen: Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Wenn der Antrag der CDU
heute so beschlossen würde, was wäre dann? Dann
dürfte, wenn das Gesetz ausgefertigt ist, die Direk-
torin der Stadtbibliothek am Sonntag um 13 Uhr die
Tür aufschließen, aber es dürfte kein Beschäftigter
dort arbeiten, auch nicht freiwillig. Warum? Weil wir
mit unserem Gesetz lediglich über die Sonntagsru-
he entscheiden, das ist das Bremische Sonn- und
Feiertagsgesetz. Wir entscheiden über die Sonntags-
ruhe, welche Arbeiten stattfinden dürfen. Herr Kau,
Sie schütteln mit dem Kopf, es ist mir bei Ihrer Rede
so ergangen, dass ich mich an solche Sponti-Sprü-
che erinnert habe, legal, illegal, das letzte Wort sage
ich jetzt nicht, sondern ich sage nur völlig egal dazu.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 17. Wahlperiode – 67. Sitzung am 19. 05. 10 5081

Ich muss einfach darauf hinweisen, wie die Lage ist.

(Abg. K a u  [CDU]: Freiwillige!)

Wenn Sie die Bibliothek nach dem Bremischen Sonn-
und Feiertagsgesetz am Sonntag um 13 Uhr aufschlie-
ßen dürfen, dann dürfen Sie keinen Beschäftigten dort
arbeiten lassen. Warum? Weil das Arbeitszeitgesetz
des Bundes in Paragraf 9 sagt, Arbeitnehmer dürfen
an Sonn- und gesetzlichen Feiertagen von 0 bis 24
Uhr nicht beschäftigt werden.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Freiwilli-
ge! Hören Sie doch einmal zu!)

Nein, Sie dürfen nicht beschäftigt werden, ehrenamt-
lich dürfen sie arbeiten.

(Zuruf von der CDU: Ja, genau!)

Ich rede davon, Sie dürfen keinen beschäftigt haben.
Sie dürfen ehrenamtlich beschäftigen, aber nicht ei-
nen Arbeitnehmer beschäftigen. Wir müssen auch
einmal klar stellen, worüber wir reden. Sie dürfen
die Stadtbibliothek am Sonntag dann ehrenamtlich
betreiben, aber nicht durch Beschäftigte der Stadt-
bibliothek.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Das
wollen wir!)

Jetzt ist doch die Frage, ob das, aller Polemik ent-
kleidet, eine Strategie ist, dass wir eine städtische
Bibliothek durch Ehrenamtliche betreiben lassen. Auf
diese Idee ist in Deutschland bislang niemand ge-
kommen, sondern man hat gesagt, der Schlüssel in
der Diskussion über diese Regelung liegt im Arbeits-
zeitgesetz. Das Arbeitszeitgesetz hat eine ganze Reihe
Ausnahmen: Sie können ins Museum gehen, im
Museum dürfen Menschen beschäftigt werden, im
Theater und bei Konzerten dürfen Menschen beschäf-
tigt werden, bei Bibliotheken nur, so sagt es das Ge-
setz, in wissenschaftlichen Präsenzbibliotheken. Das
mag man für richtig oder falsch halten, aber wenn
wir eine Lösung wollen, dann ist der Schlüssel das
Arbeitszeitgesetz. Der Schlüssel ist nur einer, der von
einem in die Hand genommen wird und von den
anderen nicht. Es gibt keine Bundesratsinitiative dazu,
und es sieht auch so aus, dass eine Bundesratsiniti-
ative dazu nicht erfolgreich sein kann und wird.

Die Kultusministerkonferenz hat im letzten Jahr
eine Länderumfrage durchgeführt, da haben Sie in
allen Ländern eine eigenartige Zweiteilung erlebt.
Die Kulturressorts sagen, wir haben eine gewisse
Sympathie dafür, und durchweg sagen die Arbeits-
und Sozialressorts Nein. Ich darf Ihnen einmal vor-
lesen, was Baden-Württemberg sagt.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Was hat
Bremen denn gesagt?)

Ich komme gleich dazu, ich sage Ihnen einmal, was
Baden-Württemberg sagt, „konkreter Bedarf nicht
erkennbar, Ausnahmen könnten kontraproduktive
Wirkung haben, insbesondere würden Videotheken
einen Ausnahmetatbestand beanspruchen“. Bayern
sagt, „Gefahr der Aushöhlung des Sonn- und Feier-
tagsschutzes, da Änderung Signalwirkung haben könn-
te“. Es geht so weiter bis Saarland, Thüringen, fast
alle unionsregierten Länder. Wenn Sie auf Hessen
verweisen, auch Hessen hat keine Bundesratsiniti-
ative unternommen, sondern Hessen hat sich auf eine
absolute Mindermeinung in der juristischen Litera-
tur stützend gesagt, uns interessiert das Arbeitszeit-
gesetz an diesem Punkt nicht so richtig, sondern wir
subsumieren das einmal unter einer anderen Aus-
nahme im Arbeitszeitgesetz, nämlich der für Freizeit-
und Vergnügungseinrichtungen. Das wird von der
Rechtsprechung nicht als gangbarer Weg angesehen.

Das ist die Debatte, die im Arbeitszeitrecht zu füh-
ren ist. Warum haben sich die Arbeits- und Sozial-
ressorts überwiegend, soweit sie sich geäußert ha-
ben, ausschließlich dafür ausgesprochen, an diese
Norm nicht zu gehen? Der Grund dafür ist in der Tat,
dass man befürchtet, es gibt so etwas wie einen Damm-
bruch in diesem Bereich. Die Ausnahmen mögen nicht
stringent sein, es ist in der Tat wahrscheinlich nur
historisch zu begründen, warum wissenschaftliche
Präsenzbibliotheken am Sonntag Arbeitnehmer be-
schäftigen dürfen, und warum das bei öffentlichen
Bibliotheken nicht der Fall sein darf. Aber dahinter
steht natürlich die große Frage, wie wir den Ausgleich
zwischen Arbeitnehmerinnen- und Arbeitnehmerin-
teressen einerseits und dem, was andererseits als
gewisser Trend in der Öffentlichkeit gesehen wird,
den Sonntag eben auch für andere Dinge zu nutzen,
organisieren. Dieser Ausgleich muss in dem Rahmen
stattfinden.

Bremen – das haben wir in der Kulturdeputation,
Herr Kau, nun lange erörtert, wir beschäftigen uns
ja nicht erst seit heute damit – wird jenseits der Fra-
ge, ob man das für richtig oder falsch hält, eine Bun-
desratsinitiative nur dann ergreifen, wenn sie irgend-
eine Aussicht auf Erfolg hat, und sie wird keine ha-
ben. Hamburg hat es nicht unternommen.

Der Schlüssel mag ja sein, wenn Sie Ihre Bundes-
arbeitsministerin bewegen könnten, auf diesen Zug
aufzusteigen und das als Thema anzugehen. Ange-
kündigt hat das Bundes- und Sozialarbeitsministe-
rium, darüber jedenfalls eine Debatte zu führen. Ich
bin dafür, eine Debatte – nicht nur eine politische,
sondern auch eine gesellschaftliche – darüber zu füh-
ren, wie wir diesen Ausgleich hinbekommen. Ich glau-
be übrigens nicht an ideologische Lösungen, weder
in der einen, noch in der anderen Richtung, sondern
es wird immer einen Ausgleich, ein Abwägen geben
müssen. Wir haben auch in der Debatte über das „Me-
diterraneo“ gespürt, dass es immer eine sehr kon-
krete Frage ist, mit der wir uns beschäftigen müs-
sen.
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Da bin ich bei dem Punkt, was wir konkret haben.
Wir haben in der Kulturdeputation und im Dialog mit
der Leitung der Stadtbibliothek – und im Dialog
übrigens auch mit den Beschäftigten der Stadtbibli-
othek – ja einen Kompromiss, den Sie nicht als aus-
reichend betrachten mögen, gefunden, in dem wir
gesagt haben, wir wollen analog zu den Sonntags-
öffnungszeiten, die wir zum Ladenschluss geregelt
haben, auch für die Stadtbibliothek etwas machen.
Das heißt, vier Mal im Jahr in der Innenstadt, in der
Zentrale, und zwei Mal außerhalb, also in den De-
pendancen der Stadtbibliothek. Ich halte dies in der
gegebenen Situation für einen vernünftigen Kompro-
miss, der, wie gesagt, alle mitnimmt, Beschäftigte,
Leitung und sicherlich auch die Nutzer mit ihren je-
weiligen Interessen.

Deswegen, was soll die Polemik an dieser Stelle?
Lassen Sie uns über die Dinge reden, die möglich sind!
Ansonsten freue ich mich darauf, dass wir viele wei-
tere Bürgerschaftsdebatten über Kultur halten kön-
nen, weil Sie sich das ja zum Ziel genommen haben.
Wie gesagt, bei mir findet das Begeisterung, aber ich
bin sicher, wir werden am Ende sehen, wer da ge-
winnt und wer nicht. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als Nächster erhält
das Wort der Abgeordnete Kau.

Abg. Kau (CDU): Frau Präsidentin, meine Damen
und Herren! Herr Böhrnsen, es geht mir nicht dar-
um, ob Sie gewinnen oder ich gewinne, es geht mir
darum, dass die Einrichtungen gewinnen und dass
Bürger, Kinder und Jugendliche und wenige – leider
wenige – Kultur- und Bildungsinteressierte Zugang
zu Einrichtungen haben, von denen wir glauben, dass
sie ein besseres Angebot darstellen als das Ausleihen
irgendwelcher dummen Videos in Videotheken oder
von irgendwelchen Tankstellenangeboten. Ich glau-
be, dass die Gewinner einer solchen Debatte nur die
Bürgerinnen und Bürger und die Bildungsinteressierten
sein können.

(Beifall bei der CDU)

Der Wunsch nach Sonntagsöffnung ist eindeutig
belegt, Sie kennen diese ganzen Zahlen von Frau
Lison. Wir hatten ein Vielfaches an Besuchen an Sonn-
tagen, wir hatten 1 000 Besucher, das waren im Durch-
schnitt 200 Besucher pro Stunde, wir hatten 800 Ent-
leihungen und so weiter, und das war weitestgehend
freiwillig organisiert. Ich würde mich persönlich dafür
verbürgen, dass wir es gemeinsam mit Frau Lison
schaffen, dies ehrenamtlich zu organisieren so wie
viele ehrenamtliche Dinge auch in der Kunsthalle
funktionieren, das muss nicht ausschließlich mit Ar-
beitnehmern stattfinden.

(Beifall bei der CDU)

Ich möchte einmal meine ausdrückliche Sympa-
thie, aber auch meinen Respekt, Frau Krusche, Ih-
nen gegenüber äußern, und ich wäre persönlich ein
bisschen traurig, wenn Sie mich als „blasiert“ bezeich-
nen. Ich finde Ihre Abwägung sehr ordentlich vor-
getragen und finde es sehr mutig, dass Sie in einer
Debatte innerhalb der Koalition eine eigene Meinung
vertreten, und dafür habe ich vollsten Respekt. Von
daher kann ich das, was Sie gesagt haben, weitest-
gehend nur unterstützen.

Das, was Herr Beilken von sich gegeben hat, ist
nicht der Rede wert. Zur Aussage des Herrn Senkal
möchte ich noch Folgendes anmerken: Herr Senkal,
ich betrachte die Kombination von Konsum, Kommerz
und verkaufsoffenen Geschäften mit dem Zugang zur
Stadtbibliothek zwar als einen anfänglichen Kom-
promiss, aber nicht als die glückliche, endgültige
Lösung. Ich bin viel in Städten unterwegs – ich habe
eine Tochter, die in Hamburg studiert, eine in Ber-
lin, eine in München –, und bei diesen Sonntagen,
die man da gestaltet, geht es immer um die Frage,
wohin man geht, weil man ja nicht im Hotelzimmer
sitzen will. Da sind gerade die Kultureinrichtungen
als Treffpunkte, wo Menschen hinkommen können,
wo etwas angeboten wird, wo man sich bilden kann,
wo man etwas erleben kann, wichtiger als irgend-
welche Einkaufstempel.

Abschließend aber zur politischen Bewertung, Herr
Böhrnsen! Sie haben das Thema jetzt im dritten
Kalenderjahr als Dauerbrenner laufen lassen. Sie
haben Formalien geschildert, aber ich kann den
politischen Willen nicht erkennen, dass Sie der Bil-
dung in dieser ernsten Güterabwägung wirklich
Vorrang einräumen wollen. Das wäre Ihre Aufgabe!

(Beifall bei der CDU)

Die Parteitaktik hat Herr Brandt hier in diesem
Artikel im „Weser-Kurier“ sehr anschaulich dekuv-
riert, da ist ja die Verhindererrolle ziemlich klar be-
schrieben worden. Ich glaube schon, dass dies eine
gewisse Blockadehaltung ist. Denn das, was Sie uns
als Auftrag mitgeben, in den Bundesrat zu gehen und
andere zu überzeugen, das wäre eigentlich Ihre ur-
eigenste Aufgabe, zumal Sie die Präsidentschaft in-
nehaben! Von daher zeigt mir der bloße Zeitablauf
erneut die dilatorische Behandlungsweise eines blo-
ßen Verwalters, dem anpackender Gestaltungswil-
le wahrnehmbar fehlt. Das in einen Topf zu werfen
mit kommerzieller Sonntagsöffnung, finde ich un-
glücklich.

Zusammenfassend: Wir haben ein verändertes Nut-
zerverhalten, das wir im Einklang mit anderen Kul-
tureinrichtungen sehen müssen. Wir schließen, wie
Herr Röwekamp zu Recht sagt, auch nicht die Mu-
seen deswegen, weil man dort nichts ausleihen kann,
das ist ein ganz dummes Argument. Wir haben die
Kirchen auf unserer Seite, wir sprechen von einer
Nachmittagsöffnung von 13 bis 18 Uhr, da sind kirch-
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licher Gottesdienst, Ausschlafen und alles andere
schon bewerkstelligt, und es soll ja eine Möglichkeit
sein zu öffnen, kein Muss, also eine Freiwilligkeit.

Hier hätten, Herr Böhrnsen, sich viele Bremer Bibli-
otheksnutzer wie Familien, Alleinerziehende, Schei-
dungseltern, Kinder und Jugendliche einen mutigen
Kultursenator gewünscht, der ihnen diese nützliche
Barrierefreiheit endlich einmal relativ einfach hätte
ermöglichen können.

Unser Antrag ist Ausdruck eines breiten Konsen-
ses, dem Sie sich bisher nachhaltig verweigert ha-
ben. Das hat das Buch mit seiner nachhaltigen Wert-
schätzung in Zeiten neuester Medien, das haben in-
teressierte Leser, das hat die sehr vorbildliche Stadt-
bibliothek meines Erachtens nicht verdient.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Als Erstes lasse ich über den Gesetzesantrag in
erster Lesung abstimmen.

Wer das Gesetz zur Änderung des Bremischen Ge-
setzes über die Sonn- und Feiertage mit der Druck-
sachen-Nummer 17/1169 in erster Lesung beschlie-
ßen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür CDU, FDP und Abg.
T i m k e  [BIW])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen
und DIE LINKE)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt das
Gesetz in erster Lesung ab.

 Damit unterbleibt gemäß Paragraf 35 Satz 2 der
Geschäftsordnung jede weitere Lesung.

Jetzt lasse ich über den Antrag der Fraktion der
CDU mit der Drucksachen-Nummer 17/355 abstim-
men.

Wer dem Antrag der Fraktion der CDU mit der
Drucksachen-Nummer 17/355 seine Zustimmung ge-
ben möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür CDU, FDP und Abg.
T i m k e  [BIW])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen
und DIE LINKE)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von
der  Mitteilung  des  Senats,  Drucksache  17/1166,
Kenntnis.

Ich unterbreche die Sitzung der Bürgerschaft (Land-
tag) bis 14.45 Uhr.

(Unterbrechung der Sitzung 13.14 Uhr)

*
Präsident Weber eröffnet die Sitzung wieder um 14.46
Uhr.

Präsident Weber: Ich eröffne die unterbrochene
Sitzung der Bürgerschaft (Landtag).

Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht herz-
lich eine Gruppe interessierter Bürgerinnen und
Bürger aus Bremen-Nord! Herzlich willkommen!

(Beifall)

Interfraktionell wurde vereinbart, den Tagesord-
nungspunkt sieben, Viertes Gesetz zur Bereinigung
des Bremischen Rechts, vor Tagesordnungspunkt
sechs, Kulturwirtschaftsbericht für Bremen, aufzuru-
fen. Außerdem wurde nachträglich vereinbart, die
miteinander verbundenen Tagesordnungspunkte 17,
18, 38 und 39, es handelt sich hierbei um den Perso-
nalbericht 2009, auszusetzen.

Wir setzen die Tagesordnung fort.

Wahl eines Vizepräsidenten/einer Vizepräsidentin
des Rechnungshofs

Antrag der Fraktionen der CDU, DIE LINKE und
der FDP

vom 28. April 2010
(Drucksache 17/1282)

Wir verbinden hiermit:

Wahl eines Vizepräsidenten/einer Vizepräsidentin
des Rechnungshofs der Freien Hansestadt Bremen

Mitteilung des Vorstands der
Bremischen Bürgerschaft

vom 4. Mai 2010
(Drucksache 17/1285)

Die Wahlvorschläge sind in der Mitteilung des
Vorstands der Bremischen Bürgerschaft enthalten.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.
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Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Röwekamp.

Abg. Röwekamp (CDU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Mit einem gemein-
samen Antrag der Opposition haben wir heute die
Wahl des Vizepräsidenten oder der Vizepräsidentin
des Rechnungshofs auf die Tagesordnung gesetzt. Wir
haben dies getan, nachdem die Bewerberinnen und
Bewerber aufgefordert waren, bis zum 23. Novem-
ber des letzten Jahres ihre Bewerbung abzugeben,
und nachdem in zahlreichen Gremien unterschied-
lich intensiv beraten und am Ende doch ein gemein-
samer Personalvorschlag entgegen allen bisherigen
Vorschlägen, wenn es um Wahlen zum Landesrech-
nungshof ging, nicht unterbreitet werden konnte. Die
ausgeschriebene Position ist zudem seit dem 1. Mai
dieses Jahres vakant, und die CDU-Bürgerschafts-
fraktion ist der Auffassung, dass die Stelle zügig,
umgehend und auch kompetent und sachgerecht
besetzt werden muss.

Ich will nicht mehr viel und lange über das bishe-
rige Verfahren und die gegenseitige Blockade der
Regierungskoalitionsfraktionen sagen. Ich will uns
nur allen gemeinsam empfehlen, in Zukunft zu dem
altbewährten Verfahren zurückzukehren, wonach
Vorstand und Rechnungsprüfungsausschuss die Be-
werbungsunterlagen sichten und bewerten und da-
nach dem Parlament einen Personalvorschlag unter-
breiten. Ich halte es für falsch, dass der Vorstand der
Bremischen Bürgerschaft Ihnen und uns gemeinsam
heute zwei Wahlvorschläge unterbreitet. Ich halte das
deswegen für falsch, weil sich nicht alle Abgeord-
neten der Bremischen Bürgerschaft in gleicher Weise
wie die Mitglieder im Rechnungsprüfungsausschuss
und im Vorstand der Bremischen Bürgerschaft einen
voll umfänglichen Überblick über die Bewerberla-
ge machen konnten.

Am Montag haben sich bei uns in der Fraktion, wie
in den anderen Fraktionen auch, die beiden vom
Vorstand jetzt in die engere Wahl gezogenen Bewer-
ber vorgestellt. Im Rechnungsprüfungsausschuss
haben sich mehrere Bewerberinnen und Bewerber
vorgestellt. Ich glaube, ein Gremium, das 83 Mitglie-
der umfasst, ist das falsche Gremium, um Vorstellungs-
gespräche zu führen und Personalauswahlentschei-
dungen zu treffen. Für die CDU-Bürgerschaftsfrak-
tion wünsche ich mir daher, dass wir in Zukunft wieder
dazu kommen, in einem geregelten, zügigen und
ordentlichen Verfahren eine geeignete Vorauswahl
der Bewerberinnen und Bewerber zu treffen und dann
hier im Parlament darüber zu verabreden.

(Beifall bei der CDU)

Die CDU-Bürgerschaftsfraktion hat Ihnen gemein-
sam mit der FDP-Bürgerschaftsfraktion vorgeschla-
gen, Herrn Detlef Meyer-Stender die Aufgabe als
Vizepräsident des Rechnungshofs zu übertragen. Ich

will an dieser Stelle nur in wenigen kurzen Sätzen
begründen, weshalb wir zu diesem Vorschlag gekom-
men sind, den die Mitglieder der CDU-Bürgerschafts-
fraktion am Montag einstimmig beschlossen haben.
Wir glauben, dass die beiden vom Vorstand vorge-
schlagenen Bewerber im Prinzip die Anforderungen
der Ausschreibung erfüllen. Ich will auch in Anbe-
tracht der öffentlichen Debatte ausdrücklich sagen,
dass für die CDU-Bürgerschaftsfraktion weder die
Mitgliedschaft in einer anderen Partei noch die vor-
malige Zugehörigkeit zu einem Parlament ein Aus-
schlusskriterium für die Auswahl eines Mitglieds des
Rechnungshofs sind.

(Beifall)

Das bedeutet für uns im Ergebnis, dass niemand
wegen seiner Zugehörigkeit zum Parlament oder we-
gen seiner Mitgliedschaft in einer Partei einen Nach-
teil in solchen Auswahlverfahren haben darf. Das be-
deutet umgekehrt aus Sicht der CDU-Bürgerschafts-
fraktion aber gleichermaßen, dass niemand aus der
Mitgliedschaft in einer Partei oder aus der vormali-
gen Zugehörigkeit zum Parlament in einem solchen
Auswahlverfahren einen Vorteil haben darf. Deswe-
gen haben wir ohne Ansehung dieser beiden Fak-
toren die Bewerberinnen und Bewerber gemeinsam
in den Gremien, dann aber auch am Montag in der
Fraktion bewertet.

Wir sprechen uns deswegen für Herrn Meyer-Sten-
der aus, weil wir glauben, dass er aufgrund seiner
bisherigen beruflichen Tätigkeit am ehesten die Eig-
nung für die ausgeschriebene Stelle beibringt und
dass er von den beiden verbleibenden Bewerbern
über zusätzliche Qualifikationen verfügt, die für die
Auswahlentscheidung bei uns ganz wesentlich sind.

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren, wir suchen heute nicht einen Vizepräsidenten
oder eine Vizepräsidentin für diese Aufgabe, die im
Wesentlichen repräsentative Aufgaben wahrnimmt
oder jemanden, der die Arbeit des Rechnungshofs
selbst überprüft, sondern wir suchen jemanden, der
auch operativ Prüfungsleistungen im Kollegium des
Rechnungshofs erbringen kann. So lautet die Aus-
schreibung; derjenige, der heute ausgewählt werden
wird, wird Mitglied des Kollegiums des Rechnungs-
hofs sein und an dieser ganz entscheidenden Stelle
auch bei der Kontrolle der Regierung darauf zu achten
haben, sich auch persönlich für die Ordnungsmäßig-
keit der Buchführung, wenn man das so sagen darf,
und für die Einhaltung von Recht und Gesetz durch
den Senat zu engagieren.

Diese Aufgabe setzt eine besondere berufliche
Qualifikation voraus, die die Ausschreibung in zwei-
erlei Stufen geregelt hat. Zum einen soll es entwe-
der ein Jurist oder jemand mit Befähigung zum hö-
heren Verwaltungsdienst und da mit zwei gewünsch-
ten Studienabschlüssen sein, zum anderen sollte es
jemand sein, der aus unserer Sicht auch schon über
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praktische Erfahrungen der Rechnungsprüfung ver-
fügt. Herr Meyer-Stender war zehn Jahre lang beim
Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg
als Abteilungsleiter beschäftigt. Er hat zehn Jahre
lang von seiner bisherigen dreißigjährigen berufli-
chen Tätigkeit im öffentlichen Dienst in ganz unter-
schiedlichen Funktionen bereits Aufgaben der Rech-
nungsprüfung in einem Rechnungshof wahrgenom-
men. Deswegen ist er im Gegensatz zur weiteren Mit-
bewerberin aus unserer Sicht in besonderer Weise
geeignet, diese Aufgabe auch in den nächsten Jah-
ren beim Rechnungshof der Freien Hansestadt Bre-
men wahrzunehmen und aufgrund seiner leitenden
Tätigkeit beim Rechnungshof Hamburg auch die
zusätzliche Aufgabe der Abwesenheitsvertretung der
Präsidentin wahrzunehmen. Das ist für uns als CDU-
Bürgerschaftsfraktion das entscheidende Kriterium
gewesen.

Das ist keine Benachteiligung der Mitbewerberin,
sondern aus unserer Sicht ein Qualifikationsvorteil
des Mitbewerbers. Deswegen empfehlen wir Ihnen
als CDU-Bürgerschaftsfraktion, Herrn Meyer-Sten-
der die Aufgabe des Vizepräsidenten des Rechnungs-
hofs zu übertragen. Wir hätten uns gewünscht, dass
wir das nach Freigabe der Abstimmung und der Auf-
hebung der Fraktion-Solidarität, wie Herr Kollege
Tschöpe das geschrieben hat, heute in einer gemein-
samen offenen Abstimmung auch hätten dokumen-
tieren können, weil durch die von den Fraktionen der
SPD und Bündnis 90/Die Grünen beantragten gehei-
men Abstimmung der Eindruck entstehen kann, als
ob hier doch anders als angekündigt die Disziplin
ausgeübt werden soll. Wir werden als CDU-Bürger-
schaftsfraktion unseren Wahlvorschlag geschlossen
unterstützen. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Erlanson.

Abg. Erlanson (DIE LINKE)*): Sehr geehrter Herr
Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Wir
haben, wie Herr Röwekamp es soeben geschildert
hat, gemeinsam mit der Opposition den Antrag ein-
gebracht, diese Personalie hier zu behandeln. Wir
haben dies insbesondere getan, damit der Versuch
der Landtagsmehrheit von Rot-Grün, ihren offenen
Streit bis zur Wahl nach dem nächsten Jahr unter den
Teppich zu kehren, öffentlich wird und damit vor allen
Dingen auch die weitere Beschädigung der Institu-
tion des Rechnungshofs und der in der Öffentlich-
keit diskutierten Personen ein Ende nimmt.

Wir sind der Meinung, dass das heutige Verfah-
ren insgesamt, wie es jetzt nun einmal verlaufen ist,
kein Ruhmesblatt für das Parlament und auch nicht
für die Koalitionsfraktionen darstellt. Ich denke, den
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

offenen Streit innerhalb der Koalition um diese per-
sonellen Fragen kann es geben; das gibt es auch
immer öfter zwischen Rot-Grün hier in Bremen. Wir
sind aber einfach der Auffassung, dass personelle
Maßnahmen dabei große Gefahr laufen, nicht mit dem
genügenden Respekt behandelt zu werden. Aus un-
serer Sicht, so wie das eigentliche Verfahren gewe-
sen ist, es handelt sich um eine Besetzung von zwar
auch sehr hoch angesiedelten Verwaltungsstellen,
muss man sich darauf einigen – dafür gibt es Aus-
schreibungsrichtlinien, dafür gibt es Kriterien –, wel-
che Qualifikationen die jeweiligen Bewerberinnen
und Bewerber haben sollen, und dann bildet man
dafür, wie es auch in dem Fall gewesen ist, eigene
Ausschüsse, die diese Personalien auch mit der ent-
sprechenden Verschwiegenheit behandeln.

Auf diese Ausschreibung haben sich 36 Personen
beworben, wenn ich das richtig sehe. Es sind natür-
lich auch immer Personen dabei, die möglicherweise
zurzeit noch woanders beschäftigt sind. Von daher
gelten, denke ich, natürlich die Vertraulichkeit der
Daten und nicht die Behandlung in der Öffentlich-
keit.

(Beifall bei der LINKEN)

Es ist unsere Meinung, dass das auch weiterhin
Grundlage solcher Verfahren sein sollte, und aus
diesem Grund halten wir eine öffentliche Diskussi-
on, wie sie jetzt stattgefunden hat, nicht für besonders
hilfreich. Wir finden auch – und das sind die zwei
Stellungnahmen, die ich für DIE LINKE dabei abge-
ben möchte –, zum einen können wir feststellen, dass
es in dem Fall keine Frage der Quote ist; es geht also
nicht um die Entscheidung Mann oder Frau, weil wir
auch beispielsweise eine Frau als Präsidentin haben,
von daher ist die Quote in diesem Fall hier nicht in
Ausschlag zu bringen. Zum anderen, Herr Röwekamp
hat kurz darauf hingewiesen, weiß ich nicht, wie ehr-
lich das nun wirklich gemeint war. Wir als LINKE
verurteilen sehr eine Diskussion, die über den nor-
malen personellen Rahmen von Bewerbern und ihre
Qualifikation hinausreicht. Die Frage ist einfach, ob
es in Zukunft nicht mehr möglich sein soll, dass Bür-
gerschaftsabgeordnete Ämter in der Verwaltung
besetzen können, bloß weil sie einer Fraktion oder
der Bürgerschaft angehört haben. Ich finde, das ist
ein Unding, das ist aus unserer Sicht nicht korrekt.

(Beifall bei der LINKEN)

Die LINKE wird also, das ist mein Fazit, aus Re-
spekt vor der Institution Rechnungshof und aus Rück-
sichtnahme auf die öffentlich diskutierten Kandida-
ten und natürlich auch in der Erkenntnis – denn wir
waren ja in diesem Auswahlprozess vertreten –, dass
beide Personen den Aufgaben im Rechnungshof wohl
gleichwertig gewachsen sein werden, für unsere Mit-
glieder der Fraktion die Abstimmung freigeben. Wir
werden deshalb auch nicht an der weiteren Debat-
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tenrunde in dieser Frage teilnehmen, weil wir den-
ken, dass auch dabei nichts Positives mehr heraus-
kommen kann, außer einer weiteren Beschäftigung
des Rechnungshofs und der Personen. Aus diesem
Grund geben wir die Abstimmung frei. – Danke!

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Woltemath.

Abg. Woltemath (FDP): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Es ist noch gar nicht so lange her,
da haben wir die Präsidentin des Rechnungshofs
gewählt, und wir waren damals in diesem Hause recht
stolz darauf, dass wir das in einem sehr geordneten
und wohlfeilen Verfahren geschafft hatten. Dieses
jetzige Verfahren hatten wir genauso eingeleitet und
sind auch relativ weit gekommen, und es war nicht
der Rechnungsprüfungsausschuss, wenn ich das kor-
rigieren darf, sondern ein Unterausschuss des Rech-
nungsprüfungsausschusses, der dieses Auswahlver-
fahren geführt hat. Auch in diesem Unterausschuss
haben wir wieder sehr vertrauensvoll und vertrau-
lich zusammengearbeitet, und wir hatten seinerzeit,
ich habe für die FDP daran teilgenommen – zu Herrn
Meyer-Stender, den wir unterstützen, kann ich in
weiten Zügen den Ausführungen des Kollegen Rö-
wekamp folgen und mich dem auch anschließen –,
unsere Entscheidung in diesem Unterausschuss schon
getroffen, und dann begann erst die öffentliche De-
batte darüber.

Ich will jetzt nicht weiter darauf eingehen, wie diese
öffentliche Debatte begonnen hat. Ich finde, wir stim-
men heute darüber ab, und deshalb haben wir die-
se Initiative als Opposition ja auch mit unterstützt.
Wir wollen nicht, dass es noch weiter eine Hänge-
partie gibt und dass Personen und das Amt des Rech-
nungshofs eventuell dadurch und infolge von wei-
teren öffentlichen Debatten beschädigt werden.

(Beifall bei der FDP)

Deshalb finde ich es zunächst einmal gut, dass es
heute eine Entscheidung gibt. Ich finde es aber scha-
de, dass wir uns nicht einigen konnten, denn so weit
waren wir eigentlich gar nicht auseinander, das war
mein Eindruck in vielen Diskussionen. Ich muss be-
kennen, dass die öffentliche Debatte am Schluss teil-
weise sehr quer und durcheinandergelaufen ist, aber
es darf natürlich keinem ein Nachteil daraus entste-
hen, dass er in einer Partei und einer Fraktion war
und dort mitgearbeitet hat, das muss man eigentlich
gar nicht ausdrücklich erklären.

Ich glaube, es hat noch ein paar mehr Bewerber
gegeben, die auch hochqualifiziert waren. Wir hat-
ten eine sehr breite Bewerberlage, und es war gar
nicht so einfach, dann bestimmte Bewerber heraus-
zufiltern. Daran kann man sehen, wie attraktiv Bre-

men und auch der Rechnungshof als Arbeitsplatz sind.
Es ist ja nicht so, dass sich hier keine Leute bewor-
ben haben. Am Ende des Tages ist es schade – wir
haben am Montagabend auch noch mit den beiden
Kandidaten zusammengesessen –, aber man muss
eine Entscheidung treffen, und wenn man gute Kan-
didaten hat, wird man sich gegen einen Kandidaten
und für einen anderen Kandidaten aussprechen.

Wir  sprechen  uns  eindeutig  für  Herrn  Meyer-
Stender aus, weil ich überzeugt bin – und das war
für mich in dem gesamten Verfahren der entschei-
dende Punkt –, dass er sehr umfangreiche Fähigkeiten
für Tätigkeiten im Bereich des Rechnungshofs mit-
bringt, aber auch an der Schnittstelle zur Politik
gearbeitet hat. Das Amt der Vizepräsidentin oder des
Vizepräsidenten ist aber nun kein in dem Sinne po-
litisches Amt, und deshalb ist es für mich wichtig, dass
jemand, der in dieser Funktion sitzt, zum einen weiß,
wie Politik funktioniert und nicht nur jemand ist, der
eine ganz normale Behördenkarriere durchlaufen hat,
zum anderen aber auch sehr wohl weiß, wie es im
Rechnungshof aussieht.

Deshalb, ich kann mich kurzfassen, unterstützen
wir den Wahlvorschlag für Herrn Meyer-Stender und
bitten – eigentlich muss ich das nicht sagen – die Mehr-
heit des Hauses, diesem Vorschlag zu folgen. – Ich
bedanke mich für die Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der FDP)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (parteilos): Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Ich werde Herrn
Meyer-Stender für die Position des Vizepräsidenten
des Rechnungshofs aus folgenden Gründen mit wäh-
len: Herr Meyer-Stender kann schon seit vielen Jahren
entsprechende Erfahrungen, die ihn für das Amt als
Vizepräsidenten des Rechnungshofs qualifizieren, vor-
weisen und hat diese in leitender Funktion beim Ham-
burger Rechnungshof schon deutlich unter Beweis
gestellt. Insofern ist Herr Meyer-Stender für dieses
Amt mehr als hochqualifiziert, was man bei Frau Wie-
demeyer nicht gerade sagen kann, ich würde sogar
behaupten – nun hören Sie genau zu! –, dass eine
Wahl von Frau Wiedemeyer das bis jetzt gute Anse-
hen des Bremer Rechnungshofs bundesweit sehr stark
beschädigen würde,

(Unruhe bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen – Abg. Frau B u s c h  [SPD]:

Jetzt sind die Grenzen erreicht!)

und das wollen wir doch alle nicht! Nun bleiben Sie
doch ruhig! Habe ich wieder den Nerv getroffen?

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Ja, das
haben Sie absolut!)
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Habe ich wieder die Wahrheit gesagt?

Es geht jetzt erst richtig los! Meine Damen und
Herren, eine solche altbekannte SPD-Versorgungs-
postenschieberei für altgediente, gescheiterte, soge-
nannte Zwölfer-Genossinen und -Genossen mache
ich nicht mit!

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Herr Präsi-
dent, da müssen Sie eingreifen!)

Da sollten Sie genau zuhören! Darüber hinaus hat
Frau Wiedemeyer meines Erachtens überhaupt kei-
nerlei fachliche Voraussetzung

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Pfui! Schä-
men Sie sich!)

und auch keine dementsprechende Erfahrung, um
dieses Amt fach- und sachgerecht ausüben zu kön-
nen.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Wenn Sie über Qualifikation re-

den, da kennen Sie sich aus!)

Sie hat meines Erachtens auch in einer Funktion eines
Bremer Sportvereins nicht einmal diesen im Griff ge-
habt.

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Es ist ja un-
glaublich, was Sie da von sich geben!)

Ich gehe darauf nicht näher ein!

Meine Damen und Herren, es reicht meiner Mei-
nung nach eben nicht aus, als einzige Qualifikation
vielleicht nur das richtige Parteibuch zu haben. Dazu
gehört schon etwas mehr! Und wenn Herr Tschöpe
als SPD-Fraktionschef im Interview großspurig be-
hauptet, die SPD steht klar zur Bestenauslese, dann
kann ich nur sagen, wenn Frau Wiedemeyer zu den
Besten gehört – Frau Busch, nun hören Sie gut zu! –,
dann gute Nacht, liebe SPD! Dann wäre das eine
eindeutige personelle Bankrotterklärung und ein Ar-
mutszeugnis Ihrer SPD.

(Zurufe von der SPD: Frechheit! Unver-
schämtheit!)

Ja, ich weiß, Wahrheit tut weh!

Wir können es uns überhaupt nicht erlauben, dass
durch eine solch plumpe, durchschaubare, altbewähr-
te Parteienpostenschieberei die Würde, der gute Ruf
und das Ansehen des Bremer Rechnungshofs auf im-
mer und ewig beschädigt werden würde.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Der Einzige, der das Parlament hier

beschädigt, sind Sie!)

Für mich als demokratischer, parteiloser Abgeord-
neter zählt wirklich nur die Bestenauslese, und das
ist nun einmal eindeutig Herr Meyer-Stender. – Ich
danke Ihnen!

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Timke.

Abg. Timke (BIW): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Wir werden heute eine Vizepräsiden-
tin oder einen Vizepräsidenten des Rechnungshofs
der Freien Hansestadt Bremen wählen. Aus den ur-
sprünglich 36 Bewerberinnen und Bewerbern für die
ausgeschriebene Position hat uns der Bürgerschafts-
vorstand zwei Kandidaten vorgeschlagen, nämlich
Frau Wiedemeyer und Herrn Meyer-Stender. Ich wer-
de heute Herrn Meyer-Stender wählen, denn nach
den mir vorliegenden Unterlagen ist er der fachlich
geeignetere Kandidat für dieses Amt. Der ausschlag-
gebende Grund für meine Entscheidung ist die Tat-
sache, dass Herr Meyer-Stender bereits 10 Jahre in
leitender Funktion beim Landesrechnungshof Ham-
burg tätig war. Damit verfügt er nicht nur über die
notwendige Qualifikation, sondern bringt auch Pra-
xiserfahrung mit, um dieses wichtige Amt optimal
auszuführen.

Meine Damen und Herren, es liegt natürlich in der
Natur der Sache, dass die verschiedenen Fraktionen
und Einzelabgeordneten im Parlament unterschied-
liche Auffassungen in der Frage haben, wer denn der
oder die Beste für die ausgeschriebene Stelle ist. Das
haben wir bereits im vergangenen Jahr erlebt, als
dieses Parlament die Führungsspitze des Rechnungs-
hofs neu gewählt hat. Ich habe damals einen eige-
nen Kandidaten aus den eingegangenen Bewerbun-
gen vorgeschlagen, Sie erinnern sich, und das nicht
nur mit der fachlichen Qualifikation des Kandidaten,
sondern auch mit der notwendigen Parteiferne, die
für dieses Amt unabdingbar ist, begründet, denn wer
als unabhängige Instanz eine öffentliche Finanzkon-
trolle durchführen will, darf nicht im Verdacht einer
parteilichen Abhängigkeit stehen. Die Mehrheit des
Parlamentes hat das allerdings anders gesehen und
eine den Grünen nahestehende Kandidatin gewählt.

Genauso verhält es sich jetzt bei der Besetzung der
Vizepräsidentin oder des Vizepräsidenten des Rech-
nungshofs. Auch da halte ich es für sehr wichtig, dass
die Stelleninhaberin oder der Stelleninhaber die not-
wendige Distanz zu den Parteien hat, um in diesem
Amt nicht einmal ansatzweise in den Verdacht einer
Interessenskollision zu kommen. Schon gar nicht darf
es sein – das sage ich hier auch ganz deutlich in Rich-
tung der SPD-Fraktion-, dass der Rechnungshof der
Freien Hansestadt Bremen immer mehr zu einem gut
dotierten Parkplatz für verdiente Parteimitglieder
wird.

(Zuruf von der SPD: Was heißt denn
immer mehr?)
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Diese Praxis ist nicht nur schädlich für die Demo-
kratie, sondern sie läuft auch der Funktion des Rech-
nungshofs als unabhängige Instanz der Finanzkon-
trolle zuwider, die allein dem Gesetz unterworfen sein
darf. Deshalb werde ich, wie bereits angekündigt,
Herrn Meyer-Stender wählen.

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Tschöpe.

Abg. Tschöpe (SPD): Herr Präsident, sehr geehr-
te Kolleginnen und Kollegen! Als die Debatte mit den
Kollegen Röwekamp und Woltemath angefangen hat,
habe ich gedacht, das ist eine Ebene, auf der man
sich hier in der Tat austauschen kann. Nach den
beiden darauffolgenden Redebeiträgen kann ich nur
mein Befremden darüber zum Ausdruck bringen, dass
Sie zum einen nicht lesen können, zum anderen sich
in ungehöriger Art und Weise über meine ehemali-
ge Kollegin Wiedemeyer geäußert haben und dass
ich ganz ehrlich nicht möchte, dass Sie öffentlich über
Menschen so urteilen, wie Sie das eben getan ha-
ben!

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/
Die Grünen und bei der LINKEN)

Die Kollegen Röwekamp und Woltemath haben das
Verfahren beschrieben, das uns zum heutigen Tag
gebracht hat: Der Bürgerschaftsvorstand schlägt Ih-
nen zwei Kandidaten vor, Herrn Meyer-Stender so-
wie Frau Wiedemeyer. Nach den Feststellungen des
bisherigen Verfahrens – und deshalb wäre es gut ge-
wesen, dass Sie die übersandten Unterlagen gele-
sen hätten – verfügen beide Kandidaten zweifelsfrei
über die nach der Ausschreibung erforderlichen
Qualifikationen. Nunmehr müssen die Abgeordne-
ten dieses Hauses entscheiden, wen sie in das Kol-
legium des Rechnungshofs wählen wollen. Ich habe
in meinem Brief an Sie deutlich zum Ausdruck ge-
bracht, dass ich Frau Wiedemeyer für die am besten
geeignete Bewerberin für dieses Amt halte. Sowohl
ihre akademische Qualifikation als Wirtschafts- und
Finanzwissenschaftlerin als auch ihre persönliche
Eignung sind für mich über jeden Zweifel erhaben.

(Beifall bei der SPD)

Viele von Ihnen kennen Frau Wiedemeyer noch
aus ihrer aktiven Zeit als Parlamentarierin und kön-
nen diese Überzeugung allen parteipolitischen Er-
wägungen zum Trotz sicherlich teilen. Dass andere
in diesem Haus zu einer anderen Auffassung gelangt
sind, kann ich verstehen, ich teile es nicht. Es mag
einem anderen Verständnis von der Funktion des
Rechnungshofs geschuldet sein, das mag aber viel-
leicht auch der partiellen Wertung von Qualifikati-
onsprofilen geschuldet sein, da kann man in einem
Abwägungsprozess mit Sicherheit unterschiedlicher
Meinung sein.

Ich habe deutlich gemacht, welchen Abwägungs-
prozess ich durchlaufen habe und warum ich gleich
zu meiner Wahlentscheidung kommen werde. Ich will
aber an dieser Stelle nicht verhehlen, dass ich, anders
als eben in den Redebeiträgen angeklungen ist, glau-
be, dass die bisherige öffentliche Berichterstattung
im Zusammenhang mit dem Besetzungsverfahren
nicht nur dem Amt des Vizepräsidenten gegenüber
völlig unangemessen war, sondern dass es auch mit
dem Blick auf die Bewerberin und die Position des
Rechnungshofs unwürdig gewesen ist.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/
Die Grünen und bei der LINKEN)

Ich bin mir darüber hinaus sicher, dass diese ver-
öffentlichte Meinung Wirkung bei der bisherigen
Meinungsbildung in den einzelnen Fraktionen ge-
habt hat. Insbesondere die zum Vorwurf gewende-
te Tatsache, dass Frau Wiedemeyer bis 2007 Mitglied
dieses Hauses gewesen ist, ist natürlich in den Dis-
kussionen ein entscheidendes Kriterium gewesen. In
anderen Bundesländern oder auch auf Bundesebene
– das noch einmal zu unserem braunen dynamischen
Duo dort hinten! – ist es eine Selbstverständlichkeit,
dass ehemalige Abgeordnete ihr bei der parlamen-
tarischen Budgetkontrolle erworbenes besonderes
Wissen und Können an herausgehobener Position
auch in die jeweiligen Rechnungshöfe einbringen.

(Abg. T i m k e  [BIW]: So etwas nennt
man Filz!)

Prominentestes Beispiel ist der amtierende Vize-
präsident des Bundesrechnungshofs, Herr Hauser. Der
ehemalige CDU-Bundestagsabgeordnete wurde aus
seinem Mandat heraus berufen. Aber auch in Sach-
sen, Thüringen und in anderen Bundesländern ar-
beiten ehemalige Parlamentarierinnen und Parlamen-
tarier an den Spitzen der Rechnungshöfe, so beispiels-
weise Herr Prof. Binus, CDU, seit März 2010 Präsi-
dent des sächsischen Landesrechnungshofs. Er war
von 1990 bis 1994 CDU-Landtagsabgeordneter, schied
dann aus, um seine Tätigkeit als Rechnungshofdi-
rektor anzutreten. Aus dieser Funktion heraus wur-
de er Vizepräsident des Rechnungshofs im Land Sach-
sen. Oder Herr Gerstenberger, Fraktion DIE LINKE,
seit Januar 2010 stellvertretender Rechnungshofprä-
sident in Thüringen. Von 1990 bis 2009 gehörte er
dem Thüringer Landtag an. Das ist aber ja alles
wahrscheinlich bekannt, zumindest der Mehrheit des
Parlaments.

Wir alle wissen, ein Parlamentssitz ist und soll immer
ein Mitwirken auf Zeit sein. Für uns alle gibt es des-
halb eine Zeit nach dem Mandat. Ein Wiedereinzug
in die Bürgerschaft ist von vielen Fährnissen abhängig.
Manche von uns werden das Parlament aufgrund ei-
gener freier Entscheidung, andere infolge von Mehr-
heitsentscheidungen ihrer Parteien oder Wahlergeb-
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nissen gezwungenermaßen verlassen. Ich bin – und
ich hoffe, dass Herr Röwekamp das eben ehrlich ge-
meint hat – fest davon überzeugt, wenn jemand alle
fachlichen Voraussetzungen erfüllt, dann darf eine
aktuelle oder ehemalige Abgeordnetentätigkeit kein
Bewerbungsnachteil sein.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/
Die Grünen und bei der LINKEN)

Die SPD-Fraktion hat ihre Fraktionsbindung aus-
drücklich aufgehoben und die anderen Fraktionen
gebeten, diesem Beispiel zu folgen. Gleichzeitig ist
eine geheime Wahl beantragt. Ich spreche jetzt nicht
für die SPD-Fraktion, sondern für mich: Ich habe
meine Wahlentscheidung getroffen! Ich bin mir si-
cher, dass der Ex-Abgeordnetenstatus von Frau Wie-
demeyer kein Nachteil ist, sondern einen Gewinn für
das Präsidium des Rechnungshofs darstellt. Bei ei-
nem vergleichbaren Qualifikationsportfolio kann es
im Übrigen auch nicht schaden, den Anteil von Frauen
in Führungspositionen zu erhöhen.

(Beifall bei der SPD)

Frau Wiedemeyer hat als Abgeordnete oftmals auch
zum Leidwesen ihrer eigenen Fraktion ihre Unab-
hängigkeit und ihren kritischen Blick auf politische
Prozesse unter Beweis gestellt. Auch dies dürfte ei-
nen Zusatznutzen für den Rechnungshof darstellen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es liegt nun an
Ihnen, Ihre individuelle Abwägungsentscheidung zu
treffen. Sie können Frau Wiedemeyer oder Herrn
Meyer-Stender wählen. Treffen Sie Ihre Wahl klug,
treffen Sie Ihre Wahl weise. – Ich danke für Ihre
Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Güldner.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ein bis-
schen anders, als ich es insgeheim befürchtet hatte,
ist das – mit den beiden Ausnahmen, die schon be-
schrieben worden sind – eine sowohl der Wahl,  den
Personen als auch dem ganzen Vorgang angemes-
sene Debatte, und ich möchte mich ausdrücklich bei
meinen Vorrednern dafür bedanken – mit diesen bei-
den Ausnahmen von Herrn Timke und Herrn Titt-
mann –, dass diese Debatte bis hierhin so geführt
worden ist.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der LINKEN)

–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Wenn man sich mit diesem Verfahren beschäftigt,
ist es nämlich ein großer Unterschied zwischen dem,
was in diesem Verfahren wirklich in dem Unteraus-
schuss des Rechnungsprüfungsausschusses, im Rech-
nungsprüfungsausschuss, im Vorstand der Bremi-
schen Bürgerschaft und heute hier in den Beiträgen
der Kolleginnen und Kollegen der Fraktionen gelau-
fen ist und dem, wie es teilweise draußen dargestellt
worden ist. Das ist ein riesiger Unterschied! Wir ha-
ben es nämlich mit einem im Prinzip zunächst einmal
sowohl normalen als auch hervorragend durchgeführ-
ten Verfahren zu tun, und wir haben noch etwas in
diesem Verfahren, wir hatten eine ganze Reihe, wohl
sehr viel mehr als man es erwartet hatte, hervorra-
gend qualifizierter Kandidatinnen und Kandidaten.
Aus diesen wurden zunächst 11 von 36 Kandidatinnen
und Kandidaten ausgewählt, die allesamt, wenn Sie
sich das noch einmal anschauen, prinzipiell alle An-
forderungen der Ausschreibung in etwa gleichgut er-
füllten, was die formale Qualifikation und ihre Er-
fahrungen angeht. Es ist eine unglaubliche Menge
von Menschen, die im Prinzip in diesem Verfahren
geeignet gewesen sind, die Position der Vizepräsi-
dentin oder des Vizepräsidenten auszufüllen. Daraus
wurden dann in einem weiteren Schritt vier ausge-
wählt, und wenn ich unsere Kolleginnen und Kolle-
gen in den jeweiligen Kommissionen richtig verstan-
den habe – reden wir einmal über diese vier, heute
sind es noch zwei, die zur Auswahl stehen –, gab es
über deren grundsätzliche hervorragende Qualifika-
tion für dieses Amt keinerlei Dissens, weder zwischen
den Koalitionsfraktionen noch zwischen den Koali-
tionsfraktionen und der Opposition.

Ich finde, wenn man das so darstellt, und so ist es,
glaube ich, gewesen, dann erübrigen sich alle Vor-
würfe und alle Punkte, die in der Öffentlichkeit sehr
hoch gereizt worden sind, die zum einen die Rolle
der Kandidatin Frau Wiedemeyer als ehemalige Ab-
geordnete betonen, zum anderen die Rolle der sozi-
aldemokratischen Partei in den Vordergrund gescho-
ben haben, zum Dritten den Streit zwischen Oppo-
sition und Regierung und dann auch in den beiden
Regierungsfraktionen hervorheben, sondern bis dahin
war es ein hervorragendes Verfahren.

Ich gehe jetzt noch einen Schritt weiter und sage
auch, heute, wo der Vorstand der Bremischen Bür-
gerschaft diesem Hause zwei Kandidatinnen und
Kandidaten vorschlägt, ist es immer noch ein sehr
gutes Verfahren, weil, was kommt darin zum Aus-
druck? Wir haben zwei Kandidaten, die beide nach
Ansicht des Vorstands dieses Hauses geeignet sind,
diesen Posten des Vizepräsidenten hervorragend aus-
zufüllen, und dann ist die letzte Frage, in der man
unterschiedlicher Meinung sein kann, wer am Ende
die bessere Kandidatin oder der bessere Kandidat ist,
wenn man eine beste Auswahl machen soll.

Wenn man das vergleicht mit dem, was im Vorfeld
alles draußen gesagt und gemacht worden ist, dann
finde ich, gebietet es die Würde des Rechnungshofs,
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aber auch das Ernstnehmen von uns selbst, indem
wir Verfahren, die wir einmal in Gang setzen, ordent-
lich und vertrauensvoll miteinander zu Ende bringen,
dass wir nicht draußen herumlaufen und dieses Ver-
fahren mit Worten wie zum Beispiel Filz belegen, oder
was sonst noch gesagt worden ist, weil es findet sich
im Verfahren selbst meines Erachtens keine Spur
davon.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Die Koalition hat neben inhaltlichen Schwerpunk-
ten in ihrem Koalitionsvertrag von Anfang an einen
hervorragenden Wert auf die Auswahl qualifizierter
Persönlichkeiten für herausragende Posten in Bre-
men gelegt, und ich finde, das ist uns, und ich sage
es extra dazu, ganz oft im Einvernehmen mit der Op-
position gelungen. In den letzten drei Jahren hat es
sich aus einer Reihe von Zufällen ergeben, dass viele
der leitenden Positionen in Bremen neu zu besetzen
waren, diese wurden wirklich mit hervorragenden
Männern und Frauen besetzt.

Ich bin, ehrlich gesagt, stolz darauf, dass wir heu-
te eine neue Landesdatenschutzbeauftragte, eine
neue Präsidentin des Landesrechnungshofs, einen Po-
lizeipräsidenten, einen Intendanten von Radio Bre-
men, einen Flughafenchef, einen Chef der Wirt-
schaftsförderung haben, und ich könnte ganz lange
hier stehen und Aufzählungen machen – ich möch-
te denen, die ich jetzt nicht erwähne, nicht zu nahe
treten, ich habe nur nicht so viel Redezeit –, wir ha-
ben sehr viele dieser absolut wichtigen Topjobs in
Bremen hervorragend besetzt. In den meisten Fäl-
len hat die Opposition diese Auswahl auch geteilt,
das heißt, dieser Schwerpunkt – Bremen wird auch
vorangebracht, indem wir hervorragende Männer und
Frauen in hervorragende Positionen heben – ist ein
Pfeiler dieser Koalition, und auch in diesem Verfah-
ren ist an dieser Grundmaxime dieser Koalition
überhaupt nichts zu deuteln, und mit der Auswahl
beider Kandidaten wäre im Prinzip dieser Kurs, her-
vorragende Leute in hervorragende Stellen, ganz klar
und eindeutig weitergeführt, egal, was heute bei
dieser Abstimmung dabei herauskommt, meine Da-
men und Herren!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Wir haben, und das waren der Sinn und der Geist
dieses Verfahrens, wie es heute hier vorgelegt wor-
den ist, keine Fraktionsabstimmung herbeigeführt,
wir haben keine Probeabstimmung gemacht, sondern
wir haben es so gemacht, wie wir es auch offiziell und
öffentlich gesagt haben, wie es in diesem Hause heute
ist. Jeder und jede Abgeordnete wird heute eine Ent-
scheidung treffen, am Ende werden wir auszählen,
werden wir eine Mehrheit sehen, und dann werden

wir eine Vizepräsidentin oder einen Vizepräsiden-
ten des Rechnungshofs der Freien Hansestadt Bre-
men haben. Ich bitte dann alle, dieses Ergebnis so
zu respektieren, wie es zustande kommt, das Verfah-
ren ist jetzt genauso gewählt worden, und dann die
Diskussion um den Rechnungshof, um seine Vizeprä-
sidentschaft und um die Personalpolitik in diesem
Bereich auch einzustellen.

Lassen Sie mich zu dem, was Herr Tittmann hier
gesagt hat, Kollege Tschöpe hat eigentlich das We-
sentliche gesagt, doch noch einmal sagen: Ich fin-
de, wir können stolz darauf sein, dass wir auch in Aus-
einandersetzungen untereinander in den fünf Frak-
tionen hier im Hause niemals, und ich betone niemals,
ein solch niedriges Niveau, wie es heute von ihm hier
an den Tag gelegt worden ist, erreichen, sondern dass
wir uns auch in solch schwierigen Debatten sachlich
miteinander auseinandersetzen. Darauf bin ich stolz!
– Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der LINKEN)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Damit ist die Beratung geschlossen.

Der Antrag der Fraktionen der CDU, DIE LINKE
und der FDP mit der Drucksachen-Nummer 17/1282
ist erledigt durch die Mitteilung des Vorstands der
Bremischen Bürgerschaft, Drucksache 17/1285.

Meine Damen und Herren, gemäß Artikel 133 a
Absatz 3 der Landesverfassung sowie Paragraf 4 Ab-
satz 1 Satz 1 und Absatz 2 des Gesetzes über die
Rechnungsprüfung der Freien Hansestadt Bremen
werden die Mitglieder des Rechnungshofs von der
Bürgerschaft gewählt und sind vom Senat zu ernen-
nen.

Ich weise darauf hin, dass nach Artikel 90 Satz 1
der Landesverfassung die Bürgerschaft ihren Be-
schluss mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen
fasst.

Nach Paragraf 58 Absatz 2 der Geschäftsordnung
wird über Wahlvorschläge offen abgestimmt, es sei
denn, ein Mitglied der Bürgerschaft widerspricht. In
diesem Fall erfolgt eine geheime Abstimmung. Die
Fraktion der SPD hat der offenen Abstimmung wi-
dersprochen, sodass geheime Abstimmung durchzu-
führen ist.

Meine Damen und Herren, gemäß Paragraf 58 Ab-
satz 4 der Geschäftsordnung erfolgt die geheime Ab-
stimmung mit Stimmzetteln in Wahlkabinen.

Zum Wahlverfahren lassen Sie mich kurz noch ei-
nige Anmerkungen machen! Die Wahl erfolgt durch
Kennzeichnung eines Vorschlags in dem dafür auf
dem Stimmzettel vorgesehenen Feld. Fehlt eine Kenn-
zeichnung, gilt diese Stimme als Enthaltung. Falten
Sie den Stimmzettel in der Wahlkabine und stecken
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Sie ihn dort in den mitgegebenen Wahlumschlag. Be-
geben Sie sich dann zu dem Tisch, auf dem die Wahl-
urne aufgestellt ist, und werfen den Stimmzettel in
die Wahlurne.

Ich weise noch darauf hin, dass die Schriftführer-
innen Stimmzettel zurückzuweisen haben, die erstens
außerhalb der Wahlkabine gekennzeichnet oder in
den Wahlumschlag gelegt wurden, zweitens nicht in
den Wahlumschlag gelegt wurden, drittens sich in
einem Wahlumschlag befinden, der offensichtlich in
einer das Wahlgeheimnis gefährdenden Weise von
den übrigen abweicht oder einen deutlich fühlbaren
Gegenstand enthält.

Stimmzettel, die Zusätze oder Kennzeichnungen
enthalten, sind ungültig, wenn sie den Willen der
Wählerin oder des Wählers nicht zweifelsfrei erken-
nen lassen oder die Wählerin oder der Wähler erkenn-
bar wird. Ein Stimmzettel ist auch ungültig, wenn er
mehr Kennzeichnungen als zu Wählende enthält.

Sollte sich ein Abgeordneter/eine Abgeordnete
beim Ausfüllen des Stimmzettels verschreiben, kann
er/sie gegen Rückgabe des alten Stimmzettels einen
neuen Stimmzettel erhalten.

Besteht Klarheit über das Wahlverfahren?

Ich stelle fest, dass das der Fall ist.

Dann kommen wir nunmehr zur Wahl.

Meine Damen und Herren, ich eröffne den Wahl-
gang für die Vizepräsidentin/den Vizepräsidenten des
Rechnungshofs. Ich rufe jetzt alle Abgeordneten nach
dem Alphabet namentlich auf und bitte die so auf-
gerufenen Damen und Herren, die Wahl vorzuneh-
men! Gleichzeitig bitte ich die Schriftführerinnen, an
der Ausgabe der Stimmzettel und an der Wahlurne
Platz zu nehmen!

(Es folgt der Namensaufruf.)

Meine Damen und Herren, ich frage, ob alle Ab-
geordneten aufgerufen worden sind?

Das ist der Fall. Alle Stimmzettel sind abgegeben.

Damit ist der Wahlgang beendet.

Wir kommen zur Auszählung der abgegebenen
Stimmen. Ich bitte die Schriftführerinnen, die Aus-
zählung vorzunehmen!

Ich unterbreche die Sitzung, bis das Ergebnis vor-
liegt.

(Unterbrechung der Sitzung 15.41 Uhr)

*

Präsident Weber eröffnet die Sitzung wieder um 15.49
Uhr.

Präsident Weber: Ich eröffne die unterbrochene Sit-
zung der Bürgerschaft (Landtag). Ich gebe jetzt das
Ergebnis der Wahl für die Vizepräsidentin/den Vi-
zepräsidenten des Rechnungshofs bekannt.

Ausgegebene Stimmzettel: 81, abgegebene Stimm-
zettel: 81. Auf Herrn Detlef Meyer-Stender entfielen
45 Ja-Stimmen, auf Frau Cornelia Wiedemeyer ent-
fielen 36 Ja-Stimmen. Ich stelle fest, Herr Detlef
Meyer-Stender hat die Mehrheit der abgegebenen
Stimmen erreicht.

(Beifall)

Ich bitte den Senat, entsprechend ab Paragraf 4
Absatz 1 des Gesetzes über die Rechnungsprüfung
der Freien Hansestadt zu verfahren.

Herr Meyer-Stender, ich gratuliere Ihnen zur Wahl!

(Beifall)

Freiwilliges Soziales Jahr Politik

Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen
und der SPD

vom 18. März 2010
(Drucksache 17/1227)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat Dr.
Schuster.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Öztürk.

Abg. Öztürk (Bündnis 90/Die Grünen)*): Sehr
geehrter Herr Präsident, meine verehrten Damen und
Herren! Das Freiwillige Soziale Jahr ermöglicht jun-
gen Erwachsenen unter 27 Jahren, sich in der Ge-
sellschaft zu engagieren. Voraussetzung dafür ist die
Erfüllung der Schulpflicht. Ein Freiwilliges Jahr, das
anstelle des Wehrdienstes anerkannt wird, dauert in
der Regel zwölf Monate und kann in verschiedenen
Bereichen absolviert werden: Sport, Kultur, Denkmal-
pflege oder im ökologischen Bereich. Die Anzahl der
jungen Menschen, die sich für ein Freiwilliges Sozi-
ales Jahr entscheiden, ist in den vergangenen Jah-
ren kontinuierlich gestiegen. Das begrüßen wir sehr!

Das Freiwillige Soziale Jahr bietet aber jungen
Menschen und Erwachsenen auch die Chance, sich
in einer entscheidenden Phase des Lebens neu zu
orientieren und soziale Verantwortung zu überneh-
men. Gerade Letzteres wird immer wieder von Poli-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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tik und Gesellschaft gefordert, und es wird bemän-
gelt, dass dies nicht ausreichend geschieht. Letztlich
zeigt sich doch, dass, wenn jungen Menschen die
Möglichkeit zur Übernahme von Verantwortung ge-
boten wird, diese auch angenommen wird.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

So kann man sehen, dass es dort auch auf die An-
gebotsvielfalt ankommt. Durch die Einführung eines
Freiwilligen Sozialen Jahres im Bereich der Politik
könnte dieses Anliegen sinnvoll ergänzt werden. Ein
Freiwilliges Soziales Jahr Politik kann für junge Men-
schen bedeuten, Strukturen, Aufgaben und Arbeits-
abläufe politisch relevanter Institutionen kennenzu-
lernen. Diese Einblicke und Erfahrungen im Bereich
der Politik können darüber hinaus ein weiterer wich-
tiger Baustein sein, um Jugendliche für Politik zu
begeistern und das Verständnis von und für Politik
zu fordern und letztlich der oft thematisierten Poli-
tikverdrossenheit entgegenzuwirken.

(Vizepräsident R a v e n s  übernimmt
den Vorsitz.)

In drei Bundesländern wurde das Freiwillige So-
ziale Jahr Politik bisher eingeführt. In Sachsen hat
man seit dem Jahr 2003 besonders gute Erfahrun-
gen gemacht, und diese Erfahrungen gaben auch An-
lass dazu, hier entsprechend tätig zu werden. Sach-
sen-Anhalt und Niedersachsen sind dem auch ge-
folgt in den Jahren 2008 und 2009. Es hat sich ge-
zeigt, dass das sehr gut angenommen und auch ent-
sprechend angefragt wurde. Das macht uns Mut, in
Bremen prüfen zu lassen, ob ein solches Modell auch
hier umsetzbar wäre. Daher würde ich darum bitten,
dass dieser Antrag hier im Hohen Hause den Stel-
lenwert erfährt, dass hier zusätzlich geprüft wird, ein
Freiwilliges Soziales Jahr Politik in Bremen einzu-
führen. Unser Antrag und die folgenden Punkte lie-
gen Ihnen vor. – Ich bedanke mich für Ihre Aufmerk-
samkeit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Nächste Rednerin ist die Ab-
geordnete Frau Hiller.

Abg. Frau Hiller (SPD): Herr Präsident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Wir stellen diesen
Antrag zusammen mit den Grünen und unterstützen
daher, ein Freiwilliges Soziales Jahr Politik in Bre-
men einzuführen. Ich habe überlegt, was Politik ei-
gentlich ist, denn ich kenne viele, die ein Freiwilli-
ges Soziales Jahr machen, ich kenne auch einige, die
schon ein Freiwilliges Ökologisches Jahr absolviert
haben, was jetzt das Besondere daran sein soll, dass

Politik noch einmal mit Soziales verbunden als Frei-
williges Jahr eingerichtet werden soll.

Ich habe deshalb ins Lexikon geschaut, als ich
überlegt habe, was Politik eigentlich ist, und habe
dort noch einmal nachgelesen, dass jede Beschäfti-
gung mit und jede Einflussnahme auf die Gestaltung
und Ordnung des Gemeinwesens als Politik definiert
wird. Das bedeutet auch, so ist auch unser Antrag
geschrieben, dass es eine ganze Bandbreite von Mög-
lichkeiten gibt, in denen man auch ein Freiwilliges
Soziales Jahr Politik durchführen kann. Das Beson-
dere an einem Freiwilligen Sozialen Jahr Politik ist
ja, dass junge Menschen – die Voraussetzungen wur-
den soeben schon genannt – nach der Schule die Mög-
lichkeit haben, sich für ein Jahr auch zum Beispiel
anstatt des Wehrdienstes neu zu orientieren.

Ich habe häufig als Europapolitische Sprecherin
und auch für den Bereich Entwicklungszusammen-
arbeit gesehen, wie viele junge Menschen an die-
sen Politikfeldern Interesse haben und wie häufig sie
dann in ein Praktikum einsteigen, um sich dort zu
orientieren, wofür sie dann aber meistens nur sehr
wenig oder überhaupt kein Geld bekommen. Die-
ses Angebot, über ein Freiwilliges Soziales Jahr Po-
litik auch mit einer nicht üppigen Bezahlung, aber
immerhin einer Vergütung zu arbeiten, ist eine sinn-
volle Ergänzung. Ich kann mir sehr gut vorstellen,
dass viele junge Menschen dieses Angebot auch
annehmen werden.

Wir diskutieren heute diesen Antrag, indem noch
geprüft werden soll, welche Möglichkeiten es gibt
und indem auch aufgefordert werden soll, dass sich
Organisationen, Stiftungen und auch Bildungsein-
richtungen daran beteiligen sollen und indem wir in
drei Monaten dann hier einen Bericht bekommen
werden, um eben genau zu sehen, wie sinnvoll es
in Bremen und Bremerhaven ist, dies auch durchzu-
führen. Ich bin sehr gespannt. Ich hoffe, dass es ge-
lingen wird, viele unterschiedliche Einsatzmöglich-
keiten zu akquirieren und denke, dass junge Frau-
en und Männer aus Bremen sich dann auch daran
beteiligen werden. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Nächster Redner ist der Ab-
geordnete Dr. Buhlert.

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Für die FDP-Frak-
tion erkläre ich, dass wir den Antrag der Koalition
unterstützen, denn es geht darum, dass bürgerschaft-
liches Engagement junger Leute, ob im sozialen
Sektor, im ökologischen oder eben im politischen
Bereich, gefördert und unterstützt wird. Wenn Ju-
gendliche sich dafür entscheiden, einen Teil ihrer Zeit
der Gemeinschaft zur Verfügung zu stellen, sei es nun
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für Umwelt, Soziales oder auch für die Politik etwas
zu tun, ist das genau das Richtige.

Das Problem, das wir haben, ist doch, dass der
Demokratie die Unterstützer teilweise abhanden kom-
men.

(Abg. T s c h ö p e  [SPD]: Das haben
wir ja eben gemerkt!)

Das sehen wir an Wahlbeteiligungen, das sehen wir
an ganz vielen Stellen, und insofern braucht es De-
mokraten und Menschen, die sich dafür engagieren
und die auch einen Einblick haben in das Politikge-
schäft und dort hinein, wo es passiert. Denn das kann
man nicht in Lexika nachlesen, das kann man nicht
allein in irgendeinem Politikunterricht erfahren. Die-
jenigen, die wie wir Politik machen, wissen, dass es
noch etwas anders ist. Wenn sich Jugendliche dann
dafür interessieren, im Bereich der Politik, der Ver-
waltung und an anderen Stellen diesen Betrieb ken-
nenzulernen, ist das nur lobenswert. Wir unterstüt-
zen das, deswegen werden wir diesem Anliegen zu-
stimmen. – Herzlichen Dank!

(Beifall bei der FDP und bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Nächster Redner ist der Ab-
geordnete Kau.

Abg. Kau (CDU): Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Ein Freiwilliges Soziales Jahr ist grundsätz-
lich etwas Unterstützenswertes. Ich weiß, wovon ich
rede, ich habe selbst 18 Monate Zivildienst geleis-
tet, ich bin bei dem Programm „90 Tage Israel“ kurz
nach dem Sechs-Tage-Krieg dabei gewesen.

(Unruhe)

Ich muss sagen, all diese Dinge waren für einen
jungen Menschen neu, sie waren teilweise abenteu-
erlich, bereichernd und für das weitere Leben durch-
aus prägend, Herr Dr. Güldner. Das heißt, ich halte
es für sinnvoll – –. Kann ich irgendetwas – –?

(Zuruf vom Bündnis 90/Die Grünen – Abg.
K a s t e n d i e k  [CDU]: Da ist uns irgend-

etwas durchgerutscht!)

Ich halte es grundsätzlich für sinnvoll, wenn man
den Blick über den Tellerrand hinaus richtet, und
wenn man Einblicke in neue und teils fremde Lebens-
welten und Wirklichkeiten bekommt, die einem an-
sonsten durchaus unzugänglich sein können. Da gibt
es das berühmte Projekt des Seitenwechsels, dass
Manager in soziale Institutionen gehen und sozial Ver-
antwortliche in Managerberufe, um einmal die Sicht-
weise der anderen kennenzulernen. Der Vorteil ist,
man kann Begeisterung wecken und Verantwortungs-
gefühl erschließen für die Zustände in der Gesell-

schaft. Das ist auch gerade in Bremen, in unserem
Gemeinwesen, von besonderer Bedeutung.

Wenn ich jetzt die üblichen Reflexe der Koalition
hätte und immer alles sofort ablehnen würde, was
der andere vorschlägt, sei es nur ein Konzeptpapier,
dann würde ich mich jetzt hier verweigern, liebe Frau
Busch!

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Was habe
ich denn damit zu tun?)

Das tue ich aber nicht. Wir von der CDU-Fraktion
werden diesen – –. Das sieht man Ihrer Körperhal-
tung an, dass Sie damit nichts zu tun haben! Dann
würden wir das ablehnen, aber wir begrüßen diesen
Prüfauftrag. Was kann man damit erreichen? Man er-
reicht damit eine Jugend in der Orientierungspha-
se nach dem Schulabschluss, die noch offen und neu-
gierig für Dinge und eben auch ein Kontrapunkt zu
dieser Null-Bock-Generation ist, die es teilweise gibt,
und zu diesen Nichtwählertendenzen von ganzen Be-
völkerungsschichten, die sich von der Politik abwen-
den. Ich glaube, dass man damit auch ein Zeichen
gegen Politikverdrossenheit und zunehmende Dis-
tanz zum Politikbetrieb setzen kann.

(Beifall bei der CDU)

Was kann eine solche Einsatzleistung bewirken?
Man kann in der Tat das Politikverständnis bei jun-
gen Menschen fördern, das ist notwendiger denn je.
Man kann Einsichten produzieren und politisches
Interesse wecken, also eine gewisse Sensibilisie-
rung bei jungen Menschen, deren Horizont erwei-
tern, neue Erkenntnisse und vielleicht auch Initia-
tivwirkung – –. Vielleicht kommen Menschen, die in
dieser Zeit mit Politik in Berührung kommen,

(Zuruf der Abg. Frau B u s c h  [SPD])

auch dann zu beruflichen Entscheidungen. Frau
Busch, kann ich Ihnen helfen? Ich wollte Sie nicht
beim Mittagsschlaf stören!

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Ich glaube, ich
kann Ihnen auch nicht helfen! Oder soll ich

Ihre Rede halten?)

Eben haben Sie mich gebeten, Sie anzuschauen, und
jetzt wenden Sie mir Ihre kalte Schulter zu, Frau
Busch!

Wie ist die Erfahrung in anderen Bundesländern?
Wenn Sie sich abgeregt haben, können wir gern fort-
fahren.

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Kommen Sie
einmal auf das Thema, Herr Kau!)
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Ich habe sogar schon Ihrem Antrag zugestimmt, falls
Sie es zwischendurch verpasst haben, Frau Busch.
Eben wurde ja noch alles gemeinsam dargestellt!

Wie ist die Erfahrung in anderen Bundesländern?
Die ist durchaus positiv! Wir haben 2003 in Sachsen
erste Erfahrungen sammeln dürfen, 2008 in Sachsen-
Anhalt, und die Pilotphase in Niedersachsen seit 2009
scheint auch durchaus erfolgreich anzulaufen.

Wichtig ist uns, dass gewisse Standards eingehalten
werden, dass man hier wirklich ein reflektiertes po-
litisches Bewusstsein und auch Kritikfähigkeit er-
zeugt, dass die Aktiven dann auch in eigenständi-
gen Projekten mitarbeiten dürfen und dass sie nicht
von irgendetwas vereinnahmt werden. Es darf nicht
so sein, dass sie von Tendenzbetrieben oder von po-
litischen Fraktionen für ihre Zwecke irgendwie ver-
einnahmt werden sollen, sondern sie müssen schon
Gelegenheit bekommen, dass sie einen übergreifen-
den Einblick bekommen, dass sie sich selbstständig
engagieren dürfen, und dass wir ihr Interesse für Ins-
titutionen, Abläufe, Prozesse erzeugen. Daher stim-
men wir diesem Antrag, diesem Prüfauftrag, zu. Sie
haben in dieser Sache die Unterstützung der CDU-
Fraktion. – Ich danke Teilen des Hauses für ihre Auf-
merksamkeit, Frau Busch!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner erhält
das Wort der Abgeordnete Erlanson.

Abg. Erlanson (DIE LINKE)*): Sehr geehrter Herr
Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Auch wir
sind der Meinung, dass das Freiwillige Soziale Jahr
eine wichtige Einrichtung ist, die zum Glück oder als
positives Ergebnis auch von vielen Jugendlichen
angenommen wird. Die Frage ist natürlich für uns
nur, an welcher Stelle wird das Freiwillige Soziale
Jahr eingerichtet, und dazu gibt es hier einen Prüf-
antrag.

Wir sehen auf der einen Seite den inflationären
Einsatz von Praktika und fragen uns nicht nur bei den
Praktika, sondern auch bei dem Freiwilligen Sozia-
len Jahr: In welchem Verhältnis steht dieses Freiwil-
lige Soziale Jahr zu den regulären Arbeitsplätzen?
Wir stellen dabei fest, dass das Freiwillige Soziale Jahr
nach der Beschreibung im Gesetz ausdrücklich ver-
gleichbar mit einer Vollzeitbeschäftigung ist. Die
Entlohnung ist anders, das wissen wir. Im Unterschied
zum Praktikum ist das Freiwillige Soziale Jahr jedoch
kein Arbeitsverhältnis. Das heißt, die Jugendlichen,
die im Freiwilligen Sozialen Jahr zum Beispiel in
Institutionen und jetzt möglicherweise, wie der Prüf-
auftrag hier sagt, in der öffentlichen Verwaltung tätig
sind, arbeiten praktisch außerhalb des Betriebs. Das
bedeutet, weder Personalräte noch Betriebsräte sind
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

für ihren Einsatz zuständig. Das ist der Punkt, den
wir für schlecht befinden beziehungsweise an dem
wir sagen, da könnte es möglicherweise Schwierig-
keiten geben.

Wir sehen die Schwierigkeiten besonders bei der
Erweiterung des Einsatzes beim Freiwilligen Sozia-
len Jahr. Das hat sich ja auch bei den Zivildienstleis-
tenden so gezeigt, und die Gefahr sehen wir auch
jetzt, darauf weise ich nachdrücklich hin. Ich glau-
be, so, wie es bisher innerhalb des Freiwilligen So-
zialen Jahres in den Bereichen läuft, in denen es ein-
gesetzt wird, ist das ganz in Ordnung. Da wird die-
se Sache angenommen und hat viele der Vorteile, die
meine Vorredner schon erwähnt haben. Nur, wenn
es jetzt darum geht, dass auch noch geprüft werden
soll, ob man nicht möglicherweise in der öffentlichen
Verwaltung ein Freiwilliges Soziales Jahr einrichtet,
und wenn man dann in Bremen daran denkt, dass
wir gerade in der öffentlichen Verwaltung in den kom-
menden Jahren noch erhebliche Einsparungen wer-
den vornehmen müssen, dann finden wir das sehr
problematisch und werden dem aus diesem Grund
nicht zustimmen. – Danke!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner erhält
das Wort Herr Staatsrat Dr. Schuster.

Staatsrat Dr. Schuster*): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ich dachte schon, es
wäre völlige Einigkeit. Es tut mir leid, dass das nicht
der Fall ist.

(Abg. D r .  B u h l e r t  [ F D P ] : Ja,
wir sind auch überrascht!)

Ich will jetzt, da bereits viele etwas Richtiges ge-
sagt haben, nicht alles wiederholen, sondern nur noch
eine Sache wirklich richtig klarstellen: Bei einem Frei-
willigen Sozialen Jahr, auch wenn es im Einsatzfeld
Politik ist, handelt es sich nicht um ein Arbeitsver-
hältnis, und das ist auch gut so, sondern es ist ein Bil-
dungsjahr.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Das Bildungsjahr muss entsprechend ausgestaltet
werden, und es ist nicht so, dass es darum gehen darf,
dass, egal, ob es um eine Verwaltung, Partei, Stiftung
oder Bildungseinrichtung geht, sich jemand da eine
günstige Arbeitskraft heranholt. Eine Voraussetzung
dafür ist, dass es mit pädagogischen Konzepten hin-
terlegt ist, damit es die Wirkung hat, die es haben
soll, dass die jungen Menschen in ihrer Orientierungs-
phase unterstützt, gestärkt werden und die Möglich-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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keiten haben, wirklich etwas zu lernen. Das soll auch
herausgestrichen werden.

Es zeigt sich auch in der Bezahlung, die nicht vom
Bund oder vom Land durchgeführt wird, sondern na-
türlich müssen die Sozialversicherungsbeiträge und
auch die sonstigen Entschädigungen im Wesentlichen
von der Stelle, auf der diese Personen eingesetzt sind,
geleistet werden. Deswegen gibt es einen ganz deut-
lichen Unterschied zum normalen Arbeitsverhältnis,
und daher kann es auch nicht ersetzt werden. Wichtig
ist nur, dass die Menschen in dem Freiwilligen So-
zialen Jahr dann auch eigenständige Sachen wahr-
nehmen können und nicht nur Handlangertätigkei-
ten für irgendwen ausführen. Das ist damit gemeint,
ich wollte es noch einmal klarstellen.

Im Übrigen nehmen wir diesen Prüfauftrag gern
an und werden berichten, wieweit wir gekommen
sind. Insbesondere, glaube ich, wird die Hauptfra-
ge sein: Finden wir Träger, die auch bereit sind, das
mit pädagogischen Konzepten zu hinterlegen? Da bin
ich aber auch zuversichtlich, denn, ich glaube, es
bietet ganz gute Chancen. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die
Grünen und der SPD mit der Drucksachen-Nummer
17/1227 seine Zustimmung geben möchte, den bit-
te ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/
Die Grünen und FDP)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(DIE LINKE)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

Kein Offshore-Schwerlasthafen im Naturschutz-
gebiet von Bremerhaven

Antrag der Fraktion DIE LINKE
vom 18. Mai 2010

(Neufassung der Drucksache 17/1292 vom
12. Mai 2010)

(Drucksache 17/1297)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Günth-
ner.

Die Beratung ist eröffnet.

Das Wort erhält der Abgeordnete Müller.

Abg. Müller (DIE LINKE): Sehr geehrter Herr Prä-
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Die
Fraktion DIE LINKE in der Bremischen Bürgerschaft
hat den Dringlichkeitsantrag „Kein Offshore-Schwer-
lasthafen im Naturschutzgebiet von Bremerhaven“
eingebracht, weil die Entscheidung für den Stand-
ort schon am 15. Juni gefällt werden soll. Vor die-
sem Hintergrund halten wir es für außerordentlich
wichtig, die Auswirkungen des Hafenbaus in der
Bürgerschaft zu diskutieren. Es muss für uns beson-
ders wichtig sein, einen Standort zu finden, der öko-
logischen und ökonomischen Kriterien standhalten
kann.

(Beifall bei der LINKEN)

Ein reines Ausspielen des Naturschutzes gegen die
zu unterstützenden regenerativen Energien und der
aus ihnen entstehenden und entstandenen Arbeits-
plätze ist hier der falsche Weg!

Von der senatorischen Behörde wurden bisher zwölf
Varianten geprüft. Nun sind noch zwei Varianten
übrig geblieben, die eines der größten Naturzerstö-
rungspotenziale beinhalten. Hier sprechen wir von
der Variante 12, Erdmannssiel, und der Variante CA,
Blexer Bogen Nord. Meine Damen und Herren, das
kann ja wohl nicht wahr sein, statt Feuchtflächen zu
schützen, wie es das unterzeichnete Ramsar-Abkom-
men fordert, will das Land Bremen diese vernichten!
Uns wundert das besonders, da der Fraktion der Grü-
nen mindestens zwei promovierte Biologinnen an-
gehören. Diese müssten also genau wissen, wie wich-
tig und gefährdet das Wattenmeer ist.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Im Gegensatz zu Ihnen wissen sie,

worum es da geht!)

Das gesamte Wattenmeer der Nordseeküste ist seit
1985/86 zum Nationalpark mit dem strengsten Sta-
tus des Naturschutzes erklärt worden. So ist auch das
Wattenmeer als Weltnaturerbe „Niedersächsisches
Wattenmeer“ eingetragen worden. In der Wesermün-
dung befinden sich außerdem große Flächen des
europäischen Vogelschutzgebietes und FFH-Gebiete,
das bekannte Natura-2000-Gebiet Unterweser.

Diese Gebiete würden durch den Bau des Hafens
und der für den Betrieb notwendigen neuen Zufahrts-
wege zwischen dem Gewerbegebiet und der Hafen-
anlage erheblich gestört werden. Vor allem aber wür-
de der größte noch erhaltende Lebensraumkomplex
der Wesermündung zerschlagen und in Teilbereiche
aufgelöst und entwertet werden. Die geschützte Lu-
neplate würde in die Zange der Wirtschaftsinteres-
sen genommen werden. Einerseits werden die gigan-
tischen Montagehallen des zukünftigen Gewerbe-
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gebietes und anderseits der auf Deichhöhe gebaute
Hafen mit seinen riesigen Kränen das Naturschutz-
gebiet infrage stellen und nachhaltig vernichten.

Hier möchte ich noch zusätzlich erwähnen, dass
die von Niedersachsen gekaufte Luneplate erst vor
Kurzem mit erheblichen Steuergeldern renaturiert
wurde und als Ausgleichsfläche für den Bau des Con-
tainerterminals 3 und 4 gedacht war. Hierfür hat das
Land Bremen an die 50 Millionen Euro aufgewandt.
Durch die geplante Baumaßnahme in Erdmannssiel
wäre diese Fläche besonders gefährdet und die bis-
herigen Maßnahmen damit vergebens. Das heißt, die
50 Millionen Euro für den Naturschutz wären umsonst
ausgegeben worden, frei nach dem Motto: „Was macht
es? Wir haben es ja!“ Auch die Watt- und Röhricht-
flächen des Außendeichs sind nach dem jetzt gülti-
gen Paragrafen 30 des Bundesnaturschutzgesetzes
gesetzlich geschützte Biotope. Dort gibt es heraus-
ragende Vogellebensräume, die ebenfalls schwer und
unwiederbringlich beeinträchtigt würden.

Es ist wahr, die Entwicklung der Offshore-Wind-
kraft gewinnt immer mehr an Bedeutung, was DIE
LINKE ausdrücklich begrüßt! Dafür aber unse Na-
tur und Umwelt zu zerstören, darf nicht sein. Wir kla-
gen dieses hier laut an, denn die betroffenen Tiere
und Pflanzen können es nicht. Es gibt Alternativen
für den benötigten Bau eines Schwerlasthafens. Leider
ist meine erste Redezeit abgelaufen,

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Schade!
Das ist aber spannend!)

ich werde aber in meinen zweiten Redebeitrag meine
Gedanken weiterführen. Meine Damen und Herren,
ich komme wieder! – Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit!

(Beifall bei der LINKEN – Abg. R ö w e -
k a m p  [CDU]: Er hat einen Ersatzstand-

ort an der Ochtum!)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner erhält
das Wort der Abgeordnete Willmann.

Abg. Willmann (Bündnis 90/Die Grünen)*): Sehr
geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und
Herren! Das Thema Offshore-Windenergie hat uns
auch in dieser Bürgerschaftswoche wieder erreicht,
das ist gut so, ist es doch ein zentrales Anliegen der
rot-grünen Koalition.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Der Antrag der LINKEN ist aber für die grüne Frak-
tion nicht zustimmungsfähig. Warum ist das so? Ich
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

sehe in den Augen des Kollegen Müller schon die
Fragezeichen, ist es doch aus Sicht der LINKEN ein
grüner Antrag 2.0. Nein, Herr Müller, bevor Sie in
ihrer Neugier unruhig auf dem Stuhl hin- und her-
rutschen: Es ist kein grüner Antrag 2.0. Warum nicht?
Es ist für die Fraktion DIE LINKE und für Sie, Herr
Müller, eben doch noch nicht so einfach, grüne Po-
litik zu machen.

Ich will versuchen zu erklären, warum Ihr Antrag
abzulehnen ist. Sie haben immer noch nicht verstan-
den, Ökologie und Ökonomie gemeinsam zu den-
ken. Ich will einmal bei der Ökologie anfangen. Die
zentrale Herausforderung für unsere Gesellschaft ist
die ökologische und ökonomische Wende in der
Energie- und Klimaschutzfrage.

Die Maßnahmen zur Begrenzung des weltweiten
Klimawandels sind unabdingbar von der konsequen-
ten Umstellung der Energiegewinnung abhängig.
Dazu gehört für die Grünen die weitere Begrenzung
der Nutzung fossiler Brennstoffe und die Einhaltung
des Atomkonsenses zur Nutzung der Atomenergie.
Gleichzeitig ist der konsequente Ausbau der rege-
nerativen Energien voranzutreiben. Dabei ist die de-
zentrale Bürgerenergie einer industriellen Phase ge-
wichen, und das zeigt deutlich die Potenziale. Den-
noch werden wir weiterhin beides bei den erneuerba-
ren Energien brauchen, dezentrale Erzeugung eben-
so wie großräumige industrielle Produktion. Die auf
der Nordsee geplanten und von der Bundesregierung
verfolgten 25 000 Megawatt sind übrigens reichlich
mehr als die Lichterketten, die Chevy Chase jedes
Jahr zu Weihnachten anzündet.

In diesem ambitionierten Klimaziel der Bundesre-
publik hat die Stadt Bremerhaven nun ihren wichti-
gen, zentralen Platz gefunden, mit dem ein gesam-
ter Strukturwandel innerhalb der Stadt eingeläutet
ist. Sogar in der Wirtschaftskrise ist Bremerhaven in
der Lage gewesen, Arbeitsplätze und damit dauer-
haft Beschäftigung aufzubauen, und das nicht allein
von Hochschule, Wirtschaft, Windkanal, Fraunhofer
Institut über industrielle Fertigung im klassischen
Stahlsegmentbau des technisch hochkomplexen
Anlagenbaus, der Hightechfertigung von Flügeln wei-
ter zu komplexen Testverfahren an verschiedenen
Standorten und nicht zuletzt hin zu einer speziali-
sierten Logistik zu Wasser und an Land. Selbst der
Support für Training, Sicherheit und Versorgung ist
am Ort in Bremerhaven inzwischen zur Heimat ge-
worden.

Einzig die Frage des Transports und der Verschif-
fung der den Kölner Dom überragenden Anlagen ist
noch nicht auf nachhaltige Füße gestellt, obwohl die
Frage nach den Transporteinheiten – –. Schiffe, habe
ich gelernt, darf man sie nicht nennen, da es eine ent-
sprechende Schiffsklassifizierung für diese schwim-
menden Arbeits-, Wohn- und Transportlösungen nicht
gibt. Für die Grünen ist diese Entwicklung und die-
ser Prozess exemplarisch, will Mann oder Frau das
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grüne Konzept des Green New Deal erklären, die Ver-
knüpfung von ökologischen, arbeitsmarktpolitischen
und wirtschaftlichen Zielen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Aber ich will noch einmal konkret zu Ihrem An-
trag zurück, Herr Müller. Liebe Kolleginnen und Kol-
legen der LINKEN, Sie beklagen den falschen Weg
des reinen Ausspielens des Naturschutzes gegen die
zu unterstützende regenerative Energie und den da-
raus resultierenden Arbeitsplätzen. Lesen Sie aber
etwas weiter, machen Sie genau dies aus grüner Sicht,
indem Sie sich ohne Kenntnis der genauen und hoch-
komplexen Prüfergebnisse von nautischen Belangen
über Umwelt-, Wirtschafts-und über Ausgleichsbe-
lange hinwegsetzen und einen Standort im gesam-
ten südlichen Bereich Bremerhavens kategorisch ab-
lehnen. Dabei sprechen Sie selbst von Nachhaltig-
keit, Ökologie und Ökonomie beim vertretbaren Aus-
bau eines Standortes CT 1, was ist das?

Meine Damen und Herren, Sie beschwören ge-
radezu dessen absolute Geeignetheit für eine dau-
erhafte, verstetigte Lösung und vergessen, dass die
Menschen in der Stadt, die Sie vorher schon als Kla-
geführer erwähnen, unter den zunehmenden Schwer-
und Schwerstlastverkehren dauerhaft leiden werden.
Sie erklären den nachhaltigen Nutzen eines Stand-
ortes, der logistisch zu einer Unmenge von vermeid-
baren Transporten führen wird. Sie erklären den öko-
logisch sinnvollen Nutzen eines Ausbaus des CT 1,
einer bereits versiegelten, hochintensiv genutzten
Spezialindustriefläche, die fernab jeder ökologischen
Nutzung ist, und beschreiben ökonomisch die Wer-
tigkeit eines Standortes, der Millionen von zusätzli-
chen Logistikkosten produziert, die Sie dann in Ih-
rer linken Ideologie hinterher den Energiekonzernen
in ihrer Preispolitik lauthals ankreiden werden. Gleich-
wohl, das will ich auch für die Fraktion der Grünen
erklären und betonen, begrüßen wir außerordentlich,
dass Bremerhaven den CT 1 für eine Interimslösung
für diesen boomenden und für Bremerhaven so wich-
tigen Bereich zum Umschlag nutzen kann.

Sie fordern die Bürgerschaft weiter auf, die För-
derung der regenerativen Energien voranzutreiben.
Meine Damen und Herren, die Förderung ist Aufgabe
des Bundes, mit dem Energieeinspeisegesetz -

(Glocke)

ich komme zum Schluss – und den bereits formulierten
Klimaschutzzielen, die sehr ambitioniert sind. Aus
klimapolitischer Sicht wird niemand hier in diesem
Haus, da bin ich mir sicher, ob mit oder ohne Ihren
Antrag, gegen die klimapolitischen Ziele, die wir
eingeschlagen haben, stimmen. Mit Ihrem Antrag,
geschätzter Kollege, liebe Fraktion der LINKEN, sind

Sie unterwegs im Irgendwo und Nirgendwo. – Dan-
ke!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster erhält das Wort
der Abgeordnete Bödeker.

Abg. Bödeker (CDU)*): Herr Präsident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Zunächst einmal hat
mich der Antrag der LINKEN außerordentlich geär-
gert. Warum? Weil er zur falschen Zeit kommt und
ich die Intention nicht verstehe. Wir haben klare Prüf-
aufträge vergeben, wir haben die Entscheidung ge-
troffen, dass zwei Varianten weiter geprüft werden.
Wir werden irgendwann die Ergebnisse der Varian-
tenprüfung vorgelegt bekommen und dann in eine
Diskussion eintreten, welche Variante wir wollen.

Wenn das so ist, frage ich mich, warum Sie diesen
Antrag heute hier gestellt haben. Sie haben den An-
trag gestellt, weil Sie einen Eindruck erwecken wol-
len, dass Sie die Retter der Natur sind, dass alle an-
deren gegen die Natur sind, obwohl Sie gar nicht wis-
sen, was bei der Prüfung herauskommt, wir wissen
es im Moment auch nicht. Wir wissen nur eines, dass
Bremerhaven mit Unterstützung des Landes auf Wind-
energie gesetzt hat. Das ist eine richtige Entschei-
dung, Herr Willmann, die getroffen worden ist, be-
vor Sie hier im Haus waren. Aber man kann sich ja
mit Lorbeeren schmücken, die man selbst nicht ver-
dient hat. Das bleibt Ihnen überlassen.

(Beifall bei der CDU)

Aber ich denke einmal, das, was Sie, Herr Mül-
ler, hier versuchen, ist, den Bürgerinnen und Bürgern
Sand in die Augen zu streuen. Sie sprechen im ers-
ten Punkt davon, dass die Bürgerschaft weiterhin die
Förderung der regenerativen Energien vorantreiben
wird und fordern dies auch. Wenn wir Ihrem Antrag
folgen, machen wir genau das Gegenteil. Sie waren
gestern bei uns auf unserer Veranstaltung, die wir
als Anhörung durchgeführt haben, ohne eigene
Aussagen zu treffen. Was ich allerdings toll finde, ist,
dass Sie auch zu Veranstaltungen anderer Parteien
kommen. Sie sind auch zu den nächsten Veranstal-
tungen herzlich eingeladen, vielleicht lernen Sie dann
auch einmal etwas, es kann ja auch ein wenig hän-
gen bleiben.

Wir haben ganz klar eine Anhörung durchgeführt,
in der wir uns die Vor- und Nachteile noch einmal
angehört haben. Wir wissen ganz genau, wenn wir
im südlichen Bereich der Weser keinen Schwerlast-
terminal haben, haben die Windenergieunternehmen,
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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die in Bremerhaven ansässig sind, wirtschaftlich gro-
ße Nachteile und erhebliche Mehrkosten. Zudem wol-
len wir als Bremerhavener, und hier im Landtag ei-
gentlich auch, denke ich, den Unternehmen das Ar-
beiten erleichtern, um eben im Bereich der Wind-
energie ein Alleinstellungsmerkmal langfristig zu
bekommen. Sie wissen ganz genau, dass wir die An-
lagen von Luneplate/Luneort entweder über den Was-
serweg mit einer zusätzlichen Verladung auf CT 1
bringen können, oder aber, wie Herr Willmann eben
schon gesagt hat, mit Schwerlasttransporten durch
den Innenstadtbereich, das im touristischen Gebiet,
denke ich, auch nicht so gewollt ist. Insofern ist das
schon gar nicht funktional. Es ist eine Übergangslö-
sung, für die der CT 1 ertüchtigt wird, das ist rich-
tig, aber es kann keine langfristige Lösung werden.

Es wird uns hier eine Vorzugsvariante vorgestellt
werden, so ist der Weg, und wir werden dann über
diesen Bereich diskutieren. Dass Sie jetzt den Ein-
druck erwecken, dass alle, die in dem Bereich der
Weser ein Schwerlastterminal ansiedeln wollen, ge-
gen Natur sind – also Ökonomie gegen Ökologie –,
ist unrichtig. Das ist der absolut falsche Eindruck! Sie
wissen ganz genau, dass wir bei CT 4 vernünftige
Lösungsmöglichkeiten getroffen haben. Wir haben
den Staatsvertrag mit Niedersachsen auch geschlos-
sen, um Ausgleichsflächen als Bremer Gebiet zu be-
kommen, aber wir haben uns natürlich auch vorbe-
halten, Gewerbegebiete in dem Bereich weiter zu
erschließen. Das waren die beiden Punkte, nicht nur
der Ausgleich, sondern auch die Ansiedlung von
Gewerbe.

Wir wissen ja und haben das alle schmerzlich hier
zur Kenntnis genommen, dass ANBAU aber nicht
nach Bremerhaven, das heißt, im Bundesland Bre-
men sind sie, gekommen, sondern nach Cuxhaven
gegangen sind, weil Gewerbeflächen noch nicht er-
schlossen waren. Deswegen ist es auch der nächste
Schritt, diese Gewerbeflächen zu erschließen. Das
ist ein ganz wesentlicher und wichtiger Schritt. Die
Unternehmen müssen die Möglichkeit haben zu funk-
tionieren. Bei CT 4 haben wir das über die Ausgleichs-
flächen Luneplate gezeigt, aber selbst über Aus-
gleichsflächen in Nordholz – da haben wir nämlich
die Sommerdeiche geschliffen, um dann dort Natur-
flächen zu schaffen – haben wir Ausgleichsmaßnah-
men getroffen, die vernünftig gewesen sind und hohe
Anerkennung haben. Also werden wir, auch wenn
wir eine Vorzugsvariante haben, mit Sicherheit eine
umweltschutzverträgliche Lösung finden, wie es dort
zu handhaben ist.

Ein weiterer Punkt, der bei der Ansiedlung natür-
lich eine Rolle spielen muss und in Bremerhaven eine
große Rolle gespielt hat, ist auch der Flugplatz Lu-
neort. Bei beiden Möglichkeiten ist der Flugbetrieb
möglich, bei der einen etwas eingeschränkter, aber
auch da ist es möglich. Wir haben ja auch noch die
Querlandebahn, die, denke ich einmal, muss oder darf
nicht vergessen werden. Wir haben dort investiert,

auch deswegen soll der Flugplatz erhalten bleiben.
Aber das sind alles Diskussionen –

(Glocke)

ich komme gleich zum Schluss – die wir führen wer-
den, wenn die Ergebnisse vorliegen.

Sie scheinen auf Ihrem Schreibtisch eine Glasku-
gel stehen zu haben, in der Sie alles sehen. Wir nicht,
wir warten die Ergebnisse ab, bewerten sie dann,
wenn sie vorhanden sind, das ist vernünftige Poli-
tik. – Herzlichen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster erhält das Wort
der Abgeordnete Schildt.

Abg. Schildt (SPD): Herr Präsident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ziel der rot-grünen Koalition ist
es, Bremerhaven zum führenden Standort für Off-
shorewindenergie in Deutschland auszubauen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Denn erneuerbare Energien und effiziente Ener-
gietechnik sichern und schaffen Arbeitsplätze. Die
Unterzeichnung des Vertrags zwischen RWE und
Eurogate in der letzten Woche, die bis zur Fertigstel-
lung des neuen Offshorehafens das Containertermi-
nal-Süd oder CT 1 als Verladestation nutzen werden,
zeigt, welche Potenziale in dieser Industriepolitik
stecken. Am Anfang, Herr Müller hat es erwähnt,
standen elf Varianten, in der Prüfung sind jetzt am
Ende zwei Varianten übrig geblieben.

(Abg. B ö d e k e r  [CDU]: Zwölf
waren es!)

Der Senat wird am 15. Juni seine entsprechenden
Prüfungen abgeschlossen haben. Dabei ist für die
Bürgerschaftsfraktion der SPD klar, wir brauchen am
Ende eine der besten Lösungen, die wir politisch zu
bewerten haben.

(Beifall bei der SPD)

Bei dieser Bewertung muss zwischen den ökono-
mischen Bedarfen und den ökologischen Erforder-
nissen abgewogen werden. Die Umweltauswirkun-
gen müssen beherrschbar sein, und es muss sicher
sein, dass die natur- und artenschutzrechtlichen Auf-
lagen dabei erfüllt werden. Die SPD-Bürgerschafts-
fraktion verfolgt mit der Stärkung der Windenergie-
technik eine sowohl langfristig als auch nachhaltig
wirkende wirtschaftsstrukturelle sowie klimapoliti-
sche Strategie. Wir haben mit unserem Offshoreha-



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 17. Wahlperiode – 67. Sitzung am 19. 05. 10 5099

fen sehr gute Chancen, das deutsche oder/und eu-
ropäische Zentrum für Offshoreenergie zu werden.

Herr Müller, Sie sprechen in Ihrem Antrag darüber,
dass es an der Stelle des CT 1 Süd doch die langfris-
tige Entscheidung geben müsste. Wir betrachten die
jetzt getroffene politische Entscheidung für CT 1 Süd
als eine notwendige Übergangslösung, bis der Off-
shorehafen 2014 fertiggestellt ist. Die Unterzeichnung,
die ich anfangs erwähnte, ist ein klares Bekenntnis
für die Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven für
die Windenergie. Jeder muss bei dieser kurzfristig
notwendigen Übergangslösung wissen, dass es da-
bei zu gebrochenen Verkehren kommt, die sowohl
ökologisch als auch ökonomische Auswirkungen ha-
ben. Deswegen kann es nur eine Übergangslösung
sein.

Der Vertragsabschluss zwischen Eurogate und RWE
hat gezeigt, welche überragende strukturpolitische
Bedeutung ein leistungsstarker Offshoreterminal für
die wirtschaftliche Entwicklung in Bremerhaven hat.
Lassen Sie mich Herrn Prof. Vahrenholt, Vorsitzen-
der der Geschäftsführung von RWE, zitieren, der an-
lässlich der Unterzeichnung sagte: „Eurogate bietet
uns in Bremerhaven sehr gute Voraussetzungen für
den Bau unseres ersten deutschen Offshorewindparks.
Denn wir brauchen sehr große Flächen und vor al-
lem die notwendige Infrastruktur, um unsere Kon-
struktionsschiffe Seabreeze entsprechend einsetzen
zu können. Bremerhaven hat sich sehr früh auf die-
sen neuen Industriezweig eingestellt. Von dieser vor-
ausschauenden Entscheidung profitieren wir jetzt
und nicht nur wir, sondern auch die Offshoreindus-
trie.“

Sie sehen, meine lieben Kolleginnen und Kollegen,
wie wichtig es ist, dass Bremerhaven wirtschaftspo-
litisch auf den Offshorepark setzt.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Mit CT 1 ist es nur eine Übergangslösung, und ich
glaube, dass es nur redlich ist, dass wir jetzt abschlie-
ßend bis zum 15. Juni warten, um genau politisch be-
werten zu können, was wirklich die ökologischste und
ökonomischste Entscheidung ist. Dass in dieser glei-
chen Sekunde, ein sehr ökologisches Projekt wie Wind-
energie, das ja die Atomstromdebatte sozusagen er-
setzen soll, eine Naturschutzdebatte stattfindet, das
muss man aushalten können, Herr Kollege Müller.
In Ihrem Antrag sprechen Sie davon, dass man nichts
gegeneinander ausspielen möchte. Ich denke, in Ih-
rem Antrag spielen Sie das gegeneinander aus, weil
ich meine, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter in der Behörde sehr sorgsam in der Abwägung
damit umgehen, welcher der Standorte der ökolo-
gisch-ökonomisch sinnvollste ist. Diese Bewertung,
die wir dann politisch vornehmen, sollten wir erst
einmal abwarten, um danach dann beurteilen zu kön-

nen, ob es auch in den beiden Varianten geht, die
noch in Rede stehen.

Abschließend kann ich hier nur sagen, dass die
SPD-Bürgerschaftsfraktion mit der grünen Fraktion
auf dem richtigen Weg ist, Bremerhaven zu einem
Offshore-Standort zu entwickeln; eine Entscheidung,
deren Tragweite wir heute vielleicht noch nicht über-
blicken können, aber neben den Strukturentschei-
dungen in Bremerhaven, die im Containerbereich lie-
gen, die in unserer Hafenwelt liegen, ist das für Bre-
merhaven eine wichtige Entscheidung. Insoweit leh-
nen wir Ihren Antrag ab! – Danke!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Ella.

Abg. Ella (FDP): Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Nachdem die Grünen schon vor gut einein-
halb Wochen auf ihrem Landesparteitag in Bremer-
haven, wie ich finde, wider jede Vernunft und jede
eigene Aussage in Ausschüssen und Deputationen
eine vollkommen unangebrachte Vorfestlegung für
den Offshorehafen getroffen haben, setzt DIE LINKE
hier und heute noch einmal einen darauf. Liebe
Kolleginnen und Kollegen, es ist offenbar notwen-
dig, noch einmal – ich weiß nicht zum wievielten Male
– zu betonen, dass der Offshorehafen für Bremerha-
ven das wichtigste Infrastrukturprojekt der kommen-
den Jahre ist.

(Beifall bei der FDP)

Offenbar ist das bei einigen noch nicht angekom-
men, sonst hätten wir nicht dieses Gezappel, bei dem
die Gefahr besteht, dass das Vertrauen in die bre-
mische Handlungsfähigkeit untergraben wird. Wir
haben es gehört, es gibt ein vorgeschriebenes Prüf-
verfahren, in dem die Vor- und Nachteile der einzel-
nen Standorte gegeneinander abgewogen werden.
Dieses Verfahren braucht Zeit, ärgerlich viel Zeit, wie
ich anmerken möchte, wir kommen aber nicht dar-
an vorbei, weder durch Parteitagsbeschlüsse, noch
durch Bürgerschaftsanträge. Ich erinnere noch einmal
an die Diskussion in der Wirtschaftsdeputation. Dort
ist mehrfach betont worden – übrigens auch damals
noch von grüner Seite aus –, dass wir das Ergebnis
des Verfahrens abwarten müssen. Da frage ich mich
nun, weshalb hier einige Leute nicht die Füße still-
halten können, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen.

(Beifall bei der FDP – Abg. W i l l m a n n
[Bündnis 90/Die Grünen]: Tun Sie selbst

nicht!)

Der Vorschlag, den Offshoreterminal dauerhaft an
CT 1 zu errichten, ist schlichtweg absurd, einmal ab-
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gesehen davon, dass damit ein anderes wichtiges
Standbein der Bremerhavener Wirtschaft, der Con-
tainerumschlag, stark eingeschränkt wird, zulasten
von Arbeitsplätzen, Herr Müller, ist er wirtschaftlich
auf Dauer nicht konkurrenzfähig zu anderen Küsten-
standorten. Was wollen Sie denn mit den Windrädern
machen, wenn der Containerumschlag in ein paar
Jahren die alten Dimensionen erreicht hat? Sollen die
Arbeitsplätze dann abwandern? Haben Sie eigent-
lich einmal die Vorlagen der Wirtschaftsdeputation
genau gelesen, in der die Probleme des Umschlags
von Windrädern am CT 1 dargestellt werden? Glau-
ben Sie ernsthaft, dass sich dauerhaft der komplizierte
Transport der riesigen Anlagen vom Gewerbegebiet
Fischereihafen zum CT 1 rechnen wird? Herr Schildt
hat die Lage eben richtig geschildert.

Wenn wir das machen, dann ist der Offshoreum-
schlag aus der Seestadt ganz schnell weg, und wir
haben die größte Chance für Bremerhaven seit lan-
ger Zeit verspielt. Liebe Kolleginnen und Kollegen
von der LINKEN, Ihr sorgloser Umgang mit Arbeits-
plätzen erstaunt mich nicht nur, er schockiert mich.
Ihre pseudo-ökologischen Arbeitsplatzvernichtungs-
anträge haben hier in der Bürgerschaft eigentlich
nichts verloren. – Ich danke für Ihre Aufmerksam-
keit!

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Müller.

Abg. Müller (DIE LINKE): Sehr geehrter Herr Prä-
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren! In
meinem ersten Redebeitrag habe ich erklärt, es gibt
Alternativen für den benötigten Bau eines Schwer-
lasthafens, und zwar ist das die in Bremerhaven als
Provisorium angedachte Lösung des Containertermi-
nals 1, kurz CT 1 genannt. Er soll laut Beschluss des
Senats für circa vier Millionen Euro zu einem Schwer-
lasthafen umgebaut werden.

(Abg. W i l l m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: 3,5 Millionen Euro!)

Das war ja wahrscheinlich für Sie, Herr Willmann,
eine Überraschung, weil Sie ja hier in der Bürger-
schaft erklärt haben, CT 1 ist in keinster Weise in der
Lage, Schwergut umzuschlagen.

(Abg. B ö d e k e r  [CDU]: Hat nie einer
gesagt!)

Über den Umbau von CT 1 würde somit schon in-
nerhalb kürzester Zeit eine Möglichkeit zur Verfü-
gung stehen, um die Einzelkomponenten für die
Offshore-Windkraftenergieanlagen für die dafür vor-
gesehenen Schiffe zu verladen, und das ohne die
wichtigen Naturschutzgebiete vernichten zu müssen,

meine Damen und Herren! Meiner Meinung nach
können die Containerumschlagzahlen von 2008 auf
absehbare Zeit nicht mehr erreicht werden, wenn sie
überhaupt noch einmal erreicht werden können. Hier-
für sprechen zum einen die derzeitigen Abwande-
rungstendenzen großer Containerreedereien, die sich
den osteuropäischen Häfen zuwenden. So hat allein
Hamburg an die 40 Prozent der Containerumschlag-
menge an polnische Häfen verloren.

(Abg. W i l l m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Hamburg!)

Genau! Nun besteht die Gefahr, dass Hamburg den
Verlust über die Abwerbung von Tonnage aus un-
seren Häfen kompensieren wird. Zum anderen wird
auch die Fertigstellung des Wilhelmshavener Jade-
WeserPorts Auswirkungen auf unsere Containerum-
schlagzahlen  haben.  Hier  wird  ein  Konkurrenzha-
fen entstehen, der sich mit unseren Häfen messen
kann. Der JadeWeserPort hat zusätzlich noch den
Vorteil, dass er absolut tideunabhängig ist und die
Reedereien so eine bessere Planbarkeit ihrer Fahrt-
routen erhalten können.

Meine Damen und Herren, zurzeit haben wir mit
der Wirtschaftskrise und dem starken Rückgang des
Hafenumschlags zu kämpfen. Unsere Häfen verfü-
gen dadurch über enorme Überkapazitäten, die wir
zum Teil mit dem zusätzlichen Geschäft, mit dem
Verladen von Windkraftanlagen, kompensieren kön-
nen. Ein zusätzliches positives Ergebnis ist, dass wir
die Arbeitsplätze der Hafenarbeiter und Hafenarbei-
terinnen absichern können. Der Terminalbetreiber
Eurogate muss dafür lediglich den CT 1 mit seinen
rund 24 Hektar Flächen und seiner 400 Meter lan-
gen weserseitigen Kaje zur Verfügung stellen. Der
Energiekonzern RWE plant bereits weitere Windparks
in der Nordsee und braucht dafür einen sicheren
Basishafen.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Aber nicht den!)

Die Entscheidung ist nun auf Bremerhaven gefallen,
und es können so weitere Arbeitsplätze vor Ort ent-
stehen.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Aber nur vorübergehend!)

Nun wird der Bau des geplanten Windparks für
zwei Jahre über den CT 1 koordiniert und die Ein-
zelkomponenten transportiert, was für beide Seiten
ein Gewinn ist, eine sogenannte Win-win-Situation
ist entstanden. Meine Damen und Herren, wenn wir
beweisen können, dass wir diese Herausforderung
gewinnbringend über den CT 1 umsetzen können,
warum sollte CT 1 dann noch ein Provisorium sein?
Mit dieser Lösung könnten wir alle gewinnen, der
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Naturschutz bleibt für uns alle gesichert und die Wind-
energiebranche kann ihre anvisierten Ziele erreichen.

Herr Willmann, Sie erklärten, wir hätten den Be-
griff Ökologie noch nicht begriffen. Da möchte ich
den Hinweis von Herrn Ella noch einmal heranzie-
hen, und zwar haben die Grünen ja in Bremerhaven
eine Voraussage getroffen, dass sie die Variante Blexer
Bogen Nord unterstützen und haben wollen. Hier ist
zu erwähnen, dass die gesamte Bremerhavener Frak-
tion in der Stadtversammlung Bremerhaven sich
explizit gegen diese Planung ausgesprochen hat. Hier
sprechen wir praktisch über zwei Städte, zwei un-
terschiedliche Meinungen. Es wurde explizit gesagt,
südlich der Geestemündung keinen Hafen zu errich-
ten.

(Abg. B ö d e k e r  [CDU]: Wo?)

Herr Bödeker, Sie erklärten, wir würden dafür sor-
gen wollen, dass sämtliche Transporte durch die Stadt
gehen. Also, das sehe ich ein bisschen anders. Auch
Herr Schildt hat sogenannte gebrochene Verkehre
angesprochen. Also, wenn wir die Transporte über
den Landweg führen, können wir nur geringe Men-
gen transportieren, weil ein Lkw ganz bestimmte
Mengen hat, die er bewegen kann, das heißt, mehr
Transporte, höhere Emission und teuer. Wenn wir die
Transporte über den Wasserweg in Form von Bargen
bewegen, wie es derzeit ist, nur eben in Richtung CT 1,
wo alles dann zur Vormontage bereitgestellt werden
soll, dann haben wir erhebliche Transportvolumen,
geringere Emission und geringere Kosten.

Meine Damen und Herren, ich würde mich freu-
en, wenn Sie unsere Initiative mehrheitlich unterstüt-
zen würden, weil ein solcher Antrag, wie wir ihn hier
gestellt haben, ist wichtig für unser Land, ist wich-
tig für Bremerhaven und unseren Naturschutz. –
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Dr. Güldner.

(Abg. O p p e r m a n n  [SPD]: Der hafen-
politische Sprecher der Grünen!)

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine sehr verehrten Kolleginnen und
Kollegen! Ich habe mich vor allen Dingen deswegen
gemeldet, weil ich mich noch einmal über die Fra-
ge der ökologischen Bedeutung dessen, was Sie da
beantragen, mit Ihnen unterhalten wollte. Vorher
muss man aber noch einmal sagen, alle Beteiligten
– auch die RWE, die jetzt auf dem CT 1, wenn er her-
gerichtet ist, damit beginnt –, ich betone, alle Betei-
ligten, und Sie, Herr Müller, sind, glaube ich, der
Einzige, der es nicht mitbekommen hat, haben die-
se Vereinbarung unter der Voraussetzung abgeschlos-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

sen, dass es eine vorübergehende Lösung in den
nächsten zwei bis drei Jahren ist, bis dann ein rich-
tiger Hafen am Platz ist, und dass alle Gründe, öko-
nomische, aber auch logistische und technische Grün-
de dagegen sprechen, das ist nicht nur der Contai-
nerumschlag, der möglicherweise wieder anzieht,
sondern es sind sehr viele andere Gründe. Es geht
ja bei diesem Hafen darum, dass sie fertig montier-
te Anlagen auf hohe See bringen, und wenn sie das
stückweise machen wollen, dann funktioniert das
natürlich auf die Dauer so nicht.

Wir sind sehr froh, dass es diese Übergangslösung
gibt, weil wir dadurch schneller sozusagen an den
Markt kommen und weil die Offshoreenergie ja ganz
schnell ausgebaut werden muss, aber es gibt wirk-
lich niemanden, der glaubt, außer Ihnen, dass man
das auf Dauer, auf Jahrzehnte hinaus, dort am CT 1
machen kann.

Mich hat aber etwas ganz anderes umgetrieben.
Schauen Sie manchmal fern oder lesen Zeitung? Ha-
ben Sie im Golf von Mexiko in den letzten Wochen
mitbekommen, welche Katastrophe es ist, Erdöl in
küstennahen Gebieten zu fördern, und dass wir ge-
rade dabei sind, einen ganzen Ozean zu zerstören,
indem dieses Erdöl zu Millionen Tonnen dort jeden
Tag ausläuft? Ist Ihnen klar, wenn wir einerseits die
Ölförderung, andererseits Tschernobyl – an das Sie
sich auch erinnern können müssten – und die CO2-
und Feinstaubemission der Kohlekraftwerke haben,
dass wir dann sehr schnell in den nächsten zehn oder
zwanzig Jahren die regenerativen Energien – und
das geht von der Menge her, das leuchtet, glaube ich,
jedem ein, nur Offshore durch große Windanlagen
in dem Bereich der Meere aufzustellen –, dass wir
aus ökologischen Gründen die Entwicklung schnell
und in großem Stil vorantreiben müssen, wenn wir
nicht so weitermachen wollen, wie Sie es jeden Tag
in den Medien beobachten können, wie es jetzt im
Golf von Mexiko gerade mit der Erdölförderung ist?

Deswegen ist es ökologisch absolut unvertretbar,
was Sie hier machen. Ökologisch ist es absolut un-
vertretbar, einerseits zwar für die regenerativen
Energien zu sein, aber andererseits, wenn die not-
wendigen Anlagen installiert werden sollen, um diese
regenerativen Energien in dem Tempo und Stil auch
tatsächlich installieren zu können, dann immer zu
sagen, das geht nicht, und am Ende geht es dann gar
nicht. Damit wird die ganze ökologische Ausrichtung,
die Sie hier propagieren, vollkommen unglaubwür-
dig. Ich glaube, dass die beiden senatorischen Be-
hörden, dass bremenports, dass alle, die damit jetzt
beschäftigt sind, sich extrem viele Gedanken um den
Naturschutz machen. Die Begriffe Natura 2000, FFH
und so weiter, sie spielen dort eine zentrale Rolle, und
es spielt eine zentrale Rolle, auch die Vogelwelt und
viele andere Dinge zu schützen. Was Sie jedoch ma-
chen, ist, eine Zukunft der regenerativen Energien
zu verbauen und dann – logischerweise, anders kann
es ja nicht sein –  auf Erdöl, Kohle und Atom zu set-
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zen, und das nennen Sie dann einen ökologischen
Kurs. Ich glaube, damit kann man überhaupt nichts
anfangen. – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Bödeker.

Abg. Bödeker (CDU)*): Herr Präsident, meine Da-
men, meine Herren! Es ist schon schwer zu disku-
tieren, wenn auf Argumente überhaupt gar nicht ein-
gegangen wird, sondern wenn man störrisch seine
Meinung weiter vertritt. Die Notwendigkeit eines
Schwerlasthafens haben wir hier diskutiert, sie ist von
allen anerkannt. Das ist kein kurzfristiger Effekt, in-
dem Anlagen aufgestellt werden, übrigens 10 000
Anlagen, die geplant sind, 40 Windparks. Die Fra-
ge ist, was danach kommt. Danach kommen natür-
lich der Transport von Ersatzteilen, Reparaturen, und
irgendwann kommt auch die Erneuerung. Also hat
auch langfristig ein solcher Schwerlasthafen eine
Daseinsberechtigung.

Wir haben zugesagt, den Unternehmen auch kurze
Wege zu geben, um effektiv arbeiten zu können, denn
es müssen die Türme, die Gondeln, die Flügel, alle
Teile transportiert werden. Nach Ihrem Konzept wird
alles im Fischereihafen verladen, dann über Schu-
ten geschleust – das muss es ja, weil es aus dem Fi-
schereihafen wieder heraus muss –, dann zum CT 1
gebracht und dort wieder verladen, die Flügel wer-
den vormontiert und wieder verladen und dann ver-
schifft. Da sagen Sie, das ist gut für Stadt und Land?
Ihr Antrag schadet der Stadt und dem Land.

(Beifall bei der CDU)

Ich denke, Sie müssen auch einmal in Betracht
ziehen, dass wir Unternehmen ansiedeln wollen, dass
die Unternehmen vernünftige Bedingungen haben
wollen, die wir ihnen bieten, aber jetzt nicht den Ver-
such machen zu sagen, wenn Unternehmen vernünf-
tige Rahmenbedingungen haben, geht die Frage des
Naturschutzes unter. Ich habe Ihnen ja schon gesagt,
dass die Probleme im Naturschutz in Bremerhaven
bis jetzt immer vernünftig gelöst worden sind. Wir
werden Vorlagen bekommen, in denen auch diese
Probleme beschrieben und auch Lösungsvorschlä-
ge dazu gemacht werden. Insofern ist das, was Sie
hier ausführen, vollkommener Unsinn.

(Zuruf des Abg. R u p p  [DIE LINKE])

Was mich am meisten ärgert, ist: Sie sind nicht nur
Totengräber der Windenergie, Sie sind auch Toten-
gräber der Containerindustrie, weil Wirtschaftspo-
litik auch Psychologie ist, weil man seinen Standort
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

auch schlechtreden kann, und das finde ich ausge-
sprochen ungehörig. In einer Wirtschaftskrise, un-
ter der alle leiden – nicht nur Bremen und Bremer-
haven –, in der überall Umschlagskapazitäten zurück-
gegangen sind, sind wir der Überzeugung, und es
scheint sich auch so abzuzeichnen, dass es wieder
anzieht. Ein leichtes Plus haben wir ja schon. Dem-
entsprechend schüren Sie hier nur Angst, und wenn
Sie dann noch sagen, dass dann Mitarbeiter auf CT 1
beschäftigt werden, dann frage ich Sie: Soll beim
Schwerlastterminal niemand arbeiten? Ich denke, dass
auch dort Beschäftigte tätig sein werden. Insofern
kommt Ihr Antrag hier wirklich zum falschen Zeit-
punkt. Herr Müller, Sie können wieder jemanden aus
Ihrer Fraktion nach vorn schicken, der Sie dann ent-
schuldigt, aber seien Sie mir nicht böse: So macht man
keine ernsthafte Wirtschaftspolitik, das geht hier im
Haus nicht! – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Schildt.

Abg. Schildt (SPD): Herr Präsident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ich glaube, Herr Müller, Sie ha-
ben noch nicht ganz verstanden, was der Offshore-
hafen am Ende alles leisten soll. Er soll die Aufga-
ben als Produktions-, Montage-, Logistik-, Distribu-
tionszentrum für Anlagekomponenten und Ersatztei-
leservice übernehmen. Im Industriegebiet Luneort
Bremerhaven entsteht das norddeutsche Zentrum für
die Produktion von Montage- und Offshorewindan-
lagen. Eingebettet in diese branchenspezifische In-
frastruktur bieten sich etwa 180 Hektar an. Dort sollen
zukünftig Sachen stattfinden wie Produktionsmon-
tageflächen für Fundamente, Turm-, Gondel-, Flü-
gelfertigung, Lagerung, Endmontage, Verkehrsflä-
che mit Tragfähigkeit, Abmessungen für Schwerkraft-
Flurförderfahrzeuge von Offshorekomponenten und
noch vieles mehr. Alles das soll der Offshorehafen
eines Tages leisten. Deswegen hat RWE sich dazu
entschieden, für die Übergangslösung auf CT 1 Süd
zu gehen, weil sie jetzt perspektivisch daran sind und
Kapazitäten brauchen.

(Zuruf des Abg. W i l l m a n n
[Bündnis 90/Die Grünen])

Wir sind nicht langsam, Herr Kollege, wir sind da
schnell! Man kann nur von Glück sprechen, dass es
mit den beteiligten Ressorts und der Eurogate gelun-
gen ist, mit 3,5 Millionen Euro eine Werthaltigkeit
zu schaffen, die ab 2011 die Möglichkeit gibt, schon
in den Windpark hinein Gondeln liefern zu können.
Die müssen aber noch zusammengesetzt werden.

Da komme ich auf den Punkt, den, glaube ich, kei-
ner außer Ihnen verstanden hat, was Sie eigentlich
mit den zusätzlichen Verkehren gemeint haben! Also
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noch einmal: Wenn CT 1 genutzt wird, entstehen
zusätzliche Verkehre, das halte ich für problematisch.
Ich habe Sie so verstanden, dass Sie das auch so sehen,
aber in Ihrem Antrag schreiben Sie etwas anderes,
denn wenn Sie langfristig CT 1 Süd wollen, wird es
weiter diese Trennung zwischen der Herstellung und
der möglichen Auf-See-Beförderung geben. Deswe-
gen, lieber Herr Kollege Müller, macht es mehr als
Sinn, dass wir hier in der Bremischen Bürgerschaft
das private Invest, das an der Stelle noch für den
Offshorehafen benötigt wird, mit positiven Signalen
versehen.

Gehen Sie ins Internet, googeln Sie „Offshoreha-
fen Bremerhaven“, wie viele Treffer Sie da in letz-
ter Zeit finden mit positiven Meldungen, was RWE
angeht, was überregionale Zeitungen schreiben, dass
Bremerhaven im Land Bremen jetzt an der richtigen
Stelle investiert, um langfristig auf eine saubere Ener-
gie zu setzen. Was machen Sie jedoch? Der Kollege
Bödeker hat es gesagt: Sie reden das etwas schlecht,
und Sie reden nicht nur diese neue Zukunftsperspekti-
ve Bremerhavens schlecht, Sie haben gleich den Con-
tainerbereich mit dazugenommen. Wer weiß denn,
wie die Zuwachsraten morgen oder übermorgen sind?
Aber sich hier hinzustellen, als Politik den Beschäf-
tigten das Signal zu geben, Leute es wird schon nichts,
es ist alles negativ, das halte ich für politisch falsch.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich sage Ihnen, Herr Kollege Müller, der Antrag
wird aufgrund dessen abgelehnt, und ich bitte Sie
doch – es sind ja alle einer Meinung, nur Sie nicht –,
auch einmal anzunehmen, dass hier im Haus sich
schon alle bewusst sind, in welcher ökologischen
Verantwortung wir auch mit den zwei Standorten sind,
aber um das ökologisch/ökonomisch hinzubekom-
men, müssen wir beides zusammenhalten, und dafür
steht die rot-grüne Regierung.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Müller.

Abg. Müller (DIE LINKE): Sehr geehrter Herr Prä-
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr
Schildt, Sie erklärten, der Offshorehafen, der gebaut
werden soll, soll irgendwann später als Logistikzen-
trum eingesetzt werden können,

(Abg. W i l l m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Ja!)

Der CT 1 kann das schon heute. In der Pressemit-
teilung vom „Weser-Kurier“ vom 11. Mai mit dem

Titel „Statt Container werden künftig Windräder ver-
laden“ steht,

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Ich dachte, Sie sind aus Bremer-

haven!)

ich zitiere die Aussage von Herrn Prof. Vahrenholt,
dem Vorstandsvorsitzenden der RWE Innogy: „Innogy
hat in Bremerhaven nach langer Suche einen Basis-
hafen gefunden, von dem aus der Bau der geplan-
ten Windparks in der Nordsee koordiniert werden
kann. Hier gibt es einfach die besten Voraussetzun-
gen.“ Herr Prof. Vahrenholt erklärte, dass mit dem
CT 1 die besten Voraussetzungen getroffen wurden.

(Zuruf des Abg. W i l l m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen] – Abg. B ö d e k e r  [CDU]:

Übergangsweise!)

Sie stellen hier infrage, dass der CT 1 und die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter des Hafens solche Leis-
tungen erbringen können. Dann frage ich mich, wer
hier gegen die Mitarbeiter der Hafenbetriebe spricht.

Herr Dr. Güldner, fertig montierte Anlagen müs-
sen transportiert werden, Ihre Aussage fand ich schon
einmal sehr interessant,

(Heiterkeit)

und zwar ist das gar nicht Fakt, weil erst einmal die
einzelnen Komponenten zum Montageort gebracht
werden. Das wäre dann Ihr sogenannter Naturschutz-
hafen, der Offshorehafen, den Sie bauen wollen, oder
der CT 1, und das sind die Montageflächen, weil Sie
ja durch die Schleuse – –.

(Zurufe der Abg. Frau S t a h m a n n
[Bündnis 90/Die Grünen])

Hören Sie auf! Das passt einfach nicht!

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Man kann nicht glauben, dass Sie
aus Bremerhaven sind! Ihre Lokalkenntnisse

sind schlecht!)

Auch Ihr Hinweis auf Ölverschmutzung passt hier
nicht, weil die Ölverschmutzung über politische Ver-
strickungen mit der Ölindustrie entstanden ist.

(Abg.  D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Wollen wir die Ölförderung zu-
rückführen, oder wollen wir sie ausbauen?)

Nein, Sie wollen hier einfach sagen, die Ölverschmut-
zung vernichte Natur.

(Zurufe vom Bündnis 90/Die Grünen)
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Ja, aber bitte schön, Ihr Offshorehafen im Natur-
schutzgebiet macht das nicht? Darf eine grüne Tech-
nologie bestehende intakte Naturflächen vernichten?

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Nein!)

Sehen Sie, das sagen nämlich die Grünen in Bremer-
haven auch: Nein, so etwas darf nicht geschehen!

(Beifall  bei  der  LINKEN  –  Abg. D r .
G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die Grünen]:
Kompletter Blödsinn, was Sie da sagen!)

Herr Bödeker, Sie erklärten, wir sollten erst einmal
die Variantenprüfung abwarten.

(Abg. Frau A l l e r s  [CDU]: Eben!)

Grundsätzlich ist Fakt, dass beide Varianten – ob es
Erdmannssiel oder Blexer-Bogen-Nord ist – dem Um-
weltschutz, sprich dem Naturschutz, entgegenstehen.

(Abg. W i l l m a n n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Sie haben dem Verfahren doch zuge-

stimmt!)

Ich habe dem Staatsvertrag zugestimmt.

(Abg. W i l l m a n n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Nein, Sie haben dem Prüfverfahren zu-

gestimmt!)

Nein, passen Sie auf! Wir haben dem Staatsvertrag
zugestimmt, weil Herr Senator Nagel erklärte, dass
eine bestimmte Fläche für die Windkraftenergie vor-
gesehen ist und der Rest der Fläche ausschließlich
für den Naturschutz als Ausgleichsfläche dienen soll.
Er hat auch noch darauf hingewiesen, dass hier ein
sanfter Tourismus eingeführt werden sollte. Wo soll
der denn bitte schön jetzt noch möglich sein?

(Zuruf des Abg. W i l l m a n n
[Bündnis 90/Die Grünen])

Dort, wovon der ehemalige Senator gesprochen hat,
wollen Sie nämlich jetzt Hafenbau betreiben.

(Zurufe: Nein! – Abg. D r .  G ü l d n e r
[Bündnis 90/Die Grünen]: Waren Sie schon
einmal vor Ort? Haben Sie sich das schon

einmal angesehen?)

Zusätzliche Transporte wurde hier auch gesagt. Es
sind keine zusätzlichen Transporte in dem Sinne, denn

ob Sie jetzt über Land transportieren oder über Was-
ser – –.

(Abg. Frau G a r l i n g  [SPD]: Über
Land geht doch gar nicht!)

Sie müssen ganz einfach verstehen, was ich Ihnen
gesagt habe. Über Wasser können Sie wesentlich
höhere Mengen transportieren,

(Abg. B ö d e k e r  [CDU]: Sie können
über Wasser gehen!)

und Sie haben dementsprechend geringere Emissi-
onsraten. Warum ist denn ein Containerschiff güns-
tiger im Emissionsausstoß als ein Flugzeug, eine Bahn
oder Sonstiges? Können Sie mir den Unterschied er-
klären? Weil ein Containerschiff pro Fahrt erheblich
mehr Menge transportieren kann! Wenn wir die Ein-
zelkomponenten nicht mit Spezial-Lkws durch das
Naturschutzgebiet ziehen, sondern mit Bargen durch
die Schleuse an den CT 1 verbringen.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Es ist wirklich nicht zu fassen!)

An einem Ort, der eigentlich schon für diese Trans-
portmöglichkeit ausgereift ist.

(Abg. B ö d e k e r  [CDU]: Das ist doch
eine zusätzliche Verladung!)

Das ist keine zusätzliche Verladung! Es sind zusätz-
liche Emissionen, wenn Sie die ganzen Komponen-
ten mit Spezial-Lkws durch das Naturschutzgebiet
ziehen, weil es wesentlich mehr Transporte sind.

(Glocke – Abg. B ö d e k e r  [CDU]:
Gott sei Dank!)

Herr Präsident, ich komme auch gleich zum Schluss,
ich brauche keine Zwischenfrage mehr. Verstehen
Sie es bitte, meine Damen und Herren!

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Nein, wirklich nicht! Das kann man

wirklich nicht verstehen!)

Bündnis 90/Die Grünen sind in dieser Situation to-
tal zerstritten.

(Zurufe vom Bündnis 90/Die Grünen)

Sie sind in Bremerhaven gegen die Weservertiefung,
in Bremen für die Weservertiefung. In Bremerhaven
sind die Grünen gegen einen Offshorehafen im Na-
turschutzgebiet, in Bremen sind sie für den Bau im
Naturschutzgebiet.
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Ich bin schon sehr gespannt auf das Wahlergeb-
nis, das wir 2011 erzielen werden. – Vielen Dank für
Ihre Wahlwerbung!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Ravens: Das Wort erhält Herr Se-
nator Günthner.

Senator Günthner: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Ich werde versuchen, der Debatte wieder
das gebotene Niveau zu verleihen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich will damit beginnen, dass ich klarstelle, was
Herr Prof. Vahrenholt von RWE Innogy in Bremerha-
ven gesagt hat. Er hat nämlich darauf hingewiesen
– das können Sie auch alles nachlesen, es stand in
der Zeitung, wenn Sie nicht selektiv zitieren würden,
hätten Sie es auch festgestellt –, erstens, dass Bre-
men und Bremerhaven in den vergangenen Jahren
mit großer Weitsicht auf das Thema Windenergie ge-
setzt haben, viel getan haben, um den Standort Bre-
merhaven, aber auch Bremen entsprechend weiter-
zuentwickeln und dass der CT 1 für RWE Innogy eine
Zwischenlösung bedeutet, weil angekündigt ist, dass
es entsprechend zu einer Entscheidung über einen
Offshore-Schwerlasthafen kommen soll.

Herr Prof. Vahrenholt hat uns mit klaren Worten
ermuntert, diese Entscheidung auch möglichst zeit-
nah zu treffen. Das hat vor allem damit zu tun – ich
versuche, es auch in der gebotenen Kürze darzustel-
len –, dass Sie sich natürlich anschauen müssen bei
der Zahl der genehmigten Windanlagen in der See
und den Notwendigkeiten, diese Anlagen dahin zu
transportieren, dass Sie geeignete Hafenstandorte ha-
ben müssen, die auch entsprechende Kapazitäten auf-
nehmen können. Diese Kapazitäten sind auf dem CT 1
langfristig in der Form nicht gegeben. Es geht also
darum, auch einen Schwerlasthafen zu bauen, der
der Tatsache Rechnung trägt, dass wir in Bremerhaven
den Anker für den Bereich Offshorewindenergie für
Deutschland und möglicherweise auch darüber hi-
naus setzen wollen. Die Voraussetzungen dafür, die
wir in den vergangenen Jahren geschaffen haben,
sind die ganze Vernetzung im Windenergiebereich
zwischen den Firmen, zwischen Institutionen und
Wissenschaft, die Schaffung einer wissenschaftlichen
Infrastruktur, die Ansiedlung von Produktionsbetrie-
ben. Das bedeutet dann in letzter Konsequenz, dass
wir jetzt die entsprechenden Umschlagkapazitäten
brauchen.

Ich will noch einmal in Erinnerung rufen, warum
wir eigentlich zu der Diskussion über den Offshore-
hafen gekommen sind. Wir haben ja nicht gesagt, wir
überlegen uns jetzt einmal, wir bräuchten noch ei-
nen Hafen, und weil wir so große Naturfeinde sind,

bauen wir den an die Luneplate, sondern wir sind
zu der Überlegung gekommen, weil wir gesagt ha-
ben, wir stehen mit Niedersachsen in Verhandlun-
gen über die Übertragung der Luneplate, weil wir
festgestellt haben, dass die Gewerbeflächen im Fi-
schereihafen ausgeschöpft sind und wir weitere
Gewerbeflächen in diesem Bereich benötigen. Dann
stellt sich natürlich in diesem Zusammenhang die
Frage: Wie wollen wir, wenn wir dort Windenergie-
firmen ansiedeln wollen, um diese für Bremerhaven
bisher positive Entwicklung weiterzutragen, entspre-
chend dafür sorgen, dass die Logistik auch an die-
sem Standort stattfinden kann?

Dann kommen wir zwangsläufig zu dem Thema,
dass wir über den Offshorehafen sprechen müssen,
dass wir diesen Offshorehafen wollen, dass wir die
Entscheidung darüber auch zeitnah treffen wollen,
und dass wir damit die Voraussetzung dafür schaf-
fen wollen, dass das, was in den vergangenen zehn
Jahren im Bereich der Offshore-Hafen-Windenergie
in Bremerhaven sich entwickelt hat, nicht nur ein
Strohfeuer ist, sondern dass wir eine stetige weitere
Entwicklung organisieren, dass wir Firmen die Mög-
lichkeit geben, die sich mit ihren Produktionsbetrie-
ben in Bremerhaven ansiedeln, auch die entsprechen-
de Logistik für den Aufbau der Anlagen, aber auch
anschließend dann für die Wartung und Unterhal-
tung der Anlagen auf See sicherzustellen. Das ist die
sachliche Basis, auf der wir unsere Entscheidungen
zu treffen haben.

Sie können sich sicher sein, dass natürlich alle
Aspekte, sowohl die nautischen als auch die natur-
schutzfachlichen Aspekte und auch die wirtschaft-
lichen Belange, abgewogen werden müssen. Das
müssen sie schon zwangsläufig, weil es notwendig
ist, in einem Planfeststellungsverfahren gut durch die
Tür zu kommen, und wir kommen da nur gut durch
die Tür, wenn wir diese Aspekte entsprechend ab-
gewogen und wenn wir sie alle einbezogen haben.

Unser Interesse ist – und das ist bisher auch immer
deutlich gemacht worden von diesem Senat, aber
auch von der überwiegenden Mehrheit in diesem
Haus, die das auch in den vergangenen Jahren immer
entsprechend mitgetragen hat –, dass eine Lösung
für einen Offshorehafen sowohl den ökologischen
Aspekten Rechnung schuldet als auch den wirtschaft-
lichen wie auch den nautischen Gesichtspunkten, die
ebenso zu berücksichtigen sind, und vor allem sicher-
stellt, dass ein Hafen, der nicht nur für heute oder
morgen, sondern möglicherweise für die nächsten 30,
40 oder 50 Jahre gebaut wird, auch den Anforderun-
gen Rechnung trägt, die sich in 30 oder 40 Jahren
stellen. Das ist die Herausforderung.

Wir haben als Senat gesagt, wir werden dazu die
Prüfung zeitnah abschließen, werden Ihnen dann, ein,
wie ich finde, vermutlich gutes Ergebnis präsentie-
ren. Ich glaube, dass wir dann damit auch einen guten
Schritt tun werden, Bremerhaven und Bremen wei-
ter wirtschaftlich zu stärken und zu diesem Thema
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Offshore-Hafen-Windenergie, wo wir bisher schon
hervorragend aufgestellt sind, einen weiteren wich-
tigen Schritt für die Zukunft zu machen. Insofern
haben wir auch mit der Entscheidung für CT 1, die
ebenfalls in der Wirtschaftsdeputation breit getragen
worden ist, und mit RWE Innogy als Ankerpartner
in Bremerhaven einen wichtigen Schritt gemacht.
Noch einmal: Der Partner RWE Innogy erwartet auch
von uns, dass das nicht der letzte Schritt war, son-
dern dass als Nächstes die Entscheidung über den
Standort für den Offshorehafen in Angriff genommen
wird. Das werden wir entsprechend machen. – Vie-
len Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktion DIE LINKE mit der
Drucksachen-Nummer 17/1297, Neufassung der
Drucksache 17/1292, seine Zustimmung geben möch-
te, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür DIE LINKE)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grü-
nen, FDP, Abg. M ö h l e  [parteilos], Abg.
T i m k e  [BIW] und Abg. T i t t m a n n

[parteilos])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Viertes Gesetz zur Bereinigung des
bremischen Rechts

Mitteilung des Senats vom 9. März 2010
(Drucksache 17/1198)

1. Lesung
2. Lesung

D a z u

Änderungsantrag der Fraktionen Bündnis 90/
Die Grünen und der SPD

vom 18. Mai 2010
(Neufassung der Drucksache 17/1299)

vom 18. Mai 2010
(Drucksache 17/1302)

Wir verbinden hiermit:

Begleitantrag zum Vierten Gesetz zur
Bereinigung des bremischen Rechts

Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen
und der SPD

vom 18. Mai 2010
(Drucksache 17/1301)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Bürgermeister
Böhrnsen.

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Frehe.

Abg. Frehe (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Mit dem Vierten
Rechtsbereinigungsgesetz verlängern wir circa 120
Rechtsnormen um weitere fünf Jahre. Die Idee aus
den Zeiten der Großen Koalition, Bürokratieabbau
über die Befristung betreiben zu können, sollte anläss-
lich dieses Gesetzes noch einmal überprüft werden.
Der Befristung lag die Vorstellung zugrunde, dass
nach fünf Jahren eine inhaltliche Bewertung der Not-
wendigkeit und Angemessenheit von Rechtsnormen
erfolgt und ein möglicher Anpassungsbedarf leich-
ter erkannt wird. Faktisch erfolgte eine inhaltliche
Evaluation aus fachlicher Perspektive nicht, sodass
befürchtet werden muss, dass mit der Notwendig-
keit der Fortschreibung der Geltungsdauer der Ge-
setze eher mehr Bürokratie erzeugt als abgebaut wird.

Vielmehr sollte das Prinzip der Befristung nicht
generell erfolgen, sondern nur dann, wenn die Re-
gelungsnotwendigkeit erkennbar zeitlich begrenzt
ist, eine inhaltliche Evaluation der Regelungsinhal-
te in absehbarer Zeit tatsächlich erfolgt oder in ab-
sehbarer Zeit eine Novellierung ohnehin notwendig
wird, weil zum Beispiel Bundes- oder Landesrecht
sich verändert. So verlängern wir jetzt beispielsweise
einige Verordnungen zum Schulgesetz um fünf Jahre,
obwohl wir wissen, dass diese noch in diesem Jahr
an das geänderte Schulgesetz angepasst werden
müssen. Die um fünf Jahre verlängerte Verordnung
zum Bundesheimgesetz wird ebenfalls noch in die-
sem Jahr außer Kraft treten, weil wir eine Landes-
regelung hier in der Bürgerschaft verabschieden wer-
den.

Diese Beispiele verdeutlichen, dass mit einem sol-
chen formalen Verfahren kein wirklicher Bürokra-
tieabbau betrieben werden kann. Stattdessen sollte
tatsächlich eine Evaluation der neuen Gesetze durch
die Fachdeputationen und Ausschüsse erfolgen, um
zu überprüfen, ob und wie die Regelungen gewirkt
haben, ob eine Nachjustierung der Regelungen er-
forderlich ist oder Regelungen einfach leerlaufen.
Häufig zeigt sich erst in der Praxis, dass manche Nor-
men nur schwer anzuwenden sind, einen immensen
Kontrollaufwand erzeugen, die Adressaten unange-
messen belasten, das Ziel nicht wirklich erreicht wird,
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Ausweichregelungen oder Ausweichverhalten erzeu-
gen oder Nebenwirkungen haben, die nicht beab-
sichtigt sind. Daher sollte grundsätzlich bei einem sol-
chen neuen Gesetz oder einer umfassenden Neure-
gelung die fachliche Evaluation daran verknüpft wer-
den, sodass geschaut wird, ob diese Regelung das
bringt, was beabsichtigt ist. Diese muss dann aber auch
unter Beteiligung der politischen Gremien strikt ein-
gehalten werden und nicht etwa wie beim PsychKG
leise unter den Tisch fallen.

Mit dem Begleitantrag zu dem Vierten Rechtsbe-
reinigungsgesetz bitten wir aber auch den Senat um
Prüfung, wie die Gesetzgebung bereits bei der Ent-
stehung unnötige Bürokratie vermeiden kann. Bereits
bei den Verordnungsermächtigungen sollte darauf
geachtet werden, ob hierzu eine differenzierte recht-
liche Regelung überhaupt erforderlich ist, ob verschie-
dene Regelungstatbestände nicht zusammengefasst
werden können, ob über unbestimmte Rechtsbegriffe
nicht auch über die Verwaltung ein Ermessen ein-
geräumt werden kann, sodass schlichte Verwaltungs-
vorschriften das konkretisieren können, und ob durch
eindeutige Rechtsvorschriften die Anwendung des
Gesetzes erleichtert werden kann.

Vorschriften, bei denen der Gesetzgeber selbst nicht
genau weiß, wie sie kontrolliert werden sollen, oder
die vermutlich keine wirkliche Verhaltenssteuerung
entfalten werden, weil der Verstoß ohne Konsequen-
zen bleibt, sollten vermieden werden. Ein Gesetz ist
eben kein Besinnungsaufsatz mit wohlmeinenden
Absichten, sondern ein Regelwerk, das sich auf not-
wendige Verhaltenssteuerungen beschränken soll-
te.

Mit dem Änderungsantrag zu Nummer 57 des Ge-
setzes verzichten wir auf die Verlängerung des Stu-
dienkontengesetzes. Das tun wir, weil wir Zweifel an
der Verfassungsmäßigkeit der Landeskinderregelung
in dem bisherigen Gesetz haben und in Zukunft eine
umfassende Neuregelung dieses Regelungsbereiches
vorgenommen werden soll. Eine Regelungslücke
ergibt sich hieraus nicht, da das Gesetz derzeit in
dieser Form auch nicht angewendet wird. Darüber
hinaus wird die Nummer 62, also die Verordnung über
die Gymnasiale Oberstufe, nicht verlängert, sondern
bis zum Auslaufen durch eine Neuregelung ersetzt.
Auch die Nummer 111, also die Bremische Verord-
nung – man höre sich das einmal an – zum Schutz
der Rinder vor einer Infektion mit Bovinen Herpes-
virus Typ I wird nicht verlängert. Die Verordnung
könnte ein Musterbeispiel für Überlegungen sein,
Regelungen anders als durch Verordnungen zu re-
geln. Hier wäre auch der Bundesgesetzgeber gefor-
dert.

Bürokratieabbau darf nach unserer Ansicht kein
ritualisierter Vorgang werden, sondern muss in ei-
ner modernen Folgenabschätzung rechtlicher Nor-
men münden. Hierzu Vorschläge zu machen, fordern
wir den Senat mit unserem gemeinsamen Antrag auf,

und wir bitten Sie, diesem zuzustimmen! – Danke
schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Peters-Rehwinkel.

Abg. Frau Peters-Rehwinkel (SPD)*): Herr Präsi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Kein System
ist so gut, dass es nicht noch einmal verbessert wer-
den könnte. Das, denke ich, sollte hier im Vordergrund
stehen, denn es ist schon eine gute Angelegenheit,
sich die Gesetze innerhalb von gewissen Zeitabläu-
fen noch einmal anzusehen, auch nicht jeden Rege-
lungssachverhalt bis in die Unendlichkeit zu regle-
mentieren.

Ich bin der Auffassung, es ist ein vernünftiger An-
satz gewesen, der mit dieser Grundidee verfolgt wur-
de. Nur – insoweit gebe ich dann dem Kollegen Frehe
recht – ist es natürlich so, dass es auch ein Stück weit
mehr Bürokratie schafft, weil selbstverständlich viele
Gesetze auf Wiedervorlage gelegt werden müssen.
Es muss angeschaut werden, wann welches Gesetz
abläuft. Hier haben wir innerhalb dieses Änderungs-
gesetzes drei Beispiele dafür, dass man nicht pau-
schal mit Regelungssachverhalten umgehen kann,
sondern dass es sich zum Beispiel bei der Vorschrift
mit dem Herpesvirus, Herr Frehe hat es gerade vor-
gelesen, um einen Sachverhalt handelt, bei dem Ge-
fahr im Verzug gewesen ist und eine Lücke aufge-
treten wäre. Insoweit wurde dort schon eine Verlän-
gerung vorgenommen.

Bei anderen Regelungen würde in laufende Ver-
fahren eingegriffen, oder es ist einfach nicht mehr
der Sache dienlich, weil eine ganz neue Regelung
geschaffen wurde. Von daher ist es vom Grundge-
danken her gut, wenn man schaut, ob jedes Gesetz
verlängert werden muss, oder anders herum gesagt,
es muss aber auch nicht jedes Gesetz befristet wer-
den. Man sollte jetzt bei neuen Gesetzen mit Augen-
maß hinsehen, um welchen Sachverhalt es geht, in-
wieweit eine Befristung erfolgen soll, inwieweit sollen
Verordnungsermächtigungen innerhalb des Geset-
zes selbst geregelt werden können.

Von daher, meine ich, ist diesem Prüfauftrag ins-
gesamt zuzustimmen, und damit möchte ich schlie-
ßen! – Danke!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Möllenstädt.
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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Abg. Dr. Möllenstädt (FDP)*): Herr Präsident, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Lassen Sie mich zu die-
sem Tagesordnungspunkt vielleicht zunächst einmal
auf den Begleitantrag, der uns sehr kurzfristig von
den Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und der SPD
erreicht hat, eingehen! Ich glaube in der Tat auch,
dass es sehr sinnvoll ist, Gesetze regelmäßig zu eva-
luieren. Was Sie uns hier aber darbieten, ist dann doch
wohl eher eine Rolle rückwärts beim Bürokratieab-
bau als ein wirklicher Fortschritt, denn das Ziel war
nicht, diese Gesetze sinnfrei immer wieder weiter zu
verlängern und dementsprechend auch nie zu einem
Ende zu kommen, sondern das Ziel war gerade, die
Verwaltungen und die Mitarbeiter in der Verwaltung
zu motivieren, sich Gedanken darüber zu machen,
welche Rechtsvorschriften und Gesetze vielleicht
verzichtbar sein könnten. Weil das offensichtlich unter
rot-grüner Zeit nicht genügend geleistet worden ist,
wollen Sie jetzt die Verwaltung davon entbinden, dies
regelmäßig in den Blick zu nehmen. Das ist der Hin-
tergrund Ihres Antrags, und das wird hier natürlich
nicht unsere Zustimmung finden, weil das Ziel sein
muss, dass wir weniger Bürokratie haben und nicht
mehr.

(Beifall bei der FDP)

Hier etwas zurückzudrehen, da Bremen sich müh-
sam durchringen musste, irgendwann einmal einzu-
führen, dass man Gesetze tatsächlich befristet erlässt,
ist etwas, was nun aus unserer Sicht in die ganz fal-
sche Richtung geht. Mehr Mut beim Bürokratieab-
bau, kann ich dazu nur sagen, wäre hier angebracht
gewesen, aber nicht diese Rückabwicklung, die Sie
heute hier versuchen!

(Beifall bei der FDP)

Ich denke auch, Herr Kollege Frehe, dass vieles
von dem, das Sie vorgebracht haben, doch sehr hehre
Ziele sind, die sich in der Regierungspraxis von SPD
und Grünen nicht wiederfinden. Auch in laufenden
Gesetzgebungsvorhaben kommen Sie nicht umhin,
immer wieder auch unbestimmte Rechtsbegriffe in
Gesetze und Vorschriften einzuführen. Sie stehen
auch nicht an, alle möglichen Beschlüsse hier her-
beizuführen, wo in der Tat nicht klar ist, wer deren
Einhaltung denn kontrollieren soll.

Ich will Ihnen nur ein Beispiel nennen: Das Bre-
mische Wohn- und Betreuungsgesetz, an dem Sie
auch selbst mitgewirkt haben, ist genauso ein Ge-
setz, das Sie unter dem Gesichtspunkt hätten bes-
ser machen können. Dort gibt es jede Menge neuer
Vorschriften, zusätzlicher Vorschriften, auch zusätz-
licher Verordnungsermächtigungen, gegen die Sie
sich soeben dankenswerterweise ausgesprochen ha-
ben. Dies ist ein Paradebeispiel dafür, wie Sie in der
Praxis geradezu zum Zuwachs der Bürokratie auch
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

in diesem Land beitragen, übrigens auch Vorschrif-
ten schaffen, bei denen die Kapazitäten der Verwal-
tung überhaupt nicht ausreichen, um deren Einhal-
tung auch nur ansatzweise sicherzustellen. Handeln
Sie also, liebe Kolleginnen und Kollegen von der Ko-
alition, im Sinne von Bürokratieabbau! Das ist der
Aufruf.

(Beifall bei der FDP)

Ich will Ihnen noch zwei Punkte benennen, in de-
nen wir zu dem eigentlichen Gesetz Probleme ha-
ben, weshalb wir auch heute nicht zustimmen wer-
den. Das ist zum einen die Ziffer 58, da geht es um
die Zeugnisordnung. Wir als Liberale haben uns im-
mer dafür ausgesprochen, dass auch in den Grund-
schulen, sofern Eltern das möchten, auch Ziffernzeug-
nisse erstellt werden sollen. Deshalb werden wir der
Verlängerung der Zeugnisordnung wegen Paragraf
18 nicht zustimmen, das wäre für uns sehr wichtig
gewesen.

Der zweite Punkt betrifft die Verordnung über die
Aufbewahrung und Verabreichung von Arzneimit-
teln in Alten- und Pflegeheimen, da geht es genau
um die Nachfolgeregelungen zum Heimrecht. Hier
hätte man in der Tat diesen Punkt überarbeiten und
auch darüber nachdenken können, ob man in die-
ser Verordnung wirklich Bürokratieabbau betreibt.

Da ist vieles, was aus unserer Sicht zumindest ein-
mal in Betracht gezogen werden sollte, ob man das
so weiterhin braucht, also auch da gibt es ein gro-
ßes Fragezeichen. Ich will ausdrücklich begrüßen,
dass Sie mittlerweile auf den Kurs der FDP einschwen-
ken, was die Landeskinderregelung beim Studien-
kontengesetz angeht. Diese Regelung war ebenfals
ein Punkt, den wir auch schon in der vergangenen
Wahlperiode kritisiert haben, es war der Kollege Wed-
ler, und deshalb muss dieser Punkt auch aus dem Be-
reinigungsgesetz gestrichen werden. Diesen Punkt
unterstützen wir hier ausdrücklich.

Es gibt eine Reihe von weiteren Verordnungen, bei
denen wir durchaus der Meinung sind, dass es der
richtige Anlass gewesen wäre, sie in den Blick zu neh-
men, ob man diese bereinigen und in Zukunft auch
abschaffen kann, weil entsprechende Vorschriften
nun einmal auslaufen. Ich glaube, dass der sogenann-
te Begleitantrag, den die Koalition heute eingebracht
hat, gerade dazu nicht geeignet ist, in Zukunft die
Verwaltung, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
senatorischen Behörden anzuhalten, noch kritischer
heranzugehen und uns hier auch entsprechend zu
beraten und die Bürgerschaft entsprechend zu mo-
tivieren, sich regelmäßig anzuschauen, ob das, was
wir an Verordnungen und an Gesetzen im bremischen
Recht haben, überhaupt noch den Anforderungen der
Lebensrealität der Menschen in unserem Land ent-
spricht.

Ich glaube, vor diesem Hintergrund sollten Sie sich
noch einmal genau überlegen, ob Sie das heute so
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beschließen wollen. Ich halte sehr viel davon, dass
wir weiterhin regelmäßig alle Gesetze und Vorschrif-
ten hier auch evaluieren. – Vielen herzlichen Dank!

(Beifall bei der FDP)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Röwekamp.

Abg. Röwekamp (CDU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Zu dem Änderungs-
antrag der Koalition könnte man sagen, er hätte auch
in Anlehnung an Hartz IV die Überschrift tragen kön-
nen „Bremen setzt Böhrnsen I außer Kraft“, denn das
Gesetz, das heute aus der Befristung heraus nicht ver-
längert werden soll, ist ein Gesetzentwurf des dama-
ligen SPD-Fraktionsvorsitzenden Böhrnsen, und es
sollte zum einen die Landeskinderbevorzugung bei
Studienkonten und zum anderen Gebühren für Lang-
zeitstudenten regeln. Dieses Gesetz ist damals in dem
Wunsch geschaffen worden, auch die Rahmenbedin-
gungen der Lehre zu verbessern und hieraus Einnah-
men zu generieren, nachdem wir erhebliche Anstren-
gungen in die Verbesserung der Forschungsinfra-
struktur in Bremen und Bremerhaven geleistet ha-
ben – so war das damalige Ansinnen des Parlaments,
das das Gesetz verabschiedet hat –, um es den Hoch-
schulen zur Verfügung zu stellen. Das war die Ver-
abredung.

Die Koalition will nun heute mit dem Änderungs-
antrag dieses Gesetz ersatzlos außer Kraft setzen, was
nicht nur dazu führt, dass die ursprünglich einmal
ins Auge gefasste Vermehrung der Mittel der Hoch-
schulen im Land Bremen zur Verbesserung der Lehre
endgültig nicht fließen werden, sondern was auch
dazu führen wird, dass die bisher auch heute Mor-
gen in der Frage der Fragestunde durch den Senat
zugestandenen Einkünfte aus Langzeitstudiengebüh-
ren in Höhe von 1,4 Millionen Euro zunächst ersatzlos
entfallen.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Nein!)

Ich finde das bedauerlich, weil es Geld kostet. Es
ist zwar angekündigt, dass dazu irgendwann ein
neues Gesetz oder vielleicht im Zusammenhang mit
dem Hochschulreformgesetz eine Regelung aufge-
nommen werden sollen, erst einmal aber führt es mit
Rechtskraft der Entscheidung des Parlaments zur
ersatzlosen Aufhebung.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Es gibt keine Lücke, Herr Röwekamp!)

Ich hätte es gut gefunden, wenn man das entspre-
chend geregelt hätte. Heute beschließt das Parlament
zunächst Einnahmeverluste von 1,4 Millionen Euro.

Die CDU-Bürgerschaftsfraktion hält das für falsch,
das will ich an dieser Stelle sagen.

(Beifall bei der CDU)

Im Übrigen ist das Verhalten des Senats aus un-
serer Sicht völlig widersprüchlich, auf der einen Seite
die Rechtsmittel weiter zu verfolgen und um die Ver-
fassungsgemäßheit von Böhrnsen I zu kämpfen, um
auf der anderen Seite das Gesetz durch Entfristung
aufheben zu lassen. Das passt nicht zueinander. Ent-
weder will die Koalition auch in Zukunft über sol-
che Maßnahmen Gelder für die Hochschule finan-
zieren oder nicht, aber auf der einen Seite um die
Verfassungsgemäßheit eines nicht mehr bestehen-
den Gesetzes zu kämpfen, macht aus meiner Sicht
und aus Sicht der CDU-Bürgerschaftsfraktion keinen
Sinn. Entscheiden Sie einfach, Sie wollen es oder Sie
wollen es nicht, und dann, finde ich, muss man sich
auch entsprechend stringent verhalten.

Der zweite Punkt betrifft die Frage des Begleitan-
trags, der kurzfristig eingereicht worden ist. Ich gebe
zu, auch für die CDU-Bürgerschaftsfraktion ist nicht
alles, was wir bisher mit der Befristung vorgenom-
men haben, erfüllt. Ich will an dieser Stelle noch
einmal ausdrücklich sagen: Wir reden bei der Ziffer
1 Ihres Antrags ausschließlich über neue Gesetze. Es
war auch ein Kernanliegen der damaligen Befristungs-
vereinbarung, dass wir nicht alle in Bremen befind-
lichen Gesetze befristen, aber dass wir uns bei neu-
en Gesetzen darauf verständigen, sie tatsächlich
jeweils mit einer Befristung zu versehen. Völlig klar
war auch, dass man dieses System nicht bereits nur
nach einer Periode evaluieren kann, sondern dass man
dazu vielleicht auch ein bisschen länger brauchen
wird. Dass Sie jetzt mit der Ziffer 1 schon Ausnah-
metatbestände prüfen lassen wollen, finden wir, das
will ich an dieser Stelle sagen, nicht richtig.

Wir sind als CDU-Bürgerschaftsfraktion der Auf-
fassung, dass es zur Entbürokratisierung sehr wohl
erforderlich ist, dass neu geschaffene Gesetze bei ihrer
erstmaligen Entstehung in der Regel immer befris-
tet und nur im Ausnahmefall nicht befristet werden,
und an diesem Regelausnahmeverfahren wollen wir
festhalten.

(Beifall bei der CDU)

Es kann sich dann ja erweisen, dass wir bestimm-
te Gesetze, und die gibt es in Bremen eben auch,
länger brauchen. Ich kann mir zum Beispiel kaum
vorstellen, dass wir in Bremen einmal die Situation
haben, dass wir ohne Polizeigesetz auskommen. Ich
kann mir ehrlich gesagt – anders als der eine oder
andere – auch nicht vorstellen, dass wir in Bremen
ohne Verfassungsschutzgesetz auskommen werden,
obwohl wir das auch einmal befristet haben und es
dann, als wir feststellten, das bekommen wir so schnell
nicht mehr evaluiert, eilig noch einmal in die Ver-
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längerung geschickt haben. Ich glaube, es wird be-
stimmte alte Gesetze geben, bei denen man schon
jetzt weiß, dass man sie auf Dauer brauchen wird,
und es wird sicherlich auch das eine oder andere neue
Gesetz dieses Parlaments geben, von dem man da-
von ausgehen kann, dass es längerfristig gebraucht
wird, vielleicht sogar auch für immer. Aber der Au-
tomatismus zu sagen, jedes neue Gesetz bitte erst
einmal befristet, an diesem Grundsatz will die CDU-
Bürgerschaftsfraktion festhalten.

(Beifall bei der CDU)

Das heißt nicht, dass wir in Zukunft nur noch be-
fristete Gesetze haben, das heißt auch nicht, dass wir
die Landesverfassung befristen wollen, das heißt nur,
bei neuen Gesetzen wollen wir dieses System defi-
nitiv beibehalten. Das kann dann bei der Evaluati-
on des Gesetzes nach Auslauf der ersten Befristung,
vielleicht auch nach Auslauf der zweiten Befristung
im Einzelfall dazu führen, dass es auch neue nicht
befristete Gesetze gibt, aber die Regel der Ausnah-
melösung ist für uns im Sinne der Entbürokratisie-
rung nachhaltig wichtig.

Die Ziffer 2 Ihres Antrags ist aus unserer Sicht
schlüssig, die kann man mitmachen, dass man nicht
nur Verordnungsermächtigungen beschließt, sondern
gleichzeitig prüft, ob man das, was man in der Ver-
ordnung regeln will, nicht auch im Gesetz regeln
kann. Ich finde das vernünftig und schlau, das kann
man machen, und deswegen wird sich die CDU-Bür-
gerschaftsfraktion, weil es ja auch nur ein Prüfantrag
ist, gleich bei der Abstimmung enthalten. – Vielen
Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Zur Kurzintervention erteile ich
der Abgeordneten Frau Schön das Wort.

Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber
Herr Röwekamp, ich korrigiere Sie ungern und Ju-
risten schon einmal gar nicht als Nichtjuristin, aber
ich wollte es hier im Parlament gern richtigstellen:
Es wird zum Studienkontengesetz überhaupt keine
Regelungslücke geben, weil das Gesetz bis Ende
August 2010 läuft und die Langzeitstudiengebühren
durch das Hochschulgesetz wieder beschlossen wer-
den,

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Wann?)

was wir hier im Juni zur zweiten Lesung haben wer-
den. Damit werden die Hochschulen die 1,4 Millio-
nen Euro weiterhin behalten können. Insofern, da
vielleicht auch draußen am Radio manche Menschen
mithören, brauchen sich die Hochschulen keine Sor-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

gen zu machen, dass sie an dieser Stelle Geld ver-
lieren werden. – Herzlichen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Präsident Weber: Herr Kollege Röwekamp, möch-
ten Sie darauf antworten? Die Möglichkeit haben Sie!

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Ich habe
mich bezogen auf die Antwort des Senats
in der Fragestunde, der gesagt hat, das Ge-

setz muss verlängert werden!)

Als nächster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Erlanson.

Abg. Erlanson (DIE LINKE)*): Sehr geehrter Herr
Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Wir
werden dem ursprünglichen Gesetz, dem Vierten Ge-
setz zur Bereinigung des bremischen Rechts, zustim-
men. Wir finden die Regelungen, die dort getroffen
worden sind, gut. Wir haben dieses Gesetz, das da-
mit in erster und zweiter Lesung hier eingebracht
werden soll, für uns geprüft, was dort an den einzelnen
Gesetzen an Befristungen herausgenommen wurden
oder darin geblieben sind, das finden wir so weit in
Ordnung. Wir haben aber, um es einmal zu sagen –
das haben wir heute Morgen auch zum Ausdruck ge-
bracht –, doch erhebliche Schwierigkeiten mit die-
sen kurzen Fristen für die Neufassung oder den
Änderungsantrag für den Änderungsantrag und damit
die Neufassung. Das dann zum gleichen Tag einzu-
bringen, finden wir, ist stets ein Problem, das wir hier
immer wieder in der Bürgerschaft haben.

(Zuruf des Abg. D r .  K u h n
[Bündnis 90/Die Grünen])

Zumindest für kleine Fraktionen finde ich das nicht
so einfach.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Was für ein Datum steht auf der letz-

ten Version zum Offshorehafen?)

Das ist genau das Gleiche! Es mag ja sein! Ich sage
ja auch, wir haben immer wieder Probleme damit.
Ich bestreite nicht, dass wir manchmal auch solche
Probleme verursachen.

(Abg. Frau B ö s c h e n  [SPD]: Das
kommt von Ihnen!)

Da bin ich ja ganz ehrlich. Ich habe jetzt nur zu
diesem Antrag geredet und dazu festgestellt, damit
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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haben wir auch ein Problem gehabt, und das haben
wir heute Morgen zum Ausdruck gegeben.

Die inhaltliche Auseinandersetzung jetzt im Par-
lament hat uns dabei aber überzeugt, und wir wer-
den diesen beiden Änderungsanträgen zustimmen.
Bei den Prüfanträgen kann ich auf der einen Seite
nachvollziehen, was Herr Röwekamp gesagt hat, aber
wir finden es eigentlich momentan unschädlich, denn,
es sind ja Prüfungsanträge, und die, finde ich, kann
man durchaus stellen. Dann hat man nach dieser
Prüfung einen größeren Erkenntnisgewinn und kann
das möglicherweise für die Zukunft anders regeln.
– Danke!

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
Herr Bürgermeister Böhrnsen.

Bürgermeister Böhrnsen: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Als wir uns im Jahr 2004 – ich
habe es damals Entrümpelungsinitiative genannt –
auf den Weg gemacht haben, Gesetze zu befristen
und zu überprüfen, haben wir es vor allem als Selbst-
verpflichtung des Gesetzgebers und des Parlaments
gemeint, natürlich unterstützt durch den Senat, und
ich glaube, so muss man es nach wie vor sehen. Der
Gesetzgeber hebt nicht einmal die Hand und sagt,
wir beschließen etwas, und dann kümmern wir uns
Jahrzehnte nicht mehr darum, was aus diesem Ge-
setz geworden ist, sondern wir haben gesagt, wir wol-
len sehen, welche Bedeutung, Wirkungen, Vorteile,
Nachteile ein solches Gesetz in der Lebenswirklichkeit
hat, und als Vehikel, um das prüfen zu können, ha-
ben wir die Befristung gewählt. Das ist der Ursprung
gewesen.

Ich habe damals schon vermutet und habe mich
mit meiner Vermutung ein ganzes Stück bestätigt
gesehen, dass das immer mit der Gefahr verbunden
ist, das ist hier schon angesprochen worden, dass wir
keine Bürokratie abbauen, sondern damit auch ei-
nen bürokratischen Apparat aufbauen, das ist so. Es
gibt immer Beharrungsvermögen, dass man etwas
nicht abschaffen und ändern will, und in der Gefahr
steht diese Initiative auch. Deswegen ist es richtig,
das zu überprüfen, und den Prüfauftrag nimmt der
Senat gern an.

Ich will noch auf den Beitrag von Herrn Röwekamp
eingehen, was das Studienkontengesetz angeht. Auch
das war befristet. Das ist mittlerweile, wie wir wis-
sen, beim Bundesverfassungsgericht anhängig, es
wird also im Moment nicht angewendet. Ob es auf-
gehoben ist oder weiter formell besteht, macht kei-
nen Unterschied, denn überprüft werden Beschei-
de, die auf der Grundlage des seinerzeit geltenden
Gesetzes erlassen worden sind. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat noch durch seinen alten Präsiden-
ten, Prof. Papier, wenige Tage vor Ende seiner Amts-
zeit an Bund und Länder ein Schreiben geschickt,

in dem alle aufgefordert werden beziehungsweise
allen Gelegenheit gegeben wird, Stellung zu neh-
men. Das Bundesverfassungsgericht hat angekün-
digt, dass es zwei zentrale Fragen beurteilen will,
nämlich erstens die generelle Zulässigkeit von Stu-
diengebühren – nicht die politische Opportunität,
sondern die gesetzliche, verfassungsrechtliche – und
zweitens die verfassungsrechtliche Frage der Lan-
deskinderklausel. Darauf warten übrigens nicht nur
wir, sondern da wartet man in der ganzen Republik,
ob so etwas geht oder nicht. Wir haben es immer ge-
wusst, wir betreten da Neuland, und wenn wir eine
solche höchstrichterliche verfassungsgerichtliche Klä-
rung haben, dann entscheiden wir weiter.

Ich lege aber noch einmal Wert darauf, warum wir
damals die Studienkonten und die Landeskinderre-
gelung eingeführt haben: erstens, weil wir – jedenfalls
der Teil des Hauses – keine allgemeinen Studienge-
bühren wollen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Zweitens, ein ganz spezifisch bremischer Punkt.
Sie wissen, dass wir überproportional viel bei der Aus-
bildung von Studierenden leisten. Wir leisten – mit
Berlin an gleicher Stelle – mehr als alle anderen Län-
der, weil wir mehr ausbilden als unsere Landeskin-
der an Zahl haben, sehr viel mehr. Wir übernehmen
deswegen Ausbildungslasten auch aus anderen Län-
dern, aus unserem Nachbarland und weiter entfernt.
Schauen Sie sich einmal an, wie die ausbilden! Das
ist ein bekanntes Phänomen – das wir beim Bildungs-
gipfel mit der Kanzlerin immer wieder ansprechen
– der Stadtstaaten, und wir sind darauf angewiesen,
weil uns ansonsten keiner dafür Geld gibt. Ich fin-
de, es müsste im System der Studienplatzfinanzie-
rung berücksichtigt werden, dass wir in einer solchen
Weise überproportional Leistungen erbringen für die
bundesstaatliche Gemeinschaft.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Bis ein solches Ziel erreicht ist, haben wir dieses
Studienkontengesetz gewissermaßen als Notwehr auf
den Weg gebracht. Wir werden sehen, wie die Ge-
schichte weitergeht. Am Ziel jedenfalls, dass wir für
unsere bremischen Aufwendungen einen höheren
Beitrag bekommen müssen, sollten wir auf alle Fäl-
le festhalten. – Vielen Dank!

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Gemäß Paragraf 51 Absatz 7 unserer Geschäfts-
ordnung lasse ich zunächst über den Änderungsan-



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 17. Wahlperiode – 67. Sitzung am 19. 05. 105112

(A) (C)

(B) (D)

trag abstimmen. Wer dem Änderungsantrag der Frak-
tionen Bündnis 90/Die Grünen und der SPD mit der
Drucksachen-Nummer  17/1302,  Neufassung  der
Drucksache 17/1299, zustimmen möchte, den bitte
ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE
LINKE und Abg. M ö h l e  [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU, FDP und Abg.
T i t t m a n n  [parteilos])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Änderungsantrag zu.

Nun lasse ich über das Vierte Gesetz zur Bereini-
gung des bremischen Rechts in erster Lesung abstim-
men.

Wer das Vierte Gesetz zur Bereinigung des bre-
mischen Rechts, Drucksache 17/1198, unter Berück-
sichtigung der soeben vorgenommen Änderungen
in erster Lesung beschließen möchte, den bitte ich
um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen,
DIE LINKE, Abg. M ö h l e  [parteilos] und

Abg. T i t t m a n n  [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen FDP)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung.

Da der Senat um Behandlung und um Beschluss-
fassung in erster und zweiter Lesung gebeten hat und
die Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen
dies als Antrag übernommen haben, lasse ich darüber
abstimmen, ob wir jetzt die zweite Lesung durchfüh-
ren wollen.

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

(Einstimmig)

Wir kommen zur zweiten Lesung. – Die Beratung
ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen nicht vor.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Vierte Gesetz zur Bereinigung des bre-
mischen Rechts in zweiter Lesung beschließen möch-
te, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen,
DIE LINKE, Abg. M ö h l e  [parteilos] und

Abg. T i t t m a n n  [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen FDP)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

Nun lasse ich über den Antrag der Fraktionen Bünd-
nis 90/Die Grünen und der SPD abstimmen. Wer dem
Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und
der SPD mit der Drucksachen-Nummer 17/1301 seine
Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das
Handzeichen!

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE
LINKE, Abg. M ö h l e  [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen FDP)

Stimmenthaltungen?

(CDU und Abg. T i t t m a n n
[parteilos])

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist jetzt 17.40
Uhr. Ich mache Ihnen den Vorschlag, dass wir jetzt
die Tagesordnungspunkte ohne Debatte aufrufen.

Ich stelle Einverständnis fest, dann können wir so
verfahren.

Sexuelle Identität in den Katalog der Diskrimi-
nierungsverbote des Grundgesetzes aufnehmen

Mitteilung des Senats vom 13. April 2010
(Drucksache 17/1251)

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mittei-
lung des Senats Kenntnis.



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 17. Wahlperiode – 67. Sitzung am 19. 05. 10 5113

Vierzehnter Staatsvertrag zur Änderung rundfunk-
rechtlicher Staatsverträge (Vierzehnter Rundfunk-

änderungsstaatsvertrag)

Mitteilung des Senats vom 20. April 2010
(Drucksache 17/1261)

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Hier ist Überweisung zur Beratung und Bericht-
erstattung an den Ausschuss für Informations- und
Kommunikationstechnologie und Medienangelegen-
heiten vorgesehen.

Wer der Überweisung des Vierzehnten Staatsver-
trages zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsver-
träge zur Beratung und Berichterstattung an den
Ausschuss für Informations- und Kommunikations-
technologie und Medienangelegenheiten seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) überweist
entsprechend.

(Einstimmig)

Gesetz zu dem Staatsvertrag über die Verteilung von
Versorgungslasten bei bund- und länderübergrei-

fenden Dienstherrenwechseln

Mitteilung des Senats vom 23. März 2010
(Drucksache 17/1230)

2. Lesung

Die Bürgerschaft (Landtag) hat den Gesetzentwurf
des Senats in ihrer 65. Sitzung am 21. April 2010 in
erster Lesung beschlossen.

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zu dem Staatsvertrag über die Ver-
teilung von Versorgungslasten bei bund- und länder-
übergreifenden Dienstherrenwechseln in zweiter
Lesung beschließen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in zweiter Lesung.

(Einstimmig)

Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen den Ländern
Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Freie Hanse-
stadt Bremen und Freie und Hansestadt Hamburg
über die Durchführung des Übertragungsstellenver-

fahrens für Milchquoten

Mitteilung des Senats vom 23. März 2010
(Drucksache 17/1231)

2. Lesung

Die Bürgerschaft (Landtag) hat den Gesetzentwurf
des Senats in ihrer 65. Sitzung am 21. April 2010 in
erster Lesung beschlossen.

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet. – Wortmel-
dungen liegen nicht vor. – Die Beratung ist geschlos-
sen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen den
Ländern Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Freie
Hansestadt Bremen und Freie und Hansestadt Ham-
burg über die Durchführung des Übertragungsstel-
lenverfahrens für Milchquoten in zweiter Lesung
beschließen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in zweiter Lesung.

(Einstimmig)

Gesetz zur Ausführung des Zensusgesetzes 2011
(Zensusausführungsgesetz – ZensAG)

Mitteilung des Senats vom 27. April 2010
(Drucksache 17/1278)

1. Lesung

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Ausführung des Zensusgesetzes
2011, Zensusausführungsgesetz – ZensAG, Druck-
sache 17/1278, in erster Lesung beschließen möch-
te, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen,
FDP und Abg. T i t t m a n n  [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen DIE LINKE)
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Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung.

Es ist Einigung darüber erzielt worden, nach der
ersten Lesung den Gesetzesantrag zur Beratung und
Berichterstattung an den Ausschuss für Informations-
und Kommunikationstechnologie und Medienange-
legenheiten zu überweisen. Wer dieser Überweisung
seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um
das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen,
FDP und Abg. T i t t m a n n  [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen DIE LINKE)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) überweist
entsprechend.

Bericht des Petitionsausschusses Nr. 34
vom 11. Mai 2010

(Drucksache 17/1287)

Eine Aussprache ist hierzu nicht beantragt worden.

Wir kommen daher zur Abstimmung.

Wer der Behandlung der Petitionen in der emp-
fohlenen Art zustimmen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

(Einstimmig)

Bericht der Besuchskommission nach dem Gesetz
über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen
Krankheiten (PsychKG) vom 19. Dezember 2000 für

die Jahre 2008 bis Februar 2010

Mitteilung des Senats vom 11. Mai 2010
(Drucksache 17/1289)

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mittei-
lung des Senats, Drucksache 17/1289, Kenntnis.

Damit wären wir an das Ende unserer heutigen
Tagesordnung angelangt.

Ich bedanke mich, schließe die Sitzung und wün-
sche Ihnen noch einen angenehmen Abend.

(Schluss der Sitzung 17.39 Uhr)

Druck: Hans Krohn · Bremen
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